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Zur Abfassung und Herausgabe derselben veranlassten mich zwei Gründe. Zunächst wollte ich durch diese Beiträge das neu gegründete Zeitungsunternehmen fördern helfen. Mehr aber noch lag es in meiner Absicht, das ruhmreiche Andenken unserer glaubensstarken und opfermutigen Vorfahren bei der jetzigen Generation wieder nachzurufen und lebendig zu erhalten.                                                                                                           Und wahrlich, unsere Väter haben sich einen berechtigten Anspruch auf die Erinnerung der Nachwelt erworben. Ohne Zweifel gibt es in ganz Deutschland keinen Ort, wo Jahrhunderte hindurch für das kostbare Gut des Glaubens so viel gelitten und so beharrlich gestritten worden ist, wie in Ibbenbüren und den übrigen Gemeinden der früheren Grafschaft Lingen. So nennt ja der berühmte Görres dieses Ländchen „das deutsche Irland“; so schrieb doch der verewigte Oberpräsident vom Vincke am 18. September 1815 an das Ministerium zu Berlin, „die Lingener Katholiken wären mit einer so gewaltsamen Härte behandelt, wovon sich außer in Irland kein Beispiel finde.“ Diese „gewaltsame Härte“ auf Seiten der Gegner wurde aber weit übertroffen durch die duldende Opferwilligkeit und ausdauernde Glaubenstreue seitens der Katholiken. Bei der Behandlung dieser Religionskämpfe, welche den Hauptgegenstand der vorliegenden Geschichte bilden, mussten auch der wechselvollen politischen und kommunalen Verhältnisse Ibbenbürens gedacht werden, zumal da dieselben schon an und für sich des Interesses nicht entbehren. Ebenso war es zur Klarstellung und Charakterisierung der Zeitverhältnisse notwendig, wenigstens nebenbei die betreffende Geschichte der übrigen Lingener Ortschaften mit zu berücksichtigen. Wenn diese Arbeit noch mancherlei Mängel und Unebenheiten aufweist, so waren dieselben bei der eilfertigen und stückweisen Bearbeitung des überreichen Materials, wie die Zeitung sie forderte, wohl kaum zu vermeiden. Außerdem möge der  Leser freundlicherweise bedenken, dass der Verfasser kein Berufsschriftsteller, sondern ein viel beschäftigter Pastor einer sehr großen und ausgedehnten Gemeinde ist, dem für eine so schwierige Arbeit nicht allzu viele Ruhestunden zur Verfügung standen. Hoffentlich aber erlebt diese Geschichte, wie ihr dauernd wertvoller Inhalt es verdient und ihre unvollkommene Bearbeitung es wünschen lässt, eine zweite, verbesserte Auflage. Daher würde ich es sehr dankbar aufnehmen, wenn der eine oder andere Leser mich dazu mit weiterem,  passendem Material versorgen oder auf wünschenswerte Verbesserungen aufmerksam machen wollte. So möge den dieses bescheidene Büchlein Einlass finden vorzugsweise in den Häusern der früheren Grafschaft Lingen; möge die Erinnerung an die ruhmwürdige Vergangenheit unseres Ländchens dazu beitragen, dass hierselbst die alte Glaubenstreue und der beharrliche Opfermut für alle Zukunft erhalten bleibe.

Das walte Gott.

Ibbenbüren, am Feste des heiligen Josephs, den 19. März 1900 - Der Verfasser-
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Einleitung                                                                                              Ibbenbüren gehört gegenwärtig staatlich zum Königreich Preußen und kirchlich zum Bistum Münster. Welchen Wechsel dasselbe als Teil der Grafschaft Lingen (Oberlingen) in beiden Beziehungen durchgemacht hat, zeigt die folgende Tabelle:

A. Weltliche Regierungen

1. Ibbenbüren unter den Edlen „von Ibbenbüren“

2. Ibbenbüren (Lingen) unter den Grafen von Tecklenburg

3. Lingen von Tecklenburg getrennt unter Nikolaus IV. 1505-1541

4. Wieder mit Tecklenburg vereint 1541-1548

5. Kaiserliches Lehen unter dem niederländischen (Geldernschen)

                                         Grafen von Büren 1548-1550

6.  In kaiserlichem Besitz 1550-1555

7.  In spanischem Besitz 1555-1578

8.  In oranischem Besitz 1578-1580

9.  In spanischem Besitz 1580-1597

10. In oranischem Besitz 1579-1605

11. In spanischem Besitz 1605-1633

12. In oranischem Beisitz 1633-1672

13. In münsterischem Besitz 1672-1674

14. In oranisch-holländischem Besitz 1674-1702

15. In preußischem Besitz 1702-1806

16. In französichem Besitz 1806-1813

17. in preußischem Besitz seit 1813

(18. Nieder-Lingen im hannoverischem Besitz 1815-1866

19. Nieder-Lingen wieder im preußischen Besitz seit 1866)
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B.  Geistliche Obern

1.  Lingen unter dem Bischof von Osnabrück bis 1559

2. Unter dem Bischof von Deventer 1559-1590

3.  Unter dem Apostolischen Vikar für Holland 1590 - ca. 1700

4. Unter dem Nuntius in Brüssel 1700-1788

5. Unter dem Bischof von Paderborn 1788-1791

6. Unter dem Nuntius in Köln 1791-1798

7. Unter dem Bischof von Ermeland 1798-1803

8. Unter dem Lingener Erzpriester 1803-1804

9  Unter dem Bischof von Paderborn (und Hildesheim) 

1804-1812

10. Unter dem Weihbischof (Apostol. Vikar) von 

Osnabrück      1812-1821

11. Unter dem Bischof von Münster seit 1821

(Die Niedergrafschaft Lingen ist unter Osnabrück geblieben)

Bei einem so häufigen und schnellen Wechsel wussten die Bewohner von Lingen bisweilem nicht, wohin sie staatlich und kirchlich angehörten. Eines aber haben sie nie vergessen, dass sie katholische Christen waren.
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Geschichte der katholischen Kirche zu Ibbenbüren

I.Erster Abschnitt
Ursprung und Name der Stadt Ibbenbüren
Die Ureinwohner des Ländchens „Oberlingen“ mit den Hauptorten Ibbenbüren gehörten zu dem Deutschen Volksstamme der Bructerer, während die Bewohner von Niederlingen ihren Ursprung von den Amsivariern ableiten. Letztere rissen selbst die Römer zur Bewunderung hin durch ihre „Größe im Unglück“; noch bewunderungswerter aber erscheinen die edlen Bructerer, welche „lieber ihre ganzes Land mit eigener Hand verwüsteten, als dass sie sich der Freiheit begaben.“ (Ising) Diese Stämme, wie überhaupt die deutschen Völker, bewohnten nach dem Berichte des Römischen GeschichtsschreibersTacitus keine Städte und vereinigten Plätze, sondern „sie bauen sich an, abgesondert und zerstreut, wie ein Quell oder ein Feld oder ein Wald sie anlockt. Ihre Dörfer bauen sie nicht, wie bei uns Sitte, mit verbundenen und aneinandergrenzenden Gebäuden; ein Jeder umgibt sein Haus mit einem Hofraum, entweder als Mittel gegen Brandgefahr oder aus Unkenntnis im Bauen.“ (Germania e. 16)
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Was der Römer von der damaligen Zeit  (im 1. Jahrhundert nach Christus) berichtet fanden 600-700 Jahrespäter die Franken ebenso. Diese Beschreibung passt sogar auch heute noch auf unsere Landgemeinden; es sind aber seit 1000 und mehr Jahren auch in Deutschland überall Dörfer und Städte entstanden. Zeitlich wie ursächlich fällt dieses mit der Einführung des Christentums zusammen. Als nämlich Carl der Große sein Schwert und mit dem Schwerte die christliche Religion in unser Land brachte, als nach dreißigjährigem Kampfe das ganze Sachsenland (Westfalen, Engern, Ostfalen) im Jahre 803 dem Kaiser zu gehorchen und den christlichen Glauben anzunehmen versprach und nun endlich Ruhe eintrat: da wurden Kirchen gebaut, bei denselben erhoben sich Anfangs Dörfer, diese wuchsen und wurden teilweise zu Städten. Eine gleiche Entwicklung hat sicher auch Ibbenbüren und Umgegend genommen. Wenn Deutschland überhaupt bis

 gegen das neunte Jahrhundert der Dörfer und Städte mehr oder minder entbehrte, so waren insbesondere die Gebirgsgegenden gewiss nur sehr dünn bewohnt und fast vollständig mit Wald und Sumpf bedeckt. Für diese Behauptung scheint bezüglich Ibbenbürens und auch dem Umland zu sprechen, dass in der Gemeinde nur drei Schulzenhöfe existieren (Laggenbeck, Wahrendorf, Crude) welche zudem noch an der Grenze liegen. Es fehlen hier eben in alten Zeiten die Schulzen (Schulzheiß, sculetus = Abgaben-Einnehmer oder Gemeindevorsteher) weil es hierselbst noch kaum zusammenhängende Gemeinden gab. Dafür sprechen auch die ältesten Bauernschaftsnamen z.B. Boclo (Bocholt) = Buchenwald, Scirlo (Schierloh) = gelichteter Wald, Bocrot (Bockraden) = Buchenrodung, mühsam durch Ausrottung der Bäume gewonnene Äcker, Lede (Lehen) = Haide, Lytha, (Ledde) = Bergschlucht, Thurnithi (Dörenthe) = Thros, Niederung, Laegenbike (Laggenbeck) = Sumpfloch, Ulflaon (Uffeln) = Wolfswald u.s.w.
5

Aus dieser Zeit datiert auch der Name Ibbenburen und 

die Entstehung des Dorfes Ibbenburen. Ibbenbüren (oder hipenburen, upenburen u.s.w.) ist jedenfalls abzuleiten von Ubobouren, d. h. die Wohnung des Ubo. Danach bedeutet Ubobouren (Mehrheit) die Wohnungen, die Ansiedlung des Ubos, lateinisch colonia Ubonis.

(Die Buchstaben u und i, b und p sind oft verwechselt; ebenso vermeidet die älteste Zeit die Verdoppelung der Buchstaben und schlägt im Anfang der Wörter oftmals ein h vor. So findet sich z. B. halstedi neben alstedi, aus lupia ist Lippe geworden). –

Diese Bedeutung des Bure ist nur noch erhalten in dem jetzigen Worte „Vogelbauer“, d. h. die Wohnung des Vogels. –

(Andere erklären vielleicht richtiger „Bur“ als „Wohner“ - ef. Nachbar, altdeutsch nahbur oder nabur. d. i. Nahe-Wohner), also Ubo-Buren = Wohner des Ubo).

Als Gründer des Dorfes (der jetzigen Stadt) Ibbenbüren muss also ein gewisser Ubo angenommen werden. Über diese Gründung meldet nun eine alte Sage, dass im 8. oder 9. Jahrhundert ein friesischer Graf oder Edler Namens Ubo, Uibbo oder Ibbo seine friesischen Besitzungen verlassend, nach dem jetzigen Ibbenbüren gekommen sei und sich in der Bauernschaft Halebeck einen Wohnsitz ausersehen habe. Vergleichen wir diese Sage mit der Geschichte der damaligen Zeit und den erhaltenen Urkunden der nächstfolgenden Jahrhunderte, so können wir an der Wahrheit derselben kaum zweifeln. 
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Danach haben wir uns die Entstehung des Dorfes Ibbenbüren etwa in folgender Weise zu erklären: Da die Friesen, welche schon längere Zeit vorher zum Christentum bekehrt waren,gemäß der Heerfolge-Pflicht an den Sachsenkriegern Karls des Großen teilgenommen hatten, so wurden sie vielfach mit Besitzungen im Sachsenlande belohnt. Zugleich sollte durch solche Ansiedellungen das Christentum daselbst ausgebreitet und befestigt werden. (Auch die ersten Bischöfe von Münster – Ludgerus, gest. 809, Gerfrid, gest. 839, Altfried, gest. 849 – und der erste Bischof von Osnabrück, Wiho, nach 30jähriger Wirksamkeit gest. 809, waren Friesen oder kamen aus Friesland). So verlegte um diese oder in etwas späterer Zeit der genannte friesische Edelmann Hubo, oder Ubo, welcher, wie spätere Urkunden bezeugen, in Friesland ein großes Grundeigentum mit sechs Stätten und zwei Drittel des ganzen Landes Sulburk oder Saleburg besaß, seinen Wohnsitz in unsere Gegend. Es musste ihm daran liegen, eine Stelle zu finden, wo er gegen feindliche Überfälle möglichst gesichert war und zugleich auch bequem das nahe liegende Land zu seinem Bedarf urbar machen konnte. Deshalb wählte er zu seiner Ansiedelung den inmitten von Sümpfen südlich von der Stadt Ibbenbüren gelegenen Flecken Landes, der bis heute an dem noch erhaltenen, ca. 6 Meter hohen Turmstumpf erkennbar ist. Nach Ausweis der Örtlichkeit lag dieser Turm fast in der Mitte des Burgplatzes, ist darum als ein Teil der Wohnung des Ubo anzusehen. Dem Schutzwerk, das die Lage von selbst bot, wurde noch ein Erdwall mit Graben beigefügt, wodurch für die damalige Zeit eine hinreichende Sicherheit geboten war. Haben wir also hier die eigentliche Wohnung des Grafen Ubo zu suchen, so wird sein Gutsverwalter, der Maier, wahrscheinlich dort gewohnt haben, wo gegenwärtig der Hof Upmeier (d. h. Maierhof des Ubo) sich befindet.
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Wir können nun auch gewiss nicht daran zweifeln, dass der Graf Ubo auch darauf bedacht war, in der Nähe seiner Wohnung ein Gotteshaus, eine Kapelle zu erbauen und darin wenigstens hin und wieder, vielleicht durch einen Missionspriester von Osnabrück, Gottesdienst halten zu lassen. Diese Kapelle wurde dann der Sammelpunkt für die umliegenden Bauerschaften und wird sich bald zu einer wirklichen Pfarrkirche erweitert haben. Die Bezeichnung von Ibbenbüren als Pfarrei finden wir zuerst in einer Urkunde, welche zwischen 1160 und 1180 datiert. In einer weiteren Urkunde vom Jahre 1250 wird ausdrücklich erwähnt, dass Ibbenbüren zur Diözese Osnabrück gehörte.

(Als Grenze dieses Bistums bestimmte Carl der Große 804 neben „osning“ u.a. „bergashavid“ und „drevanameri“ d.h. Bergeshövede bei Riesenbeck und Dreierwalde, oder das Moor an der Dever bei Voltlage).

Vierzig Jahre später erfahren wir auch den Namen eines Pfarrers von Ibbenbüren. Als nämlich im Jahre 1290 die Äbtissin von Herford, Irmegard von Wittgenstein,

„zu ihrer Kirche in Ibbenbüren eine Reise machen wollte, besuchte sie zu Münster den Canonikus Borchard, Pfarrer (rector) von Ibbenbüren“.

Der Vollständigkeit wegen wollen wir hier noch beifügen, dass auch noch eine Kapelle in der Bauernschaft Altstedde bestanden soll.

Der Wehmhof (jetzt Wehmeier), wovon 1550 berichtet wird, dass die Grafen von Tecklenburg ihn vor Alters von Ibbenbüren „abgeschnitten“ hätten, wird die Wohnung des Geistlichen gewesen sein, der in dieser Kapelle den Gottesdienst versah.

(Möglicherweise könnten auch halstedi und halebeck ursprünglich nicht unterschieden sein, so dass unter „Kapelle in halstedi“ die Ubo-Kapelle zu verstehen wäre.)

Mit dem Kirchenbau des Ubo war auch der Grund gelegt zu der Gründung des Dorfes Ibbenbüren. Wie es ebenfalls noch jetzt zu geschehen pflegt, so bauten sich auch damals bei der Kirche neben dem Pfarrer und Küster namentlich Geschäftsleute an, (Kaufleute, Wirte, Handwerker)
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So entstand um die Kirche ein zusammenhängender Häuserkomplex, ein Dorf.  Natürlich geschahen  solche Ansiedlungen nur nach und nach und es waren die Häuser nur elende Strohhütten. So heißt es in einer Urkunde vom Jahre 1146:

„Die Zehnten von den Hütten, welche in Ibbenburen    liegen.“

(„ decimae de tuguris que sunt in hipenburen“)

Ähnlich 1160:

„der Zehnte von der Mühle bei Ibbenburen, ebendort 1 Pfennig

(nach unserem Geldwert 28 Pfennig) von dem Hause.“

Fassen wir nun das Gesagte kurz zusammen, so ergibt sich das Folgende:

1. Vor dem Ende des 8. Jahrhunderts gab es noch keine Ortschaft namens „Ibbenburen“.

2. Der Edelmann Ubo aus Friesland hat sich wahrscheinlich gegen das Jahr 800 hier angesiedelt.

3. Von ihm führt Ibbenbüren seinen Namen Uboburen d. h. Wohnungen oder Wohner des Ubo.

4. Dieser Ubo hat dahier ein Kapelle oder Kirche gebaut und zwar wahrscheinlich ungefähr dort, wo jetzt die evangelische Kirche steht.

5. Um diese Kirche herum hat sich im 9. oder 10. Jahrhundert das Dorf Ibbenbüren gebildet.

II. Zweiter Abschnitt

Die Edlen „von Ibbenbüren“

Bis zum zehnten und elften Jahrhundert führten auch die Edelleute nur einen Namen; erst da fingen sie allmählich an, demselben noch einen zweiten hinzuzufügen, der meistens ihrer Besitzung oder ihrem Wohnort entnommen war.
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Sollten darum auch, wie zu vermuten steht, Nachkommen des Ubo in Urkunden des 9. und 10. Jahrhundert aufgeführt sein, so würden wir sie doch nicht als solche erkennen können, da sie nur mit ihrem Taufnamen genannt wären. Zudem war und blieb das Dorf Ibbenbüren gewiss noch lange Zeit ein nur wenig kultivierter und spärlich bewohnter Ort, darum war es ein selten genannter Ort.

Anders wird die Sache, als die Nachkommen des Ubo von ihrer Besitzung den Beinamen „von Ibbenbüren“ annahmen.                           Zum ersten Male kommt der Name Ibbenbüren, so viel wir wissen, in einer Urkunde vom Jahre 1146 vor. Da erscheint ein Werner von Ibbenbüren auf der Hofsprache des Bischofs Phillip von Osnabrück um die Einkünfte des Klosters Gertrudenberg daselbst mit zu bestimmen, weil dazu die Zehnten von den Hütten in „Hipenburen“ gehören sollten. Wiederum auf einer anderen Hofsprache vom 1160 ist ein Gottschalk von Ibbenbüren (jedenfalls ein Sohn des genannten Werner) als Mitgenosse gegenwärtig; wobei demselben Kloster „der Zehnte von der Mühle bei Ibbenbüren und ein Denar (Pfennig) von dem Hause“ hinzugefügt wurde. Gottschalk tritt auch in verschiedenen anderen Urkunden als Zeuge auf, so in dem gleichen Jahre 1160:

„Gottschalk von Ibbenbüren und sein Sohn Albert“, in einer weiteren Urkunde aus der gleichen Zeit wiederum: „Gottschalk und sein Sohn Albert“, in einer dritten: „Gottschalk und seine Söhne Conrad und Werner.“ In anderen Urkunden wird außerdem noch sein Sohn Bernhard als Zeuge genannt. Aus diesen Urkunden ergibt sich zugleich, dass die Edlen von Ibbenbüren zu den angesehensten Geschlechtern Westfalens gehörten und verwandt waren mit den Edelherren (später Grafen) „von der Lippe“ und wahrscheinlich auch mit dem „Burggrafen von Stromberg“. 
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Die Namen der Herren von Ibbenbüren stehen in solchen Urkunden fast immer an hervorragender Stelle vor den Namen der Ministeriellen, d. h. des Dienstadels, ein Beweis, dass die Edlen „von Ibbenbüren“ zu dem höchsten Adel gehörten. Diesem Rang und Ansehen entsprach  auch ihr Vermögen und ihre Macht. In Ibbenbüren selbst besassen sie nahezu das ganze Gebiet, welches jetzt die Stadt und Feldmark einnimmt; außerdem waren sie mitberechtigt an allen Marken des Kirchspiels und hatten dort, wie auch in Brochterbeck, Mettingen und Recke nebst Halverde freie Jagd. Dazu kamen verschiedene andere Besitzungen, z. b. in Oesede, Dissen und Nottuln. Ebenso besaßen sie noch immer in Friesland zwei Drittel des Landes Sulburk (Saleburg) nebst dem erwähnten Grundeigentum mit den sechs Stätten.

Von ihrer großen Macht zeugt besonders der Umstand, dass sie stets ihre Unabhängigkeit von den mächtigen Grafen von Tecklenburg zu behaupten wussten. Der zuletzt genannte Gottschalk von Ibbenbüren hatte vier Söhne, deren Namen bereits in den angeführten Urkunden genannt wurden. Albert, Conrad, Werner und Bernard; außerdem zwei Töchter namens Gerfriede und Hildeburge. Von den Söhnen lebte 1189 nur noch Bernard, die drei anderen waren ohne Leibeserben bereits aus dem Leben geschieden. Ebenso war die Tochter Hildeburge, welche mit dem edlen Herrn von Thedehem oder Thedem (von Detten) verheiratet war, damals bereits tot, hatte aber zwei Söhne hinterlassen, welche die Namen Winemar und Arnold führten. Außer dem Sohne Bernard lebte also in dem gedachten Jahr 1189 nur noch seine Schwester Gerberge, welche aber ebenfalls bald darauf unverheiratet gestorben sein muss. Bernard von Ibbenbüren, der nebenbei von seinen anderen Gütern auch als Bernard von Oesede und Bernard von Dissen vorkommt, hatte sich dem geistlichen Stande gewidmet und war vor dem Jahr 1172 zum Domherrn in Münster ernannt worden.
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Von ihm und seinen damals noch lebenden Geschwistern wurde namentlich das Kloster Oesede bei Osnabrück überreichlich beschenkt. Ebenfalls stiftete er in den vergangenen Jahren, wie eine darüber aufgenommene Urkunde des Bischofs Ludwig des Ersten bezeugt, an dem Kloster Überwasser zu Münster ein Jahresgedächtnis für seinen verstorbenen Bruder Conrad,

„welches nach seinem eigenem Tode für ihn selbst sollte gehalten werden“, 

                                   und schenkte zu dieser Stiftung einige Ländereien bei „Notlon“ 

d. i. Nottuln.

Um das Jahr 1178 wurde er Domdechant zu Münster und 1186 Bischof von Paderborn. War schon die Berufung in das Domkapital zu Münster (eines fremdes Bistums) und Beförderung zur zweithöchsten Stelle in diesem Kapiteal ein Beweis für das hohe Ansehen, welches Bernard von Ibbenbüren genoss, so fest uns seine Wahl zu Bischof von Paderborn (ebenfalls einer fremden Diözese) geradezu in Erstaunen. Die Bischöfe waren ja damals zugleich Landesherren und hatten als solche gerade in dieser Zeit, namentlich wegen des Streites zwischen den Welfen und Ghibellinen (Papst- und Kaiseranhänger), die allerschwierigste Stellung. Welch hoher Ruf musste darum dem Domherren Bernard von Ibbenbüren vorusausgehen, dass man gerade ihn, und zwar „einstimmig“, wie berichtet wird, mit dieser hohen und überaus wichtigen Stellung betraute! - Derselbe hat aber auch das Vertrauen, welches man in ihn setze, voll und  ganz gerechtfertigt. Es würde zu weit führen, wenn wir seine Wirksamkeit als Bischof und Landesherr im einzeln beschreiben wollten; nur dass soll und muss der Wahrheit gemäß gesagt werden, dass Bernard II. (so hieß er als Bischof), einer der frömmsten und friedliebendsten, zugleich aber auch auch einer der weisesten und tatkräftigen Bischöfe gewesen ist, welche jemals den Bischofssitz von Paderborn eingenommen haben.
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Ausführlicher wollen wir aber berichten, wie er als letzter, männlicher Sprosse seines Stammes über seine Erbgüter verfügte. Gleich bei seinem Regierungsantritte gab er aus seinen ererbten Besitzungen Benefizien (Pfründen und Stiftungsgüter) an Widekind von Waldeck, Widekind von Pyrmont, Florin von Spenge, Robodo von Störmede, Herman von Behte, Ludolf von Lakuhusen, Gottfried von Bernewide und an den Sohn des Berthold von Ruthern. Darauf aber verschenkte er am 14. Januar 1189, „mit Genehmigung seiner Schwester Herberg und der Söhne seiner verstorbenen Schwester Hildeburg (Winnemar und Arnold von Thedem) die Mühle und das Schloss in Ibbenbüren mit dem Wall und den Sümpfen, welche dasselbe umgeben und befestigen, und sein ganzes Erbteil an die Kirche von Paderborn, stellte aber dabei den Antrag, dass Graf Simon (III.) von Tecklenburg (thikenebure) damit belehnt würde. Dagegen musste der Graf von Tecklenburg das Drittel, welches dieser von dem wiederholt genannten Lande Saleburg in Friesland besaß, der Schenkung beifügen und „die Mühle und das Schloss in Ibbenburen“ (samt den zugehörigen Gütern und Gerechtigkeiten) den Neffen des Bischofs (Winemar und Arnold von Thedem) als Lehensgut übertragen, wie es auch in demselben Jahre geschah. Bischof Bernhard II starb im März oder April des Jahres 1203 und mit ihm erlosch das glänzende Geschlecht der Herren von Ibbenburen. Die Herren von Thedem mögen sich als weibliche Linie und als After-Lehensherren der Schlossherrlichkeit noh einige Zeit „Herren von Ibbenbuen“ genannt haben, wenigstens wird noch 1245 ein Bernard von Ibbenbüren als Zeuge aufgeführt, allein sie hatten den früheren hohen Rang verloren und verschwanden mehr und mehr unter dem niederen Lehnsadel.
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Ebenso bewohnten sie nicht mehr das alte Schlossgebäude, sondern das in der Nähe gelegene Haus Wert; ja selbst den Namen „von Ibbenburen“ wechselten sie später mit dem Namen „von Ubena“ oder „von Upna“. 

(Ubena, im altfriesischen Dialekt, im Genitiv Plural von Ubo, bedeutet: „der Ubosleute Sohn“ oder des Ubogeschlechts Mitglied.)

Über die Herren von Upna oder Ubena wissen wir nur äußerst wenig, allein dieses Wenige ist für unsere Geschichte mehr wert, als ganze Bücher. Von diesen Herren reden nämlich nur zwei Urkunden oder Handschriften, welche sich früher im Besitze des Hofes Werthmöller dahier besfanden. In den ersten Urkunde (Kaufbrief vom 22. Mai 1422) heißt es, dass die Herren von Wert (als Nachfolger der Herren von Upna) in allen Marken des Kirchspiels (Ibbenbüren) berechtigt seien, weil die Herren von Upna immerwährende Kirchenräte gewesen wären

                  (......weiln als de herrn van upna ewiger kerchratt geseytt....)                                                                                    In der zweiten Handschrift vom Jahre 1661 wird aus den alten Akten des Archivs zu Tecklenburg bezeugt, dass das Haus Wert dieses Recht an den Marken 

„soweit die Glocken  von Ibbenburen läuten, wirklich besäße, weil die Herren von Ubena das Recht hätten, ewiger Kirchrath von Ibbenbüren zu sein, da die Kirche von ihnen den Namen habe.“   

Durch diese beiden Urkunden wird fast unwiderleglich bewiesen, dass Ubo oder seine Nachfolger wirklich die Kirche von Ibbenbüren erbaut und gegründet haben; sonst wären ja die aufgezählten Rechte und die Namensnennung der Kirche gar nicht zu erklären. Noch einmal tritt in weit späterer Zeit eine „Gertrud de Ubena“ auf, welche sich 1700 mit dem Herren von Langen zu Spiek (bei Bramsche) verheiratete. Sollte nicht auch diese aus dem alten Geschlecht der Ubonen stammen?
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III. Adlige Höfe in Ibbenbüren                                                                           In einer aus der ersten Hälfte des vorigen Jahrhunderts stammenden Handschrift, dessen Verfasser sich als ein Enkel des Predigers Rump zu Wersen nennt, werden als adelige Häuser der Grafschaft Tecklenburg und des Lingenschen Gebietes unter anderem aufgeführt: von Lange(n), von Detten (von Thedem), von Grothaus auf der Kronenburg im Kirchspiel Lengerich, Grone, Langenwisch, von Stricket, von Grendorf.                                                                                                   Die drei erst genannten werden als „ausgestorben“ bezeichnet, die beiden letzten waren schon damals „zu Bauernstätten verordnet“ worden. Die Familie von Detten oder von Thedem bewohnte, wie wir bereits gehört haben, das Haus „Wert“. Dasselbe lag südwestlich von dem alten Schlosse der Herren  „von Ibbenbüren“ und war nur wenige hundert Schritte davon entfernt. Die Wohnung selbst war jedenfalls schon von den Herren von Ibbenburen in der Nähe ihrer Mühle erbaut worden. Den Namen „Wert“ oder richtiger „Werd“ (vom altdeutschen „Warid“ d. h. Insel) führte der Hof von seiner Lage, da er von den beiden Aa-Bächen, die dort zusammen fliessen, fast ganz umschlossen wurde. 

(Dadurch ist es auch zu erklären, dass in einer Urkunde vom Jahre 1315 eine unbekannte „Burg Wrede bei Ibbenburen“ genannt wird, denn der Name Wrede ist ohne Zweifel aus Werd oder Warid entstanden oder damit verwechselt).  

                                                                                                                    Als die Familie von Thedem gegen das Jahr 1422 ausgestorben war, fiel das Haus Wert als männliches Lehen an den Grafen von Tecklenburg voll und ganz zurück. 
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Der damalige Graf, Cord d.h. Conrad genannt, verkaufte alsbald am 22. Mai 1422 das Haus, „samt der Mühle (und dem alten Schlosse),                                                 der Jagdgerechtigkeit in den Oberlingischen Kirchspielen sowie der Mitbenutzung aller Marken des Kirchspiels Ibbenburen, der Schaftrifft auf dem Schirloher und Leher Felde und der Fähigkeit zum Besuche des Landtags in Lingen“ an Henric tor Mollen (Zurmühlen) für 7218 Thaler, eine für die damalige Zeit außerordentlich hohe Summe. Tor Mollen nahm den Titel „Wert“ mit in seinen Namen auf, wodurch der Name Wertmöller entstanden ist. Die Familie Wertmöller blieb über 400 Jahre im Besitz dieses Gutes, bis dasselbe um die Mitte des neunzehnten Jahrhunderts in anderweitige Hände überging.                         Die Hauptbesitzung führt aber auch heute noch den Namen „Wertmühle“. Südwestlich von der Werthmühle lag das Haus Grone. Dasselbe soll, wie eine alte (Wertmüllerische) Handschrift besagt, ursprünglich eine Leibzucht (?) des Hauses Wert gewesen sein, jedenfalls aber war es bei dem Verkauf des Hauses wert (1422) schon wenigstens 100 Jahre lang ein davon unabhängiger adeliger Hof.                                                                            Der erste Besitzer ist, wie wir vermuten, ein „von Langen“ gewesen.                                                                                                   Ein „Rodolphus de Langhen“ wird nämlich in den Heberegistern des Klosters Hervord im Jahre 1336 als Herr in Tekeneborgh, 1338 und 1339 aber als Herr in „Gronenberghe“ aufgeführt, wobei zu berücksichtigen ist, dass „berghe“ und „borgh“ damals, wie bewiesen werden kann, miteinander verwechselt wurden. Wir nehmen darum an, dass die adeligen Herren von Langen, welche in unserer Gegend sehr viele Güter besaßen, damals auch im Besitze der Gronenborgh (jetzt Kronenburg) bei Lengerich waren, und dass von dieser Gronenborgh auch das Haus Grone seinen Namen und seine Besitzer erhalten hat. So finden wir ja auch später die Familie von Grothaus zugleich oder nacheinander auf der Gronenborgh und auf dem Hause Grone. Für diese Vermutung spricht insbesondere auch der Name des nahe legenden Gutes „Langenwisk“, d. h. Wiese des Herrn (von) Langen).
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Zur weiteren Begründung unserer Vermutung möge noch hinzugefügt werden, dass sich noch heute auf Grone eine Schranktür befindet,                       wozu u. a. zwei uralte Schnitzwerke dargestellt sind, welche die Wappen der Familien von Langen und von Grothaus (als die ältesten Besitzer von Grone ?) zur Darstellung bringen.                                                                                Auf „von Langen“ folgte dann die Familie von Grotehaus.                             In den Akten des Pfarrarchivs kommt „Otto Grotehus Knape“ zum ersten Male 1488 vor. In einer weiteren Urkunde vom Jahre 1519 wird derselbe oder sein Sohn als Grothus, genannt Grone bezeichnet (Esselen).  Noch eine andere Urkunde des Pfarrarchivs vom 24. April 1672 nennt „Ihro Hochedlen Graven? Caroll Ottmar Phillips von Grothaus, Erbherr des hochadligen Hausen Groen.“ Später erscheinen als Besitzer „Grothaus und Lüning“ und zwar bis zu Anfang des 19. Jahrhunderts, um welche Zeit das Gut Grone an die Familie „von der Horst zu Cappeln“ überging. Ein Kilometer westlich von Grone liegt das Haus Langewiese, welches noch bis heute das Aussehen einer alten Burg bewahrt hat. Dasselbe hat offenbar ursprünglich zu Grone gehört, war aber schon um die Mitte des 14. Jahrhunderts ein selbstständiges Gut. Das Wort „Langenwisk“ haben wir bereits erklärt. Im Übrigen wollen wir nur noch die Namen der Bewohner oder Besitzer anführen, nämlich von Gogreven (im Pfarrarchiv genannt 1345, 1383, 1450, 1610 u.s.w.), ferner von Schmitzbergen, darauf von Benting (1674, 1717 cc.) und von Elmendorf. In neuerer Zeit waren beide Güter, Grone und Langewiese in bürgerlichem Besitze, bis sie vor wenigen Jahren von dem Herzog von Arenberg erworben wurden.                                                                       Nur das moderne, herrschaftliche Wohnhaus auf Grone nebst Fabrikgebäuden und Gartenanlagen ist „Eigentum des Fabrikanten Deiters“ geworden.
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Die oben miterwähnten beiden adligen Güter von Stricket (in Dörenthe) und von Grendorf (auf dem Schafberg) sind z. Zt. Eigentum der Bauern Große- und Kleine- Stricker (bzw) Engel und Peter. Unter den genannten Adeligen haben sich, wie sich später zeigen wird, namentlich die Herren von Grothaus auf Grone um die Erhaltung der katholischen Religion dahier sehr verdient gemacht.

IV. Bauernhöfe und Bauernschaften                                                                    Verhältnis Ibbenbürens zu Osnabrück und Herford.                                                        Die Namen der ältesten Bauernhöfe können wir im Allgemeinen nur mehr aus den alten Registern oder Urkunden kennen lernen, welche die von ihnen zu leistenden Abgaben namentlich die „Zehnten“ verzeichnen. Dabei ist zu bemerken, dass der Name der jetzigen Bauernschaften gewöhnlich von dem Haupthofe entnommen ist, also ursprünglich einen Bauernhof benennt. Zum besseren Verständnis des Folgenden wollen wir eine Belehrung über den Ursprung, die Bedeutung und rechtliche Verpflichtung der „Zehnten“ vorausschicken. Von dem aus dem alten Bunde in das Christentum übergangenen Grundsatz ausgehend, „dass jeder in seinem Gewissen verbunden sei, den zehnten Teil der von ihm gewonnenen Früchte zur Verherrlichung Gottes, von welchem der Segen der Arbeit herrührt, zur Unterstützung seiner Mitmenschen und zur Beförderung gemeinnütziger Anstalten abzugeben“, hatte man die                                         Zehnt -Entrichtung  kirchlicherseits in den ersten Jahrhunderten zunächst als verdienstliches Opfer, sodann allmählich als Pflicht aufgestellt und diese durch Synodalbeschlüsse eingeschärft.
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Karl der Große gab diesen Beschlüssen allgemeine staatrechtliche Verbindlichkeit.   Er machte alle  ihm untergebenen  Völker durch Auflage des Zehnten „Gott dem Herren tributpflichtig“, wie denn die Zehnten in der Kirchensprache „Gottes-Steuer“ genannt wurden; im Falle der Verweigerung traten kirchliche Strafen ein, nötigenfalls bürgerlicher Zwang. Die Zehnten mussten entrichtet werden vom Grundbesitz (dingliche Zehnten) wie vom persönlichen Erwerb (persönliche Zehnten) von allen Staatsangehörigen ohne Ausnahme und vom Grundbesitz jeglicher Art, selbst dem des königlichen Fiskus. Die dinglichen Zehnten waren zweifach: Feldzehnten und Tierzehnten. Neben den kirchlichen Zehnten gab es noch andere, die als ein Grundzins von den Krongütern an den Fiskus, von anderen Grundstücken den Grundherrn fielen, so dass in diesem Falle das Grundstück dem doppeltem Zehnten unterworfen war. Die zweiten Zehnten wurden als der neunte Teil von dem, was nach Abzug der ersten übrig blieb, berechnet, daher der Ausdruck „decimae et nonae“, d. h. Zehnten und Neunten. Auch Kirchengüter wurden auf die Weise aus getan, so dass alsdann jene doppelt Abgabe an die Kirche fiel. Selbständige Bauerngüter gab es in älteren Zeiten überhaupt nicht, alle Bauern galten als Pächter ihres Hofes, welcher dem Landesherrn, dem Bischof, einer Kirche, einem Kloster oder einem Adligen zu eigen gehörte. Im Allgemeinen ist dieses bis zu Anfang des 19. Jahrhunderts also geblieben. Die Verwaltung und Verwendung der kirchlichen Zehnten stand anfangs ausschließlich dem Bischofe zu; er durfte aber dieselben nicht blos für sich und sein Münster  (seinen Dom), überhaupt nicht nach Belieben, sondern nur nach dem Kirchenrechte verwenden.
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Dieses aber forderte, dass sämtliche kirchliche Einkünfte in vier Portionen geteilt wurden, wovon die eine Portion dem Bischofe verblieb,  die anderen von ihm unter die Geistlichen verteilt, die dritte für die Armen und die vierte zum Unterhalte des Gottesdienstes und der Kirchengebäude verwendet wurde. Als aber in der Diözese noch andere eigene Kirchen errichtet waren, geschah die Entrichtung der Zehnten an  diese und zwar zunächst an die Taufkirchen. Hier wurden sie dann unter der Oberaufsicht des Bischofs in jene vier Portionen geteilt und dem Bischofe jährlich über die beiden Teile, die ihm und der Kirchenbaukasse zu vielen, Rechnungen abgelegt. Die für die Armen bestimmte Portion wurde aber gewöhnlich zu den Hospitien verwendet, welche die Bischöfe und andere Wohltäter der kanonischen Regel gemäß für Arme, Kranke u. f. w. stifteten. Dass diese allgemeinen Verordnungen rücksichtlich der Zehnten-Entrichtung auch in den sächlichen Bistümern von der Zeit ihrer Gründungen an zur Durchführung gekommen sind, beweist u. a die Reichsversammlung zu Salz im Jahre 803, auf welcher Karl der Große den bekehrten Sachsen jeden Tribut erließ, 

„mit Ausnahme der Zehnten, welche alle, Reiche und Arme, von ihren gesamten Einkünften Christo dem Herren und der Geistlichkeit gewissenhaft zu entrichten hätten.“  

                                                                                                                               Ebenso enthalten die capitula de partibus Saxoniae                                                  (die gesetzlichen Verordnungen für den sächsischen Anteil)                    vom Jahre 785 für die Ausstattung der Pfarrer folgende Bestimmung:                                                                                                                           „Jede Kirche soll von den zu ihr gehörigen Landes-Eingesessenen mit einer curtis (größerer Hof) und zwei mansis (gewöhnliche Bauerngüter) ausgestattet werden.“                                                                                                  (Solche Güter hießen Wehmen d. h. Stiftungs- oder Weihegüter von wedem = Weihtum).                                                                                                                                    „Von je 120 Menschen soll ein Knecht und eine Magd                                              ( eigenhörige Leute zu Handdienstleistungen)                                                                                     an die Kirche überlassen und von allem Ertrag des Landes der Zehnte an die Kirchen und Priester entrichtet werden, auch von allem, was für den königlichen Fiskus einkommt, der Zehnte an die Kirche abgeben werden.“
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Auf diese Weise war für den Bestand und Unterhalt der Kirche nebst ihrer Diener und wohltätige Anstalten aufs beste gesorgt, zumal da mit der Zeit noch manche freiwillige Stiftungen hinzukamen.                                                                                                  Wären die genannten „Wemhöfe und Ländereien und Leute“                und diese allgemeinen Pflichtzehnten unverletzt der Kirche verblieben, so hätte es für alle Zukunft weiterer privater und staatlicher Zuwendungen nicht bedurft. Allein dieser Grundbesitz und Zehntengenuss ging vielfach schon bald ganz oder teilweise in andere Hände über. So geschah es auch namentlich im Bistum Osnabrück zu Gunsten der Klöster Korvey und Herford. In der diesbezüglichen (erneuerten) Schenkungsurkunde des Kaisers Ludwig des Deutschen vom Jahre 853 wird bestimmt, dass Meppen und Eresburg (Visbeck ?) an Korvey fallen soll, Bünde mit den ihm unterworfenen Kirchen und Rheine, im Bistum Münster, mit den zugehörigen Kirchen an Hervord fallen soll, und zwar

„in der Weise, dass die Zehnten und anderen Einkünfte an die Klöster fallen, wofür diese Klöster für Taufe, Altarsakrament, Begräbnis und Beichthören wie auch für die Verwaltung des Erzpriestertums sorgen müssen.                                                                                                      Dem Bischofe sollen nur die mansionatica,d. h. die Hofhaltungs-    Zuschüsse verbleiben.“ (Möser I. Urk. 4.) 

So waren also die Klöster statt des Bischofs vollständig Herren der betreffenden Kirchen geworden und hatten darum auch                           für die Unterhaltung derselben und Anstellung von Geistlichen zu sorgen. Letzteres wurde später nicht als Last und Pflicht, sondern als Recht (Ernennungs- und Vorschlagsrecht) betrachtet, während die Unterhaltung der Kirchen und die Besoldung der Geistlichen größtenteils wieder auf die Gemeinden abgeschoben wurde. 
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Bischof Gosbert (653-659) gab zu dieser Schenkung notgedrungen seine Zustimmung, sein Nachfolger Egbert (860-884) scheint nichts dagegen getan zu haben; Egilmar aber, welcher vom Jahre 885 bis 907 regierte, richtete sofort um das Jahre 887 an Papst Stephan VI eine Klageschrift, worin er sich beschwert,   

                                                                                                                „dass während der Regierung seiner Vorgänger Goswin und Gosbert bei den Unruhen im Deutschen Reiche die Klöster Korvey und Hervord sich der Macht und des Einflusses des Grafen Cobbo, eines Bruders des damaligen Abtes von Korvey und der Äbtissin von Herford, bedient hätten, um nicht nur viele in seinem Bistum gelegene Kirchen und Güter vom Kaiser sich schenken zu lassen, sondern auch zum Bistum gehörige Zehnten an sich zu bringen.“ „Dabei“, so setzte er hinzu. „ließen ihm diese Klöster ungerechter Weise nur den vierten und schlechteren Teil von den Zehnten zukommen, während sie für sich drei Teile nähmen, wovon jeder besser sei, als sein Anteil.“ 

Diese Beschwerde hatte keinen Erfolg. Egilmar ließ sich aber nicht einschüchtern, vielmehr erneuerte er wiederholt seine Einsprüche und erlangte dadurch, dass König Arnolf durch mehrere Erlasse (889  bis 895) die gedachte Schenkung im Allgemeinen an den Bischof zurückgab. Allein diese Erlasse wurden nur zum Teil aufgeführt; darum hat sich der Streit über diese Güter und Zehnten noch 300 Jahre hingezogen, bis er gegen das Jahr 1170 vom Bischofe Phillip durch einen Vergleich zu Ende gebracht wurde. Zu den zwischen 834 und 840 unter Kaiser Ludwig I., dem Bischofe vom Osnabrück entzogenen Kirchen, Gütern und Zehnten“ hat nun insbesondere auch Ibbenbüren seinen Teil beigetragen. Ibbenbüren gehörte damals ohne Zweifel zum Verwaltungsbezirk des Erzpriesters (Landdechanten) der Kirche in Bünde, (Burginithi), welche, wie wir oben berichtet haben, mit den ihr untergeordneten Kirchen an das Kloster Herford geschenkt wurde.                           Demnach waren auch die Zehnten und die sonstigen Besitzungen und Einkünfte der Kirche zu Ibbenbüren an Herford gefallen, weshalb die Äbtissin Irmegard, wie wir gesehen haben, diese Kirche geradezu ihre Kirche nennt.
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Die Abgaben, welche das Kloster von hier bezog, werden uns erst bekannt aus den Heberegistern des 12. Jahrhunderts, also aus einer Zeit, in welcher die Abgaben jedenfalls schon größtenteils an den Bischof zurückgefallen waren. Namentlich ist in diesen Registern von „Zehnten“ selten oder gar nicht mehr die Rede. Die diesbezüglichen Abgaben werden darin im Einzeln folgernder Maßen aufgeführt: 

                                                                                                                        „Ibbenburen dat drei Moldra caseorum et 8 caseos“ u.s.w. -                  Ibbenbüren gibt 3 Malder (9 Scheffel) und 8 Stück Käse,                           6 Schweine zu Weihnachten und 6 zu Ostern, eine Ziegenhaut                               und 2 Scheffel Erbsen                                                                                                       von Ledhen: 20 Scheffel Roggen,                                                                     von Alstedde 20 Scheffel Roggen, 1 Schwein, 1 Schaf,                                           von Thornete: 10 Scheffel Roggen, 2 Schwein, 1 Schaf,                          von Westerledhe:                                                                                                 a) 10 Scheffel Roggen, 8 Scheffel Gerste, 1 Schwein, 1 Schaf                            b) 12 Scheffel Gerste, 1 Schwein, 1 Schaf                                                        c) 10 Scheffel Roggen, 8 Scheffel Gerste, 1 Schwein, 1 Schaf            von Osterledhe                                                                                                     a) 10 Scheffel Roggen, 10 Scheffel Gerste, 1 Schwein, 1 Schaf                b) desgleichen c) desgleichen                                                                             von Weghte:                                                                                                        20 Scheffel Roggen, 1 Schwein, 1 Schaf                                                              also zusammen 9 Scheffel und 8 Stück Käse – 120 Scheffel Roggen – 58 Scheffel Gerste – 2 Scheffel Erbsen – 21 Schweine – 9 Schafe – 1 Ziegenhaut.    

                                                                                                                               An einer anderen Stelle sind außerdem noch 50 Scheffel Hafer  verzeichnet (aus Lytha d.h. Oster- und Westerledde), wovon der Villicus d.h. der Verwalter (Upmeier) 20 Scheffel erhielt.             Letzterer bezog außerdem noch 7 oder 8 Scheffel Roggen (von Gelingthorp) und 46 Scheffel Gerste (von Lytha und Alstedde); zugleich behielt er auch eins von den 21 Schweinen. 
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Dass die Abgaben, welche alljährlich an das Kloster Herford geliefert werden mussten, schwer empfunden und viel besprochen wurden, dafür zeugt u. a. die Tatsache,  dass dieselben zum Gegenstande eines uralten Wiegenliedchens geworden sind, welches noch bis heute an manchen Orten gesungen wird und also lautet:  

„Puttke, pattke, Piardken beschloan,                                                                  Et sall den haugen Biärg upgoahn,                                                                    Den haugen Biärg noah Bielefeld                                                                      un brengen den Härn dat Ossergeld. 

                                                                                                                   (Herford liegt bekanntlich bei Bielefeld)                                                             Von den oben angeführten „Bauernschaften“ wie sie jetzt genannt werden, gehören gegenwärtig nur noch vier zu unserer Gemeinde, nämlich Alstedde, Dörenthe, Lehen und Osterledde.                                  Alstedde (Elstedi) bezeichnet die ala-stedi,                                                                    d. h. die Stätte des heidnischen Tempels oder Heiligentums.                           Dieser Tempel lag wahrscheinlich in jetzigen „Düvelslid“ bei Colon Kümper. An das Vorhandensein einer solchen heidnischen Opferstätte erinnert noch die Namen des Colonats Tiemann (Tiumann) und der nahe gelegenen Kötterei Büker. Tinhof (dat Tinhus) hiess nämlich des Besitztum des Opferpriesters des Kriegsgottes Tiu. Den Büker-Kotten aber bewohnte der Küster, welcher den Namen „Büker“ darum führte, weil er das Opfertier durch Schläge mit dem Büker (Hammer) töten musste.( J. Kemper, Der Bonenjäger, S. 10 ff.)                                                            Der Besitzer des nach Herford abgabepflichtigen Hofes wird zunächst einfach Wernerus, 1341 und weiterhin Werneke de Bole (jetzt Colon Bohle) genannt. Dörenthe (Thurnithi Thurneze, Thornethe) heißt so viel als Thors Niederung (Gegensatz: Dörenberg bei Iburg).
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Thor (norddeutsch Tunar, hochdeutsch Donar) ist der gewaltige „Donnergott“, welcher aber auch fruchtbare Witterung gibt und den Landbau beschützt. Sein Tempel lag jedenfalls auf einem Grundstücke in der Nähe des Kanals (bei Riesenbeck), das noch heute Düvelskiärke“ heißt. Die Herforder Register nennen als Besitzer des Dörenther Hofes zunächst Gerhardus und 1335 bis 1342 Arnold, zwei Namen, die sich in Gerdemann und Sackarend erhalten haben.                                                               Lehen (Ledi, Lede, Le(e)den, Ledhen) bezeichnet ein Haide                  und diente, wie wir bereits gehört haben, zur gemeinschaftlichen Schaftrift. Der ursprüngliche Hof von Lehen war jedenfalls Lehmeier, welcher nunmehr seit anderthalb hundert Jahren den Namen Möllerherm führt. Osterledde (Lytha, Osterlidhe, Osterled(h)e) ist von lid oder lith = Waldschlucht abzuleiten, heißt also „östlich von der Lid, (bei Colon Schürmann) gelegen.“     

 (Wenn darum in den Herforder Registern auch noch Westerledde, und zwar regelmäßig vor Osterledde, (von Ibbenbüren aus gerechnet´), aufgeführt wird, so ist darunter der Teil von dem jetzigen Ledde und Osterledde zu verstehen, welcher mehr westlich von dieser Lid gelegen ist. Genaue Grenzen gab es damals überhaupt noch nicht).                            

Als abgabepflichtige Bauernhöfe in Osterledde werden genannt: Brincmann, Conradine und Siboldinc, die noch heute unter den Namen Brinkmann, Konermann und Siebelmann fortbestehen. In Westerledde werden erwähnt: Windele, (Wendele, Windelmot) und Gerhardus de Holtgreve. Über den dritten dortigen Hof berichtet die Äbtissin von Herford im Jahre 1335:                                                             

„Hune mansum non invenimus d.h. diesen Hof haben wir nicht gefunden.  

                                                                                                                      Es sagte uns aber der alte Holtgreve, „er habe in seiner Jugend gehört, dass auf dem jetzigen Wildgrund drei Höfe gelegen hätten, wovon Spulen (jetzt Spöle bei Ledde) einen Teil an sich genommen habe.“
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Ähnliche Bemerkungen, welche in den Heberegistern öfters wiederkehren, lehren uns, dass manche Bauernhöfe damals                   oft viele Jahrzehnte hindurch verlassen dastanden, wie es bei den unsicheren und kriegerischen Verhältnissen dieser Zeit leicht zu begreifen ist und auch noch später, z.B. während des 30jährigen Krieges, vielfach sich wiederholt hat. Wenn in den betreffenden Heberegistern auch noch ein Hof in Wechte in Lengerich, dessen Pächter 1338 Wernerus to de Lemenkule und vorher Johannes Lutterbey genannt wird, unter Ibbenbüren verzeichnet steht, so wird dieses irrtümlich geschehen sein. Die Lage von zwei weiteren Höfen, die zu Ibbenbüren gerechnet werden, nämlich Gelinethorpe und Amethe (Amiete), lässt sich nicht näher bestimmen. Übrigens gehörte auch letztgenannter Hof jedenfalls zum Kirchspiel Lengerich. (Oldenthorpe). Das Ernennungs- oder Vorschlagsrecht, welches                                                 die Äbtissin von Herford bezüglich des Pfarrers in Ibbenbüren hatte, ist um die Mitte des 17. Jahrhunderts von der katholischen Kirche auf die evangelische Kirche übergegangen. Da die alten Abgabenverzeichnisse uns nicht nur mit den älteren Namen der Bauernschaften und Bauernhöfe bekannt machen, sondern auch manche interessante Aufklärungen über die damaligen Kulturzustände vermitteln, wollen wir auch noch diejenigen Gefälle (Abgaben) im Einzelnen aufführen, welche in den ältesten Zeiten von hier an der Bischof, den Dom und an das Kloster Gertrudenberg zu Osnabrück entrichtet werden mussten.                                                        Nach der Verordnung des Königs Ludwig des Deutschen                           vom Jahre 853 hatte der Bischof pro mansionatico (für seine Hofhaltung) von jeder Kirche, also auch von Ibbenbüren zu beziehen:
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„4 Schweine, jedes 12 Pfennige (denarii) wert,                                                        „8 Hammel, welche ungefähr so viel wie die 4 Schweine gelten würden.                                                                                                                  3 Ferkel, 4 Gänse, 8 Hühner,                                                                                                  20 Maß (fitulas) Meth,                                                                                       20 Maß Honigbier,                                                                                              40 Maß nicht mit Honig versüßtes Bier,                                                                                   120 Brode,                                                                                                          100 Scheffel (modios, Müdde) Hafer,                                                                           600 Bünde (manipulos) d. h. Heu oder Stroh.“

(Zur Erklärung des Geldwertes wollen wir beifügen,                       dass damals 10 Pfennige ein Loth feinen Silbers ausmachten und 12 solcher Pfennige auf einen Schilling (solidus) gingen. Demnach hatte 1 Pfennig (Silberpfennig) den Wert von 2 Silbergroschen und 9 ½ Pfennig,                            oder wie wir gegenwärtig rechnen, von 28 Pfennig.                      Ein Schwein wurde also nach unserem Gelde  zu 3 Mark 40 Pf., ein Schaf 1 MK. 70 Pf. geschätzt.                                           Für einen solchen Osnabrücker Pfennig konnte man,                          um noch ein weiteres Beispiel anzuführen, in dieser und noch weit späterer Zeit 15 Brode (2 Pfund schwer) kaufen; das Pfund Brod kostete also nach unserem Gelde                                 1 Pfennig. Übrigens waren damals Geldmünzen und Maße an verschiedenen Orten verschieden:                                             es gab z. B. Osnabrücker- und Münstersche Pfennige, Osnabrücker und Bielefelder Scheffel u.s.w.)

Die vorstehenden Hofhaltungszuschüsse sind später vollständig aufgehoben worden; gegenwärtig haben die einzelnen Kirchen als regelmäßige Abgaben an den Bischof oder vielmehr an die Domkirche nur noch die Domsteuer, d. h. je 15 Pfennig von jeder Taufe, Trauung und Beerdigung zu entrichten. Außer diesen Hofhaltungs-Zuschüssen bezog der Bischof aus der Gemeinde Ibbenbüren auch noch verschiedene Zehnte. Solches beweisen namentlich zwei Schenkungsurkunden, wodurch Bischof Philipp der Kirche des Klosters Gertrudenberg in Osnabrück derartige Zehnte überweist. 
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Es werden darin aus unserer Gemeinde aufgeführt:                                  
1146: „Die Zehnten von den Hütten, welche in Hipenburen sind.“ 1160: „Die Zehnten von der Mühle bei Lachenbure                                                      (Schulze Laggenbeck)                                                                                                                            – von der Mühle bei Ibbenburen,  (ebendort 1 Pfennig vom Hause),                                                                                                                                       - von der Mühle bei Püsselbüren                                                                               – von einem Hause Scaphus (Schaphaus)                                                                  – von zwei Häusern Kytten, (Kitten und Kittengerd                                         mit  Lammerskitten)                                                                                                       – und von einem Hause Litha (Ledde).                                                                                 Als Eigengüter besaß der Bischof oder die Domkirche                                  von Osnabrück u. a. die beiden Höfe „Warenthorpe“ (Schulze Warendorf) und „Langenbike“ oder gemäß Urkunde vom Jahre 1170 richtiger geschrieben „Lacgenbike“.                                        (Schulze-Laggenbeck).                                                                         Diese Höfe waren der Domkirche im Jahre 1150 von dem Grafen Heinrich von Tecklenburg geschenkt worden.                Außerdem bezog die Domkirche, wie wir aus einem Verzeichnis des Dompropstes Lentfrid (ca. 1190) wissen,                                                     „in der Pfarre von Ibbenbüren“                                                                                      von „Visbike (Visbeck) Johes (Johannes) 15 Scheffel Roggen, 15 Pfennig, 2 Schafe, Roze 10 Scheffel Roggen, 10 Pfennig, 1 Schaf                                                                                                                       von Roze 10 Scheffel Roggen, 10 Pfg., ein Schaf                                                                                                                       von Rother (jetzt Determeier ?) ebensoviel                                                                       von Puselicburen (Püsselbüren) 2 Malter Roggen, 1 Schilling, 2 Schafe                                                                                                                   von Varenthorpe für gewisse vom Hofe der Dompropstei hinzu gemietete Äcker 1 Malter Roggen.“                                                                 Fügen wir noch hinzu, dass der Domkirche im Jahre 1189                           von einem „Wicbold von Horstmar“ 2 Höfe in Boclo (Buchholz), einen Hof in Bocrothen (Bockraden) und einen Hof in Puslineburen (Püsselbüren) geschenkt wurden,                                          so haben wir damit alles verzeichnet, was uns in dieser Beziehung bis zu Anfang des 13. Jahrhundert bekannt ist.                                                     
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Wenn dabei die jetzige Bauernschaft Uffeln gar nicht erwähnt wird,            so hat dieses wohl darin seine Gründe, dass dieselbe nach einer anderen Seite hin (z. B. an Tecklenburg oder Gravenhorst) abgabepflichtig war. Da die vorher erwähnten Urkunden uns insbesondere auch mit der Benennung weiterer Ibbenbürener Bauernschaften bekannt machen, so wollen wir an dieser Stelle eine Erklärung der betreffenden Namen beifügen. Bockraden heißt, wie wir bereits gesehen haben, „Buchenrodung“. Eine Unterbauernschaft von Bockraden ist „Buchholz“, welches auch noch heute einen mächtigen großen Wald darstellt. Laggenbeck führt seinen Namen wahrscheinlich                                                 von den Lachen des Aabaches, die sich namentlich bei der Mühle daselbst befinden mochten. Lache, von dem lateinischen lacus oder laguna, bedeutet Sumpf oder Teich, Laggenbeck heißt also „Sumpfloch“. Püsselbüren (Puselinburen, Puslingenburen, Puslineburen)verdankt seinen Namen ohne Zweifel den  Porstensträuchern, welche dort auch jetzt noch strichweise außerordentlich verbreitet sind und wonach auch die dortige Unterbauernschaft „Possenfeld“ benannt ist.                                                                               

Kommentar von Werner Suer  

Portz = alter Name für Gagel                                        

Cremann benennt Possenstrücke, lat. ledum palustre, zu deutsch Sumpfporst, als Namensgeber. Er ist in hiesiger Gegend jedoch nicht heimisch, daher ist wohl der heimische Gagel (Portz) der Namensgeber für Püsselbüren´.     

 (Mit der Stadt Lingen hat die Silbe –lin- nichts zu schaffen;                         wohl aber können die Mittelsilben „lingen“ oder „line“ eine alte Bezeichnung für „Holz“ sein, so dass puslingen oder pusline „Porstholz“ bedeutet. Ähnlich gebildet sind z. B. die Ortsnamen „Strucklingen“ = Strauchholz, „Plantlünne“ = Pflanzholz. Nach unserer Ansicht aber ist die Schreibweise „Puselineburen“ die ursprüngliche und richtige, wobei das angehängte „ine“, wie immer den Personennamen in einem Familien- und Hofnamen verwandelt, wie es unserem jetzigen, in der Volkssprache zugefügten –s- oder –n- entspricht (z. B. Rählmann-s, Frehe-n). Der Schafberg (Scopberghe) diente zur Schaftrift, das dortige „Scophus“ war ursprünglich jedenfalls Schafstall und Wohnung des Schäfers.
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Schierloh (Scirlo) wurde bereits als „heller, durchsichtiger Wald erklärt und ist, wie wir wissen, ebenfalls als Schafweide benutzt worden.                                                                                                           Uffeln (Uflaon, Uffelon) hat den gleichen Ursprung und dieselbe Bedeutung wie Olfen. Ulfo, welches auch Uffo geschrieben wird, heißt  Wolf. Laon oder Lon ist Wald. Uffeln bedeutet also „Wolfswald“. Wahrscheinlich werden dort in alten Zeiten viele Wölfe gehaust haben.                                                                                                               Visbeck (Visbike, eine Unterbauernschaft von Alstedde) bedeutet „Fischbach“ und es führt seinen Namen nach dem gleich benannten dortigen Bächlein. Die vorstehenden Namensbedeutung in Verbindung mit den Abgabeverzeichnissen bestätigt unsere Behauptung, dass Ibbenbüren vor Alters eine wald-, haide- und sumpfreiche, darum auch recht unwirtschaftliche, wenig kultivierte und spärlich bewohnte Gegend war. An Getreide wurde hauptsächlich nur Roggen, Gerste und Hafer angebaut, während Weizen wahrscheinlich ganz fehlte. Bezüglich der Viehzucht verlegt man sich besonders auf die Haltung von Schafen (und Ziegen) welche namentlich in den großen Gemeindehaiden genügend Nahrung fanden. Die verhältnismäßig an besten kultivierten Bauernschaften scheinen Visbeck, Laggenbeck und Osterledde gewesen zu sein. Geld gab es damals außerordentlich wenig, darum hatte dasselbe einen enormen Wert, und es war von Handel und Verkehr hierselbst kaum die Rede. Es erübrigt sich auch, diejenigen Abgaben zu erwähnen, welche als Zehnte oder statt des Zehnten an die eigene Pfarrkirche zu leiten waren wie z. B. Messkorn, Rauchhühner, Opfergeld, Küstengarben u.s.w. Diese Abgaben-Gebühren werden jedoch später noch öfter zur Sprache kommen, weshalb wir uns hier auf die kurze Bemerkung beschränken, dass mit der Kirche, dem Pastorat und der „Wehme“ auch alle derartigen Pflichtleistungen um die Mitte des 17. Jahrhunderts an die Protestanten übergegangen sind und daß diese Leistungen 1892/93 abgelöst oder in Rente verwandelt wurden.
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      Auch die damals zur Ausgleichung jenes Verlustes von den Katholiken übernommenen freiwilligen Gaben, welche bei dem jährlichen so genannten Rundgang abgeholt wurden, sind seit 1896 in Wegfall gekommen. 



V. Verhältnis von Ibbenbüren zu Tecklenburg und Lingen

   Ibbenbüren gehörte früher zur Obergrafschaft Lingen, welche außerdem nur noch die Ortschaften Brochterbeck, Mettingen und Recke nebst Halverde umfasste. Jedenfalls aber war schon im 9. Jahrhundert der ganze Distrikt Lingen, Ober- und Untergrafschaft, wie dem Bischof von Osnabrück in kirchlicher, so dem Grafen von Tecklenburg in herrschaftlicher Beziehung unterworfen. Zugleich standen diese Grafen dem Bischofe als Schirmvögte zur Seite, um die Kirche zu schützen und die mehr weltlichen Angelegenheiten zu verwalten. Die Einrichtung einer solchen Schirmvogtei oder Schutzherrschaft war schon von Carl dem Großen getroffen. Als erster Schirmvogt für Münster und Osnabrück war Graf Egbert, der Gemahl der heiligen Ida genannt. Derselbe besaß die Befugnisse eines Herzogs in Westfalen, wenn er auch des Titels entbehrte. Das Gleiche gilt von seinem Sohne Cobbo, welcher nach dem Tode seines Vaters (836) mit denselben Würden und Vollmachten bekleidet wurde. Da nun geschichtlich feststeht, dass die Herren von Tecklenburg dem Grafen Cobbo in dem Amte als Schirmvögte des Osnabrücker Bistums folgten, Geschlechte abstammten.
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                                                         Dadurch erklärt sich der außerordentlich großer Besitz dieser Grafen, wie auch insbesondere der mächtige Einfluss, welchen sie in dem Bistum Osnabrück ausübten. Zugleich müssen wir aber auch annehmen, dass dieselben sich namentlich im Distrikt Lingen, woselbst sie sehr viele Erbgüter besaßen, um die Stiftung und Unterhaltung der einzelnen Pfarrkirchen außerordentlich verdient gemacht haben. Auf diese Weise ist es zu erklären, dass die Grafen von Tecklenburg zu fast allen Lingener Pfarrstellen, Kaplaneien, Vikarien, ja selbst Küstereien das Ernennungsrecht besaßen..                                                   

                                                         Mit der Zeit wurde diese Schutzherrschaft für die Kirche sehr lästig, da manche Grafen viel mehr auf ihre Herrlichkeit, als auf den Schutz bedacht waren, ja dieses Schutzrecht geradezu als eine reiche Einnahmequelle benutzten und zur Unterdrückung der Bischöflichen Regierungsgewalt missbrauchten. Darum erwarb Bischof Conrad im Jahre 1236 dieses Schutzrecht für sich selbst und zahlte dafür an den Grafen Otto I. - 800 Mark. Trotzdem blieb das Verhältnis fast unverändert bestehen; ja Otto V. (1360-1391) glaubte, nachdem er das Bistum rings eingeschlossen hatte, sich zum alleinigen Herrn des Bischofs erheben zu können.                                                                                Er ließ daher den Vorschlag machen, den Bischof auf eine Rente und die geistliche Gewalt zu beschränken. Glücklicher Weise drang er aber damit nicht durch, weil namentlich Münster zu Abwehr dieser Maßregel mit Osnabrück sich verband. Wenn dieser gewaltige Einfluss der übermächtigen Grafen von Tecklenburg in Ibbenbüren anfangs weniger hervortrat, so erklärt sich das teilweise schon aus der hervorragenden Stellung, welche das adlige Geschlecht derer                                                  „Von Ibbenbüren“ einnahm; hauptsächlich aber hat dieses seinen Grund in dem Schutz- und Abhängigkeitsverhältnisse, worin Ibbenbüren zum Kloster Herford stand.
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Jedoch um die Mitte des 14. Jahrhunderts übergab Herford alle seine diesbezüglichen Rechte ebenfalls an Tecklenburg. Solches bezeugt das Lehnsbuch des Klosters, worin es wörtlich heißt: „Nikolaus, Graf von Tecklenburg empfing das officium (die Gerechtsame) in Ibbenbüren, nämlich den Pfarrhof und die anderen Höfe, welche zu diesem officium gehörten, ebenso die Schutzherrschaft über dieses officium (nebst der Schutzherrschaft über das officium in Rheine),  und alles, womit er von der Kirche in Herford rechtlich belehnt werden musste. – Um diese Zeit war Herr Hynric der Kerkherr (Pfarrer) zu Ibbenbüren, Gerdt von Tecklenburg Kaplan, Gerdt von Steinfurt war Schulrektor und Albert Küster. Der erste dieser vier Namen findet sich in einer Osnabrücker Urkunde vom Jahre 1350; die drei letzten sind einer Handschrift des Pfarrarchivs vom Jahre 1345 entnommen. Auffallend erscheint, dass Ibbenbüren zu dieser Zeit nebst dem Küster, der überall zugleich das Lehramt verwaltete, einen eigenen Lehrer besaß. Es geht daraus hervor, dass es sich schon damals verhältnismäßig weit entwickelt  hatte. In der 2. Hälfte des 14. Jahrhunderts begingen die Grafen von Tecklenburg wiederum manche Gewalttätigkeiten gegen Münster und Osnabrück, weshalb sich die beiden Bischöfe verbanden und gegen den Grafen Nikolaus II. mehrere Fehden (Kriege) führten. Da insbesondere auch Ibbenbüren dabei großen Schaden erlitten hatte,  so schenkte Graf Nikolaus gemäß einer von dem damaligen (?) Pfarrer  Frederic de Wulffem kopierten und beglaubigten Urkunde vom 22. September 1417 (im Pfarrarchiv) an 

„Wessel van Bokeloe, Dirick, den Oem tho Dorenthe und Lamberte Schulten tho Varendorpe, Kerksgesworen in de thit (zeitige Kirchenräthe) der hilligen Kerken tho Ibbenbüren, 
                        33

                                       Zierraten und Glocken, und zur Verbesserung des durch Brennen und Rauben angerichteten Schadens zu seiner und seiner Nachkommen Seelenseligkeit  einige Wiesen bei Stallfort und dem Bruche.“ (Colon Stallfort in Dörenthe).      

                                       Die Folgezeit ist gleichfalls angefüllt mit Fehden, Kämpfen, Raubzügen und dgl. - wobei ebenfalls wieder die Grafen von Tecklenburg die Hauptrolle spielten. Dazu kam noch am Ende des 15. Jahrhunderts ein Familienzwist, welcher zur Folge hatte, dass zunächst die spätere Untergrafschaft Lingen und 1509 auch die Obergrafschaft (Ibbenbüren, Recke, Mettingen und Brochterbeck) von Tecklenburg getrennt wurden und in Nikolaus IV. einen eigenen Grafen erhielt. 

                                       (Wenn dabei das weit entlegene Schale nicht erwähnt wird, obgleich es infolge dessen von Tecklenburg vollständig abgeschnitten wurde, so kam das jedenfalls daher, weil dieser Ort damals ein mehr unabhängiges Ciserzienserinnenkloster war.)  

                                       So zerfiel die alte Grafschaft in zwei Teile, Tecklenburg und Lingen, und erst aus dieser Zeit datiert der Name „Grafschaft Lingen“. Beide Grafschaften wurden allerdings später wieder auf kurze Zeit vereinigt, bald jedoch wurde die Trennung zu einer endgültigen. Für die Obergrafschaft wurde in Ibbenbüren ein besonderes Gericht angeordnet, wovon das Gefängnis („Prangele“) und die steinernen Gerichtsbänke als alte zerfallene Überbleibsel noch bis 1739 vorhanden waren. Die Trennung von Tecklenburg hat für diese Ortschaften die Folge gehabt, dass die katholische Kirche daselbst wohl zeitweise unterdrückt, aber nicht, wie es in der Grafschaft Tecklenburg geschehen ist, vollständig vernichtet wurde.
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                                       Anmerkung: Der westliche Teil des jetzigen Kreises Tecklenburg, welcher die Ortschaften Riesenbeck, Bevergern, Gravenhorst, Hörstel, Dreierwalde und Hopsten umfasst, war schon im Jahre 1400 von der Grafschaft Tecklenburg an das Stift Münster gefallen, gehörte also niemals zur Obergrafschaft Lingen. Die Grenzen zwischen  der Grafschaft Tecklenburg und dem Stifte Münster werden in einer spätmittelalterlichen  Handschrift folgender Maßen angegeben:   

„Von wegen der Schnadt zwischen Munster                      und Tecklenborg   wie die bei Bischofs Otto Tiden und Hinrich de Morse (1392-1450)  geholden worden. 

                                       Item int erste de Vore (Furche=Landwehr) an to rekene van den Hilligen Mere; na Munster ut geit die Vore und Schnadt, so hiena geschreven steit. –                                   Item dat Hillige Mere is und horet half den Stifte van Munster und half to de Herschaft van Tecklenborg, itlich de Helfte na sinen Siden;                                                                   und van den Hilligen Mere vort an de Stopelhake boven Uffelen,                                                                                  van der Stopelhake bes to der Eslage, van der Eslage to der Brummeleier Becke, van de Becke dale bes an den Buddendiek, van den Buddendiek bes an des Stalfort des Buddendiek, van den Buddendiek bes an des Stalfort des Hachtnen (Hagen?).                                                                                     Van Stalfordes Hachtnen bes an den Grisen Steeen,                                   van den Grisen Steen bes an der Langen Busch, van den langen Busch bes an der Helekenvort, van der Helekenvorte bes boven dat Sunderbrok.“

                                       Kirchlich blieben die genannten Ortschaften, etwa abgesehen von Dreierwalde, noch fast 3. Jahrhunderte mit dem Bistum Osnabrück vereinigt; im Jahre 1668 aber wurden sie unter dem Bischofe Bernhard von Galen zu der Diözese Münster geschlagen.

VI. Erster Versuch zur Einführung der Reformation in der Grafschaft Lingen -  Wiederholter Besitzwechsel                                  Im Jahre 1517 begann Luther das Werk seiner Reformation. Schon 8 Jahre darauf (1525) schloss sich Graf Conrad I. in Tecklenburg als erster unter den westfälischen Herren der Lehre Luthers an. 
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In kurzer Zeit war die ganze Grafschaft gezwungen oder freiwillig zum lutherischen Glauben übergetreten, welcher aber ca. 50 Jahre später mit dem calvinischen (reformierten) Bekenntnisse vertauscht wurde.                                                                                             

(Nur zwei Bauernstätten, nämlich Hackmann in Ledde und Kleine Wiemerslage in Schale sind jederzeit dem katholischen Glauben treu geblieben.)  

                                                                                                              Lingen war zu dieser Zeit, wie wir bereits gehört haben,                       von Tecklenburg getrennt und stand unter dem Grafen Nicolaus. Derselbe hatte zur größeren Sicherheit sein Land dem mächtigen Herzog von Geldern (Graf von Büren) zum Lehen gegeben.                                Da nun dieser Herzog dem alten katholischen Glauben eifrig ergeben war, so blieb auch Nicolaus mit seiner Grafschaft katholisch. – Als aber nach dessen Tode (1541) die Ober- und Untergrafschaft Lingen dem früheren Vertrage gemäß an den Erbherren von Tecklenburg (Conrad) zurückfiel, erlaubte sich dieser auch dort unverzüglich viele kirchliche Eingriffe und Neuerungen. Er besetzte u. a. verschiedene Pfarrstellen eigenmächtig 

„zu furderung und merer austeilunge der rechten, wahren Christlichen Evangelischen Lehre“ 

mit lutherischen Predigern und zog manche Kirchengüter, namentlich Vikarien und Kaplaneien, an seine gräfische „Tafel“ oder überwies dieselben seinen weltlichen Beamten und Günstlingen als Gehaltszulage. So vertrieb er z. B. den Inhaber der Johannes-Vikarie in Lingen und verlieh diese Stelle seinem Kanzler Anton Meyer, welcher auch im Jahre 1553 mit Frau und Familie die Einkünfte derselben bezog.                                                                                                                        Der Kapelle zu Hopsten gab er für eine Summe Geldes pfarrliche Rechte, wie die Gemeinde solche schon vorher gegen den Willen der Mutterkirche (Schapen) sich angeeignet hatte.                                                     In Brochterbeck, in Margarethen-Lengerich, und an mehreren anderen Orten ließ er die beste Glocke vom Turme nehmen und daraus für seine Burg Kanonen gießen. 
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   Ebenso nahm er aus der Kirche zu Lengerich auf der Wallage Monstranzen und etliche Kelche in sein „Bewahrsam“, worin dieselben jedenfalls geblieben sind. – Wahrscheinlich ist es auch dieser Conrad gewesen, welcher von der Pastorat („Wethumb“) zu Ibbenbüren die Einkünfte zweier dem Pastorat eigengehörigen Kotten und Halberben im dasigen Kirchspiele „abgeschnitten“ hat und neben anderen Kirchen oder Kapellen auch die dortige Kapelle „ruiniert“ und deren Güter eingezogen hat. Graf „Cord“ beschränkte sich aber nicht auf diese äußerliche Vergewaltigung der Kirche, sondern er suchte dieselbe auch innerlich im Geiste Luthers zu reformieren. Im Jahre 1543 ließ er eine „Kirchenverordnung“ drucken, welche insbesondere auch für Lingen Geltung haben sollte. Darin wurde unter anderem die Anrufung der Heiligen untersagt, die Lehre vom Fegefeuer für Irrtum erklärt und die Spendung der heiligen Ölung, das kirchliche Gebet für die Verstorbenen und ganz besonders die Fronleichnams-Prozession strengstens verboten. Es sollte darnach sogar zwangsmäßig die Priester-Ehe eingeführt werden. So that Graf Conrad redlich das Seine, um auch in der Grafschaft Lingen das „neue Evangelium“ einzuführen.  Trotzdem bezeugen die Kirchenräte und Vögte sämtlicher dortiger Kirchspiele im Jahre 1553, dass damals die Pastoren im Kirchdienste, wie im Kindertaufen, Beichte hören und in der Spendung der Sakramente es geradeso gemacht hätten, wie es in den letzten 25 Jahren geschehen wäre.“Das Gegenteil möchte man aber aus einer Beschwerdeschrift schließen, worin die Kirchenprovisoren zu Brochterbeck sich beklagen,

                                                                                                                                         „dass sie, seitdem die „Lutherei“ angenommen ist, keine Mast („Eckelgewachs“ = Eicheln) und keine guten Früchte gehabt hätten, was wohl insbesondere durch die achtjährige Unterlassung des Bittgangs verschuldet sei.“ 
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Der Widerspruch zwischen diesen beiden Aussagen erklärt sich wohl dadurch, dass die neue Kirchenordnung zwar öffentlich teilweise befolgt, im Geheimen aber nicht beachtet wurde. Jedenfalls kann von einem förmlichen Abfall zum Protestantismus nicht die Rede sein. Ob es aber vielleicht nicht zu einem solchen gekommen wäre, wenn Lingen noch längere Zeit unter dem Grafen von Tecklenburg gestanden hätte, mag unentschieden bleiben, wenn man auch zugeben muss, dass dessen spätere opfermutige Standhaftigkeit dagegen spricht. Dieses Abhängigkeitsverhältnis ward jedoch bereits im Jahre 1547/48 wieder aufgehoben. Schon bald nach dem Tode des Grafen Nicolaus wurde die Rechtmäßigkeit des Besitzes von Lingen vom Kaiser angefochten, weil Conrad I. sich nicht wieder von dem oben genannten Geldern`schen Grafen von Büren damit hatte belehnen lassen; jener Graf hatte nämlich mit Rücksicht auf den schon erwähnten Vertrag solches für unnötig gehalten. Als nun Graf Conrad zugleich dem gegen den Kaiser gerichteten Schmalkaldischen Bund beigetreten war, wurde er von Karl V. als Hochverräter mit der Reichs-Acht belegt und seiner Güter für verlustig erklärt. Mit der Vollziehung der Reichsacht betraute der Kaiser den Obersten seines Niederländischen Kriegsvolkes, den Grafen Maximilian von Büren (Sohn und Erbe des früheren Lehnsherrn von Lingen?), welchem er zugleich die sämtlichen gräflich - tecklenburgischen Güter zum Lehen gab. Nach verschiedenen kriegerischen Zwischenfällen kam am 5. März 1548 ein Vertrag zustande, demgemäß Conrad gegen Erlegung von weiteren 25.000 Talern (vorher hatte er schon 15.000 Taler Kriegskosten gezahlt) die Grafschaft Tecklenburg behielt, dagegen die Grafschaft Lingen, namentlich auch Brochterbeck, Ibbenbüren, Mettingen und Recke, (Ober-Lingen), an den Grafen von Büren förmlich abtreten musste.

38

Seitdem wurde die Herrschaft Lingen immerfort als ein Teil der niederländischen Provinz Geldern (Overyssel) betrachtet.                      Nach dem Tode des Grafen Maximilian (23. Dezember 1548) belehnte der Kaiser mit der Grafschaft Lingen dessen einziges Kind, Anna von Büren, welche sich mit dem Prinzen Wilhelm von Nassau-Oranien verheiratete. Da letzterer fürchtete, Kaiser Karl V. möchte auf die wiederholten Bitten und Beschwerden des Grafen von Tecklenburg die Herrlichkeit Lingen zurückgeben, so bot er sie dem Kaiser selbst zum Kaufe an und zwar „umb ein liederlich geldt“ von 120.000 Gulden. 

Karl nahm dieselbe 1550 für seinen Hof zu Burgund in Besitz und ließ sich von den Lingener Edelherren (Johann Grothus, Goddert de Gogreve u.s.w.) den Eid der Treue leisten. 

Darauf betraute er mit der Herrschaft über Lingen seine Schwester Maria, Königin Witwe von Ungarn, welche schon seit 1531 Oberstatthalterin der Niederlande war. Doch auch diese Herrschaft dauerte nur 5 Jahre.´Als nämlich Carl V. im Oktober 1555 dem Reiche entsagte, übergab er mit den Burgundischen Ländern auch die Grafschaft Lingen seinem Sohne Phillip II., dem Könige von Spanien, zu dessen Füßen auch die Oberstatthalterin Königin Maria die Regierung niederlegte. Unter Phillip II. wurde die Grafschaft Lingen trotz des Widerspruchs von Seiten des Bischofs zu Osnabrück auch kirchlich mit den Niederlanden verbunden und dem neu errichteten Bistums Deventer einverleibt. In der betreffenden Umgrenzungs-Bulle des Papstes Paul II. vom 12 Mai 1559, worin alle zugehörigen Pfarren namentlich aufgeführt werden, wird merkwürdigerweise Ibbenbüren mit den Namen „Sundern“ bezeichnet, was jedenfalls nur auf einer Verwechselung beruht.
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 Auf einer alten Landkarte  von 1631 führt nämlich ein Gehölz bei Ibbenbüren den Namen „Sundern“.                                                                                                                                      

(Möglicherweise könnte auch das Wort  Ibbenbüren übersehen und ein vielleicht davor stehendes „in Sundern“ für einen Ortsnamen gehalten worden sein.) 

Gegen das Jahr 1573 kam es zwischen dem Bischofe Ägidius von Deventer und der Kirche zu Ibbenbüren zu einem Streit wegen Besetzung des dortigen Pastorats. Der Bischof wollte nämlich das Ernennungsrecht seitens der Äbtissin von Herford nicht anerkennen. Der damalige Pastor Brogbern verteidigte aber dieses Recht mit allem Eifer und solchem Erfolge, dass er dafür später, wie wir sehen werden, von der Äbtissin Magdalena reichlich belohnt wurde. Der vorstehend beschriebene Besitzwechsel hatte für die Grafschaft Lingen die Folge, dass die Reformation wieder vollständig aufgehoben wurde. Schon der Graf von Büren und dessen Tochter Anna hatten mit der Wiederherstellung des Religions- und Kirchenwesens begonnen. Königin Maria und Phillip II. von Spanien taten das Übrige. So wurden z. B. 1553 nach achtjähriger Unterbrechung in allen Lingener Gemeinden wiederum die Fronleichnamsprozessionen gehalten. 

Auch die unter dem Grafen  Conrad von Tecklenburg eingezogen. Kirchengüter wurden nach Möglichkeit den rechtmäßigen Besitzern restituiert, was umso notwendiger erschien, da „die armen Priester“ (nach dem Ausdrucke des Königlichen Rentmeisters von der Beeke) zur Erwerbung ihres Lebensunterhaltes „gleich den Bauern graben und arbeiten mussten“. Besondere Schwierigkeiten verursachte die Zurückgabe der früher erwähnten, von der Kirche zu Ibbenbüren „abgeschnittenen“ zwei Kotten und zwei Halberben. 
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Pastor Brogbern machte in dieser Sache sogar eine Reise an den Kaiserlichen Hof zu Brüssel und erbat dort  Entschädigung für die „große Last und die Unkosten“, welche er darum gehabt habe. Gern hätte die Ibbenbürener Kirche bei dieser Gelegenheit auch die vom Grafen Claes 1417 geschenkte Wiese bei Stallfort, welche Saerbeck an sich genommen hatte, wieder erworben - allein die Saerbecker begründeten ihren Widerspruch mit der Bemerkung, der Graf hätte ohne ihre Zustimmung keine Grundstücke ihrer Mark verschenken können. Das Dorf Ibbenbüren hatte sich um diese Zeit mächtig entwickelt und bot auch in seinem äußerlichen Aussehen ein ganz verändertes, für damals wahrhaft großartiges Bild.                                                                        An die Stelle der alten, armseligen Kirche war nämlich ein so herrliches Gotteshaus getreten, (die jetzige protestantische Christus-Kirche), wie in der Umgegend kein zweites existierte. Kirche und Turm sind aus kostbaren Quadersteinen aufgeführt worden; der Turm war 160 Fuß hoch. Mit dem Bau wurde gemäß einer noch jetzt vorhandenen Inschrift über der südlichen Kirchentüre im Jahre 1523 begonnen; derselbe war aber, wie die nachfolgenden Schenkungsurkunde beweist, (Nr. 12 des Pfarrarchivs),                                         anno 1531 noch nicht vollendet. Gewiss hätte man für den neuen Turm auch gerne neue Glocken angeschafft, vorläufig aber musste man sich noch mit der alten begnügen, welche 4 Fuß weit und 3 ½  Fuß hoch war und laut Inschrift (A.D. MCCCCXX) aus dem Jahre 1420 stammte. (siehe S. 33 Zeile 1 v. o.) Als Patrone der neuen Kirche wurden der heilige Mauritius und die heilige Catharina erwählt, von denen ersterer jedenfalls auch schon Patron der alten Kirche war. Beifügen wollen wir noch, dass damals bei dieser Kirche auch schon eine Vikarie vom heiligen Michael und Bonifacius bestand, die ohne Zweifel mit der Kaplanei verbunden war. Da die eben erwähnte Schenkungsurkunde sehr interessant ist und in mehrfacher Beziehung außerordentlich belehrend scheint, so wollen wir dieselbe im Wortlauf vollständig beifügen. 
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   „Wy, (Wir) - Johan de Upmeyer, unde Swer (Suitbertus)                          de Wöstemeyer, Gerdt Schulte tho Lakebecke                                                 un de Bange Johan to Uffelen, Raitlüdde ende Provisores (Ratsleute und Verwalter) der Kercken to Ibbenbüren.

bekennen und betügen (und bezeugen)

 oppenbaer in düssen oppenen Breve (in diesem offenen Brief) vor uns und alle unse nakommelige raotlüde der vorgenanten Kercken, 

dat wy hebben ontfangen (erhalten haben von)

von der Ersamen Anniken Herbes, (Anna Herbes) 

Börgesche (Bürgerin) binnen Rheine,

dertich enckele (30 einzelne) Goldgülden to den

Getimmer (für den Bau) und de Behoef (und die Nutzung) unser vorgenannten Kercken, de sie uth guden Herten ümme Godeswillen dartho gegeven häfft, (gutherzig gegeben)

 by ytso, (ebenso), dat wy oir (ihr) Semptlyken gelovet hebben (daß wir ihr sämtlich gelobt haben) by unserer Seelen Saligkeit vor uns unde alle unse Nakomelinge, dat de Provisoren van de Kercken Renthe und Güderen sollen wedderumm geven alle Jair derdenhalven

(3 ½) schillinck, (daß wir jährlich 3 ½ Schilling geben)

darsammen vor kopen Butteren und Broit und geven ümm Godes Willen (und zusammen Butter und Brot geben) up Middewinters Avendt. Und noch dartho sammen kopen anderhalf Punt Wasses, (und 1 ½ Pfund Wachs) dar sammen ein lecht van maken laten, (davon zusammen eine Kerze machen) und dat bereit hebben tegens dattet erüce int graff wort gelecht (die in das Grab gestellt wird); 

und sall darna brennen in de Ehr goddes so lange, 

(sie soll zur Ehre Gottes brennen) dat te Pasche Nacht von heven werde (bis zur Osternacht) ende wat der dan overblifft (was dann davon bleibt),  sol vort tydtliken (soll weiterhin) uthbrennen vor den erüce (heiligen Kreuz?) oder vor den hilligen sacrament. So love wy Raotlüde unde hebben gelovet, alle düsse Articule unde Punte 

(Wir Ratsleute geloben all dies Dinge), ende ein idtlyck (ein jeder) besunders, by unsere trüe unde saligkeit tho behoef unser Kercken stede vest unde unverbrocken (zu unserer Kirche unverbrüchlich zu halten) tho holden, darmede sollen behad (behaftet) unde besweret syn alle unse Nakommelinge tho ewigen Tyden

(dazu sollen unsere Nachkommen immer verpflichtet sein) 

Orkunde (zur Urkunde) der Warheit, so hebbe wy Raetlüde vorgenante, unser kerckensegell (Siegel) vor uns und alle unse nakommlinge beneven (daneben) an dossen bref gehangen. In Jair unses Heren dusent vyfhundert dertich ein (Beurkundet 1531) am Dage Dionysii.“ 
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An dieser Stelle wollen wir noch etwas nachtragen, was insbesondere für die Bauernschaft Dörenthe von Interesse ist. Im Jahre 1487 nämlich consecirte (weihte) der Weihbischof von Osnabrück in Mettingen 2 Bilder der glorreichen Jungfrau Maria und der Jungfrau Catharina, „welche stehen werden in Villa Dorentorpe (zweifellos Bauernschaft Dörenthe) in der Pfarre Ibbenbüren“ und „bei denen schon Beichten (?) und Messen (?) waren oder gestattet wurden. Wer vor diesen Bildern ein „Vaterunser“ und drei „Gegrüßest seist Du, Maria“, betet, soll 40 Tage Ablass gewinnen.“ Außerdem werden einem jeden welcher dieser Bilder an irgendeinem Marienfeste mit seinen Gaben und Herzen betend besucht, noch weitere Gnaden verliehen. (Urkunde VII des Pfarrarchivs). Danach steht fest, dass sich in Dörenthe eine Kapelle befunden hat, deren Altaraufsatz (Retable) damals consecrirt worden ist. Daraus folgt zugleich, dass man bisher mit Unrecht diese Kapelle nach Alstedde verlegte, was hauptsächlich durch den Namen „Wemhove“ veranlasst wurde. Vielleicht aber hat dort vor diesem Zeitraum eine Kapelle bestanden. 

Demnach ist die Seite 7 abzuändern. Aus dem Gesagten erklärt sich auch, warum die heilige Catharina als „Mitpatronin“ der neuen Pfarrkirche gewählt wurde. Es geschah dieses jedenfalls wegen dieser Catharinen-Kapelle in Dörenthe. Den Standort derselben bezeichnen vielleicht (nach kirchlicher Vorschrift?) die bekannten drei Kreuze an der Chaussee nach Saerbeck.
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   Es folgt die Weihe-Urkunde des Bischofs von Osnabrück,                            die im Original in Latein abgedruckt ist, für zwei Bilder der glorreichen Jungfrau Maria und der Jungfrau Catharina 

                                  - hier nicht wiedergegeben-
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   VII. Spanisch-Holländischer Krieg.                                                               Zweiter Versuch zur Einführung der Reformation.                                       In den Niederlanden war man mit der spanischen Fremdherrschaft vielfach unzufrieden, zumal da die neue reformierte Religion daselbst schon sehr viele Anhänger zählte. Bald nach der Abreise des Königs Phillip (1559) gründeten die Missvergnügten eine förmliche Vereinigung (Liga), deren Mitglieder Liguisten oder Geusen genannt wurden. Von dem langjährigen, dadurch hervorgerufenen Religions- und Bürgerkriege zwischen den Niederländern und den Spaniern wurde insbesondere auch die Grafschaft Lingen hart betroffen.                                                                                                              So gab es dort, namentlich in der Zeit von 1578 bis 1597,                   des Raubens und Plünderns und Brennens und Mordens wirklich kein Ende. Wie dabei verfahren wurde, mögen zwei Beispiele aus unserer Gegend lehren. Im Jahre 1586 plünderte der spanische Oberst Berdugo das Dorf Hopsten und forderte 1.400 Taler Brandschatzung. Da diese Summe nicht bezahlt wurde, was wahrscheinlich auch unmöglich war, ließ derselbe 50 Häuser anzünden und erneuerte dann seine Forderung. Als man der Forderung wiederum nicht nachkam, wurden nochmals 50 Häuser verbrannt. In Ibbenbüren richteten, besonders anno 1591, die Holländer arge Verwüstungen an und führten am Weihnachtsfeste dieses Jahres nebst anderen Einwohnern den Pastor Brogbern mit fort, „traktierten ihn erbärmlich“ und ließen sich für seine Freigabe über 1.000 Taler bezahlen. In ähnlicher Weise wurde auch der Pfarrer von Mettingen gefangen und nach Münster geführt. Infolge der Räubereien und Brandschatzungen waren, wie der Dompropst von  Osnabrück anno 1506 sich ausdrückt, 

 „die armen Leute in Osnabrück und Lingen bis auf ihr äußerstes Herzblut erschöpft und ausgemergelt, so dass dieselben mit einer neuen Schatzung nicht belegt werden könnten.“ Trotzdem wurde daselbst von einzelnen Banden das Rauben und Morden fortgesetzt, nicht anders, als ob diese Orte uff de Unchristen und türckischen Greintze (Grenze) belegen worden.“
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 Im  Jahre 1597 machte Carl Moritz von Nassau-Oranien, der Anführer der Holländischen Truppen, mit Berufung auf die seinem Vater gemachten Schenkung, Ansprüche  auf die Grafschaft Lingen. 

(König Phillip hatte nämlich 1578 Lingen an den Prinzen Wilhelm 

von Nassau-Oranien „als freies Lehn“ zurückgegeben, ohne dass derselbe vom Kriege abließ.) Da die Spanier diese Ansprüche nicht anerkennen wollten, rückte Carl Moritz mit seinen Truppen gegen die Festung Lingen vor. Nach längerer Belagerung musste sich die Besatzung am 12. November 1597 ergeben, erlangte aber freien Abzug. Durch die Einnahme der Stadt Lingen war Moritz von Oranien tatsächlich Herr der ganzen Grafschaft geworden. Er ließ sich zudem noch von der Over-ysselschen Lehnskommission ausdrücklich damit belehnen. Vorläufig galt Lingen als Eigentum des Hauses Oranien, 1609 aber fiel es dem Grafen Moritz allein zu, ohne dass er damals das Land wieder in Besitz nehmen konnte. Auch in kirchlicher Beziehung trat damals für die Grafschaft Lingen eine Änderung ein. Im Jahre 1500 nämlich war die Bischofstadt Deventer in die Hände der (reformierten) Holländer gefallen. Die Folge davon war, dass das Bistum aufgehoben wurde und verwaist blieb.                                                                                     Kurz vor dieser Zeit, am 30. April 1584, war Ibbenbüren von einem größeren Brand-Unglück heimgesucht worden, 

wodurch die westliche, vom Hallesch führende Straße (Poststraße)  ein Raub der Flammen wurde. Eine besondere Freude sollte bald dem Pastor Brogbern bereitet werden. Um denselben für die erwähnte Loskauf-Summe zu entschädigen und für seine Verdienste zu belohnen, gewährte ihm die Äbtissin von Herford zu Gunsten seiner Erben fünf Nach-Jahre bezüglich der von ihm wieder erworbenen Pfarrgüter. 
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Die darüber ausgestellte, entsetzlich langatmige, dabei aber sehr interessante Urkunde vom Jahre 1596 (Urschrift im Pfarrarchiv, Abdruck bei Goldschmidt Nr. 13) lautet mit etwas verdeutlichter Schreibweise (mit veränderten Satzzeichen, großen Anfangsbuchstaben u. dgl.) wie folgt:

   9.7.1596

Urkunde der Äbtissin Magdalena von Herford 

wegen der Verdienste von Pastor Brogbern  

(Text abgeändert, siehe Original im Cremann-Buch)

Wir, Magdalena, des Frei-Edlen weltlichen Stifts Herford Abdissin, geborene Gräfin und Edles Freulein zu Lippe etc. 

geben hiermit menniglichem (jedermann) krafft dieses unseres Brieves kundt :

Nachdem uns glaubwürdig berichtet wurde, was der würdige Her Bernhard von Brochberen, der Pastor unserer Pfarrkirche zu Ippenbüren im Ambt Linge ist, 

als derselbe von der Hochwürdigen und wohlgeborenen

unserer christmilden freundlichen und lieben Schwester Magarethen, Abdissin zu Hervorde geborne Gräfin und Edlenfreulein zur Lippe etc mit der gedachten Kirche gnädig providirt (versehen wurde) nicht (nur) allein das Jus Patronatus (das Patronatsrecht) unserer Abdey und seine erlangten Provision (und seine Anstellung) gegen damals 

AEgidium de Monte, den Bischoff zu Deventer, durch den Rechtsweg getreulich (verteidigt hat), sondern auch das Eigenthumb, (ebenso) die Dienste, auch die Aus- und Einfahrt (Abgaben) zweyer Kotten und zweyer halben Erben, des Brinckhauses (nämlich Brinkmann) zu Vissbecke, Wesselinges (und Wesselmann) zu Longebecke, 

des Wehemehove (Wehmeyer) zu Alstede und des Loysing zu Kruken (und Loismann zu Dörenthe) (diese Kotten wurden durch die Graven zu Tecklenburg vorweggenommen

und successive (sie sind dann allmählich) an die königl. (Majestät) zu Hispanien under Administration (Verwaltung) 

des Renthmeisters zu Lingen gekommmen)
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an höchst königl. Majestäts Hofe zu Brussel von seinen Räthen und Herrn (der Finanzen) underthänigst (die Rückgabe) erbeten und die Kotten erhalten hat,  und dieses an unser Wethumb (Pastorat) und Kirchen jetzt gemeldet hat, auf seine (eigene) große Last und Unkosten reducirt (zurückgeführt hat), und also dieselben mit fünfundzwanzig Reichsthalern (werten Einkünften) verbessert hat, sich auch sonst bei (der zuvor genannten) Kirche fleißig und getreulich verhalten hat und in schwebenden Empörungen (bei Unruhen) und Kriegesleuften (und in Kriegshandlungen) mercklichen und unersetzlichen Schaden erlitten hat,  und wie er dann auch jüngsthin in anno 1591 ( im Jahre 1591) am heiligem Weihnachten vom stadischen Kriegsvolke gefenglich hingefurdt, (gefangen genommen wurde), erbarmlich tractirt (misshandelt wurde) und mehr den Tausend Reichsthlr. 

  Ranzaun-Geld (und mehr als 1.000 Taler Lösegeldes) für Erfristung (zur Erhaltung) seines Lebens habe ausgeben müssen: Dass wir dahero auss Mitleiden gnädig bewogen sind Daher sind wir ihm aus Mitleid gnädig und mit Rath und Vorwissen (unserem Pastors) gemeltem Pastor ingereumbt  und überlassen (eingeräumt haben)- 

wie wir dann ihm kraft dieser (Urkunde) für uns und für unsere Nachkommen am Stift Hervorde aus vollkommener Macht und Gerechtigkeit hiermit überlassen und eingeräumt haben wollen, dass die an unsere Kirche und an den Wehmehof (Pfarrhof) zu Ippenbühren restituirte (zurückgegebenen) und wiederum beigebrachten Eigenthumbs-Güter dergestalt und also, dass er dieselben mit allen aufkommenden (Einkünften) und Profiten (die Kornpacht aber für diese Güter, welche früher stets bei der Wethumb (beim Pastorat) gewesen sind, wurden ausgeschlossen)nach seinen tödlichen Abgang (Tod) und dem Ende seines Nachjahrs, in Recompens und Ergetzung (als Vergütung und Ersatz) seiner angedeuteten Mass (nach seinem Maß der Kosten), durch seine letzten Willens Executores (Nachlassverwalter) oder negsten Blutsverwandten, für fünf negstfolgende (nachfolgende) Jahre nacheinander zu bezahlen. (seine nachgelassenen Schulden und andere notdürftige Sachen sind ehrlich zu verwalten)
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Seine Nachlaßverwalter oder Verwandten dürfen regieren, auffordern, mahnen und frey gebrauchen ohne jenig seiner Successoren (ohne seiner Nachfolger) oder jemandts anders Insage (Einspruch) oder Behinderungen. Auch mit ausdrücklicher Gunst und Gnade, sofern nach dem Abgang des Pastors Leben und der Nachjahre das Ambt Lingen durch Krieges-Überzug destruirt (zerstört) und verwüstet würde, 

dass die oben specificirten Wonungen (oben genannten Wohnungen) ihre Pacht in massen gesetzt (gemäß der Festsetzung) nicht zahlen oder ausrichten könnten, dass dann die vorher genannten und gesetzten Pastoris, Executores und Blutsverwandten sollen und mögen sich underfangen und sollen annehmen einen Kamp (zum oben genannten Pastorat gehörig), so drey Köye weidet, (um dort 3 Kühe zu weiden), der an jährlicher Pacht drei Reichstaler. Der Kamp ist die Möllenwisch benent (genannt die Mühlenwiese) aufbringet, an der Ahe zwischen Grodthausses Lendereyen belegen, - und sie sollen denselbigen Kamp ohne jenige pechte (ohne jegliche Pacht)  und Endgeldung frey und ümbsonst unterhalden können, und ihres selbst Gefallenes (und nach ihrem Gefallen) nützen, geniessen und gebrauchen dürfen, bis dahin und so lange, bis ihnen von den providierten Successorn (ihren Nachfolgern) succesive hundert und fünf und zwanzig Rx.thlr. (125 Taler) wegen genannter Wonungen Restituion (Ersatz) und deren in perpetuum reducirter (immer mehr zurückgeführten) jährlichen Nutzung, übergrosse Mühe und Arbeit, angelechter Kostungen, gentzlich, deger und allerdings (vollständig und allseitig) schadenlos bezahlt worden ist. 

So sollen nach Ablauf der fünf Jahre und geschehener Schadlos-Entrichtung der gesetzten 125 Taler (gemäß Angabe) 

die  gesetzen Eigentums-Güter mit alle ihren Pachten, Rechten und Gerechtigkeiten, dazu der genannte Weidekamp, die Möllenwisch benannt, mit derselben Nutzung wiederum  an unser Wethumb (Pastorat) und die Kirche zu Ippenbüren ohne jenige (jegliche) weiteren Ansprüche oder Einreden gäntzlich verfallen sein und bleiben, alles getreulich und ungefährdet. 
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Zu urkundlicher Wahrheit haben wir, die oben genannte Äbtissin, diesen Brief mit unser Hand selbst unterschrieben und mit unserm Insiegel ratificirn (beglaubigen) und befestigen lassen. 

Gegeben in unser Cantzley, der Abtei Hervorde, den 9. July anno tausend fünfhundert neunzig sechs (am 9.7.1596) Magdalena

Bei der Übergabe der Stadt Lingen hatten die Spanier u. a. zur Bedingung gemacht,  dass man die Bürger bei der katholischen Religion verbleiben lasse. Doch kaum waren die Holländer wieder in den Besitz der Grafschaft gekommen, als sie auch sofort die katholischen Geistlichen aus dem Lande treiben und ihre Stellen mit reformierten Predigern wieder besetzen. Dabei wurden sämtliche Einkünfte der verschiedenen Pastorate, Vikarien u.s.w. ,  mit Einschluss des Messkorns, der Rauchhühner, der Stiftungsgelder u.s.w. in einer Kasse vereinigt, „die Geistliche Güterkasse“ genannt, woraus dann die einzelnen Prediger ihr Gehalt bezogen. So erhielt z. B. der Prediger Lackemann zu Recke aus dieser Kasse 150 Gulden, Blomendahl zu Mettingen 200 Gulden, Meyer zu Brochterbeck 150 Gulden,  Frantsen zu Ibbenbüren 300 Gulden (später nur 200 Gulden). Der Überschuss der Kasse, welche jährlich ungefähr 3.200 Gulden einnahm, wurde zu anderen Zwecken verwandt. 

(Ein genaues Verzeichnis von den Besitzungen und Einkünften der Pastorat zu Ibbenbüren liefert die Aufstellung der reformierten Kirchenprovisoren vom Jahre 1603, welche wir am Schlusse dieses Abschnittes zum Abdruck bringen werden). 
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Ob die vertriebenen katholischen Geistlichen, welche wahrscheinlich in den angrenzenden Münsterschen oder Osnabrückschen Gemeinden sich aufhielten, noch Gelegenheit fanden, dort oder von dort aus den Gottesdienst und die Seelsorge für ihre Pfarreien regelmäßig wahrzunehmen, lässt sich nicht mit Sicherheit bestimmen. Ebensowenig sind für die Erfolge der reformierten Glaubensboten sichere Nachrichten vorhanden. Doch auch dieser zweite Reformationsversuch dauerte kaum 8 Jahre. Anno 1605 hatte sich das Kriegsglück von neuem den Spaniern zugewandt, welche am 19. August dieses Jahres die Festung Lingen zur Übergabe zwangen und dadurch den Besitz der Grafschaft wiedergewannen. Natürlich mussten jetzt die reformierten Prediger das Land verlassen, wogegen die katholischen Pfarrer zurückgerufen und in ihre alten Stellen wieder eingesetzt wurden. Um diese Zeit wurde Lingen von der Pest heimgesucht, welche schon seit 1597 in Westfalen und Umgegend wütete. Ausdrücklich wird berichtet, dass dieselbe 1606 auch in Ibbenbüren und Recke zahlreiche Opfer forderte. Im Jahre 1608 wurden Friedensverhandlungen angeknüpft, welche aber besonders deshalb nicht zu Ziele führten, weil die Spanier die freie Religionsübung, die Holländer aber die Widerherausgabe von Lingen zur Bedingung machten. Wohl aber wurde am 9. April 1609 ein zwölfjähriger Waffenstillstand geschlossen. Diese Jahre der äußeren Ruhe benutzten die Katholiken zur möglichen Wiederherstellung ihres Kirchenwesens, welches durch die beständigen Kriegsunruhen und Reformationsversuche großen Schaden erlitten hatte. 
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Da der Bischöfliche Stuhl zu Deventer seit 1509 unbesetzt war, 

so stand die Grafschaft Lingen nunmehr in kirchlicher Beziehung unter dem Apostolischen Vikar Sasboldus, der Anno 1589 die Verwaltung der verwaisten Bistümer übernommen hatte und der bald darauf unter dem Titel eines Erzbischofs von Philippi  i. p. i. zum Bischof geweiht worden war.Wegen seines Verwaltungsbezirks führte derselbe auch den Titel eines Bischofs von Utrecht. 

Aus Holland verbannt, nahm er seine Residenz in Köln, hielt sich aber meistens an der holländischen Grenze in Oldenzaal und Lingen auf. Von dort aus besuchte er offen oder heimlich die verschiedenen Gemeinden seines Bezirks und scheint im Jahre 1606 eine allgemeine Kirchenvisitation im Lingener Gebiet gehalten zu haben. So kam er auch nach Ibbenbüren, welches von ihm „pagus copiosus et celeberrimus“, d. h. ein begütertes und sehr berühmtes Dorf genannt wird. Zur Erleichterung der Verwaltung ernannte Sasbodus den Pfarrer von Lingen, Joachim Hamconius, anno 1606 zum Dechanten oder Erzpriester des Landes Lingen. Derselbe starb aber schon im folgenden Jahre und an seine Stelle trat Gerhard Vogelius. Im Auftrage des Apostolischen Vikars ließ dieser am 14. Januar 1609 die Pfarrer seines Distrikts, u. a. „Bernhard à Brogbern von Ibbenbüren, Heinrich Beventrup von Mettingen, David Lakemann von Recke und Heinrich Bollinck von Brochterbeck“ nach Lingen kommen, um dieselben in Pflicht und Treue zu nehmen. 

Ein besonderes Augenmerk richtete der Bischof auf die Wiederherstellung des Kirchenvermögens. Unter dem 20. April 1612 forderte er in einem Rundschreiben unter Androhung der Excommunikation die Zurückgabe der geistlichen Güter und verbot namentlich auch die unberechtigten Bauten auf den Kirchenhöfen. 
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Da man in mehreren Gemeinden nicht im Stande war,                               die Mittel für die notwendigen Reparaturen und Anschaffungen aufzubringen, so erwirkte der Erzpriester Vogelius von dem spanischen Statthalter der Niederlande, Albert von Österreich, unter dem 24. März 1612  ein Dekret, wonach für die ärmeren Kirchen auf drei bis vier Jahre ein jährlicher Aufschub von 500 Gulden gewährt wurde. Wahrscheinlich wird Ibbenbüren davon nichts erhalten haben, weil es verhältnismäßig noch zu den wohlhabenden Gemeinden zählte. 

Hat Ibbenbüren doch sogar gerade um diese Zeit (1612) eine neue Glocke hinzu erworben. Die Inschrift derselben, welche jedenfalls die Geschenkgeber benennen, lautet folgendermaßen:

Phillipus Gogreve sur Langen Wische -                                   Bernadus Rotmann, Voget -                                                      Bernardus Brocbern, Pastor -                                                     Hiddo Grothues im Grone; -                                                           Jacob van Mettingen -                                                                Willem Schulte-Uikhus, Rottman -                                                Jörgen Schulte -                                                                       Herman Windmeier -                                                                Hindrik Stork -                                                                            Willem Upmeier -                                                                              Gertrud Ottine 

A.Tepe.

Ottine Me fecit. (Ottie hat mich gemacht)                                            Anno 1610 Maria Virgo (Maria, die Jungfrau)

Mehr noch, als für die Herstellung des Kirchenvermögens, 

war Bischof Sasboldus auf die Verbesserung der Kirchenzucht 

und des kirchlichen Lebens bedacht. Davon zeugt insbesondere ein Rundschreiben vom 12. Mai 1612, worin namentlich sehr zeitgemäße Vorschriften über den Empfang der heiligen Sakramente, über den Lebenswandel der Geistlichen, ihre Vorbereitung zum Tode  u.s.w. erhalten sind. Vielleicht hatte er dabei eine Vorahnung von seinem eigenen Tode, denn gerade zwei Jahre später, im Mai 1614 wurde er in die Ewigkeit abberufen. Sein Nachfolger, Phillip Roveen (Rovenius) setzte das Restitutions- und Reformationswerk mit allem Eifer fort, wobei ihm der Erzpriester Vogelius treu zur Seite stand. 
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Um fernere Veräußerungen und Verdunkelungen von kirchlichen Besitztümern zu verhindern, ließ er im Jahre 1619 von dem Notar und Geometer Egbert Wandscher zu Lingen die kirchlichen Ländereien genau aufzunehmen. In Ibbenbüren fehlte von den geistlichen Gütern ein Kamp, ein Garten, ein Spieker und drei Hausstätten; in Mettingen zwei Stücke Landes (ein Scheffel Saat) 

und ein Canon von 7 Schillingen. Im Jahre 1621 hielt Rovenius eine Visitations- und Firmungsreise durch die Lingener Pfarren. 

Bei seiner Anwesenheit in Ibbenbüren am 17/18.3.1621 erinnerte er insbesondere daran, dass auch einige geistliche Güter in fremden Besitze seien. Wahrscheinlich wird er hier auch der Bau eines (neuen?) Armenhauses angeregt haben, welcher am 13. Dezember 1623 vergeben wurde. (Urk. 15 d. Pfarrarchivs) Wie sehr dieser Bischof um die genaue Erhaltung des geistlichen Einkommens besorgt war, zeigt namentlich ein Erlass vom 3. Februar 1625, (Goldschmidt Nr. 12 a.) worin er befiehlt, die Korngefälle in natura zu erheben und nicht stattdessen eine dem Wechsel unterworfene Geldentschädigung anzunehmen. Ebenso war er, wie ein Erlass (ib. 13 a) vom 22. Februar 1625 beweist, auf die ungeschmälerte Erhaltung seiner bischöflichen Gerechtsame bedacht. In diesem Erlasse verbietet er nämlich den Lingener Geistlichen die Teilnahme an der Synode zu Osnabrück, wozu sie jedenfalls deshalb eingeladen waren, weil der dortige Bischof den Widerspruch gegen die Abtrennung von Lingen noch immer aufrechterhielt. Unter dem 14. März 1625 wiederholte er die Verordnung des Sasboldus wegen Restitution (Ersetzung) der Kirchengüter, und zwar gerade mit Rücksicht auf Ibbenbüren. Dort war nämlich bei einem Brande, welcher zu Anfang des genannten Jahres das Niederdorf großenteils in Asche legte, durch einige auf dem Kirchhof erbaute Häuser auch die Kirche selbst in Gefahr gekommen. 
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Der Bischof verbot daher den Wiederaufbau derselben auf dem Kirchhof und forderte die Bauplätze als kirchliches Eigentum zurück. Wahrscheinlich handelte es sich dabei um die oben genannten drei Hausplätze. 

Aus dem gleichen Jahre datiert ein sehr interessanter Erlass über die Amtshandlungen und die Lebensweise der Priester 

(Goldschmidt Nr. 14)

Alles dieses lässt erkennen, dass Rovenius, gleich seinem Vorgänger, um die Wiederherstellung des Kirchenwesens sich in jeder Beziehung die größten Verdienste erworben und zur Erhaltung des katholischen Glaubens in der Grafschaft Lingen Außerordentliches beigetragen hat. 

Wir lassen nunmehr das oben genannte Verzeichnis der Pfarreinkünfte zu Ibbenbüren folgen, und zwar unverändert, nur haben wir ein paar Schreibfehler verbessert.                                                                                 Verzeichnis von den Besitzungen und Einkünften des Pastorats zu Ibbenbüren, eine Aufstellung der reformierten Kirchenprovisoren vom Jahre 1603   

Die Weeme-Incumpste tott Ibbenbüren (1603)                                                Die Woonstede ende den garden metten hoff deser Pastorie ende et geboemte (Bäume) de om den hoff staenden, gebruickt de Prädikant Otto Frantszen  voer niet (kostenlos) Garden ende grasslanden voor 6 Jairen verpacht, daervon dit Jair op paesche expiriende het derde ist niet Garden gelegen in den Kerckdorpe too Ibbenbüren, niet                                                                                        Voor een Garden van ½ scheppel lynsaets –Leinsaat- gepacht von Schilt Gert                                                   10 st 

Een garden van 3 spint lynsaets gepacht 

von Syder (Snyder?) Gert                                              15 st                                            

Noch voer 3 spint gardenlants, gepacht von

Brinck, Hermann                                                           15 st                                                                                                 

Noch voer 3 spint gardenlants, gepacht von

Brinck, Hermann                                                            15 st                                                                                                                                        

Noch voer ½ scepel gaerdenlantz, gepacht von

Johann Wantmaker                                                         12 st                                                                                                       
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Noch voer 2 schepel garden lantz von

Jacob van Mettinge                                                 2 gl 18 st                                                                                                  Noch voer eenen garden van 1 ½  (scepel)

Lynsaets gelegen by Willem Schütten Huise, gepacht

dieselve tot                                                     1  gl     9 st

Noch 1 ½ scheppel garden lants von

Johan Starcke  gepacht                                  1 gl       2 st

Garden ende grasslande, met der Heeren Consent 

(Zustimmung) in Erffpacht utgedaen.
Een garden van 1 Scheppel lynsaets gelegen by

Johan Wantmakers huys hefft in Erffpacht 

Frederic van Russel Vaegt, jaerlix voor          1 gl   10 st
     
Voorgenoemden garden gelegen, hefft desulve 

Frederic van Russel    16 st                                                                 
Noch een garden van ½  scepel lynsaets naest by den Noch een schepel garden lants met een huys betymert

hefft in Erffpacht Johan Wandmaecker          2 gl    8 st                       Noch een schepel garten lants betimmert met een huys

in Erffpacht gedaen Claas Lageman, jairlix            6 st                  Noch een garden van 1 schepel lynsaets bestimmert ende gelegen by Jacob van Mettinge garde, hefft in Erffpacht Benardus van Brogbern jaerlix voor 

12 Schlllinge Ossenbrugs tot                      1 gl      4 st                       Noch een schepel gartlants affgetimmert (abgetrennt) 

von den Hov Veme, hefft in Erbpacht de selve Bern.

Brogbern jaerlix voor 2 philiippslg tot     2 gl      14 st                                       
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Noch 2 scepel gaertlants, gelegen by der Weme-Camp, 

hefft in pagte Frederic van Russel, vaegt –Vogt- tot 

Ibbenbüren als in de voergaende reckeninge  Fol. 50 

(Rechnung Blatt 50)

gesoegt is voor                                               1 gl    10 st

Grasslanden voor 6 Jairen verpagt (ut supr. Fol. 42 verso) (Rückseite der Rechnung)
Voor eene Wische van 1 ½ voeder hoygewass, gelegen 

In der buirschap Len, van Frederick van Russel,                                                                                            vaegt –Vogt -





3 gl  6 st                                                                                     

Noch eene wische van 2 ½ voeder hoygewass, (Heu) gelegen 

op de Genkelo, van Otto Franses, Predicant                 9 gl                                                                                                                                                       

                                                                                                          

Noch eene wische van 1 voeder hoygewass, gelegen

by `t  Klooster Gravenhorst, van Melle too puisselbuiren   
2 gl

 

Noch een voeder heygewass, gelegen for Bruggemans

Wische, van den Vogt Russel                   1 gl    12 st
                                                                                                               

Dese grasslande syn metten Heeren Consent voor

12 Jaaren in pagte gelaten, dervan dit jair dat derde is.
Voor eenen wydekamp ende Hoff gehieten (genannt), 

die hov-Weme, tot 6 koen –Kühe- to weyden 

ende by tyde –zur Zeit- van mast voor 10 swinen eckelvall,

-Eichelmast- van Frederick van Russel 

Voegt, jaerlix voor                                                         21 gl  10 st

Voor eenen weydecamp, die Möllenwische by den 

huise thon Groene, tot 4 koen to weyden, 

van Frederick van Russel, Voegt                                12 gl   15 st

Dese Baulande (Bauländer) syn in pagte 

gecontinuiert –über die Dauer von- der tyt van 3 Jairen, 

daervan dit Jaer op Michelis expirende het leste is.
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Voor eenen Camp, groot ongefehrlich –ungefähr- 

15 scheppelsaets, gehieten die Smet-Esch

gepacht by Brinck Herm                                                   20 gl

Voor 8 scheppelsaets, gehieten die 

hansz-Stede –Hausstätte- van Jacob van Mettinge               6 gl

Noch voor 28 schepelsaets in die plaetse

Berents van Brugbern, in pagte hefft 

Otto Fransz predicant –Prediger-                                           33 gl

Voor eenen Camp van Russel, vaegt –Vogt- ,

volgende syne Continuatie, als in die voorgaende 

reckeninge Fol. 81 verso –Rückseite der Rechnung-

breder is verhaelt, jaerlyx                



8 gl

Item voor die resteerende boulanden 

deser Pastorye, bedragende 3 Molt 10 schepel 

ende 1 spint Saets den voorg. –vorgenannten- 

Voegt Russel in pagten gelaeten ut supra, 

1 scepelsaets voor 1 schepel (fällig), nae die 

Ossenburgsche Mate sate 

(Oldenburger Maß) bedragende                                   43 gl   9 st

Item ….. pagte deses Jairs vuyt (für) den camp 

van Borgelmans Erve –börgelmanns Erben- 

to puisselbuiren, genaemet 

den Lutticken Esch, 

gepacht Fredereick van Russel, vaegt,

blyckende by die pagtcedule van dessen ende 

2 anderen Parcellen van t`Sunder in dato den 6. July 1603 

hyrvoren, Fol. 11 verso sub litera D overgelecht            5 gl  10 st

Folgende Corenpachte wert genoemt een Sackthende

Ende, verschient (wird fällig) op den Maendach nae

St. Michael 
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aen roggen 25 schepel, an haver 1 molt tot 12 schepel,

ende van wegen den blootenden voor 2 Lammern van 

½ Jair, 2 ganss ende 2 hoenderen, -Hühnern Item von desen thenden op den huetfelt to Bramsche (?) 

- betragende nae die

geformierde mate hyrtoe gebruic – nach dem neuen Maß-

gelyck ende als in die 

voergaende reckeninge                                       18 gl 13 st 3 pen

Folgende Corenpage ende geltrente –Kornpacht u. Geldrente-

op Michaelis ende Martini 

Vom Coster – Küster – Jacob voor de pagte de Kervehove  (Karnhofe, Kornhof?)

4 ½ March Osnbrück tot                                                5 gl   3 st 

Von Kremer Johan, toe Vysenhoecke (Fisbeck?)

voor die pagt van Rusennotte, by de Bevergarden gelegen,

4 schepel roggen – 3 – molt ende 6 schepel garsten, 

betragende nae die Ossenbrugsche sate hyr voren 

Fol. 30 overgelecht                                                       36 gl  13 st

Von Lambertt’s Oevinckschehuse (Oeyinkhaus) voor 

6 schepel roggen                                                          5 gl  12 st

Van die Ra? (Ruwe?) to 3 schepel roggen ende

Dorinte –Dörenthe- 

1 molt haver tot                                                                6 gl  6 st

Van Egelkamp to Dorinte (?) voor gelickte pagte           6 gl  6 st

Van Oom (Ahmann) to Doirente voor 6 scepel garste  4 gl   14 st

Staende pagte deser Weeme – Feste Pacht an die Wehme- 

für-  4 egenhörige woonende in den karspell Ibbenbuiren
59

Van die Weem-Meyer t’ Alstede –Wehmeyer- 1 molt roggen 

6 schepel haver voor 1 mager swyn, 3 gl ende voor 1 paer

hoenderen –Hühner-, 6 st, item voor 4 Rynsche -Rinder- 

gl, tat stuck 51 st, ende 4 schilling Osenbrug, bedragene zusamen    26  gl   15 st

Van Luisman too Dornte –Loismann- 1 molt roggen, 1 molt garsten ende 1 molt haveren, voor 1 mager swyn ende een paer hoenderen 3 gl 5 st, voor 6 goltgülden ut, supra 15 gl 6 st ende voor 4 schillinge Osenbrugh                              44 gl  3 st  1 pen

Van Wesselman toe Laggebike 1 molt roggen

ende 1 molt haver tot 4 gl 16 st 2 pen, voor een mager swyn 

ende een paer hoender 3 gl 5 st, 

voor 4 goltgl ende 8 schillinge Osenbrugsch,

gereckent ut supra 11 gl bedragende t’samen      29 gl 1 st 1 pen

Van Brinckman toe Visbeke 7 scepel roggen ende 

10 schepel haver, 9 gl 15 st. 8 pen, voor 3 goltgl ende 

1 hoen 7 gl 15 st 6 pen                                      17 gl   5 st 10 pen 

Miscoren (Kornabgaben)
Item van 25 Erffluiden –Erbpächter- ute de Buerschapen Alstedde, Osterledde ende Laggenbecke, van jeder 1 schepel haver Osenbr. Mate, ende uth de Buerschapen Pusselbuiren, Bockraden, Dornte, ende Ibbenbüren van 58 Erffluiden, van jeder 1 schepel haver cleyne mate, betragende beyderleye mate Osnabrugsch mate 5 molt 8 schepel … die voorgaende reckenige Fol. 53 verso ende oick in de voergande Jahr is gewesen, belopt also nae settinge van Osenbrugge hyr voren Fol. 39 overgelecht 19 gl 11 st  8 pen                                                               
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Praven (Beiproben, Praebenda, in Natura zu entrichtende Abgaben)

Item also in de voergende reckeninge jaerlicx reckent zy (zu) 

thyn gl voor die Jaer-praven –Abgaben- deses kerspells, 

by den predicant Otto Fransz opgeboert, volgende des voergaende bescheyt,

blickende by acte van zyne requeste ende apostille van die 

goetsheeren `s (des) Lantz Linge (gutsherr Lantz), in dato den 22 January …

authentic Copie hyr by gevoget. Soe werden ingelyck   wederomme 

hyr in de ontfanck –wieder an den anfang-  gestalt 10 gl

Memorie gelt (Erinnerungsgeld)

Van desen gelt renthen syn als in die voergaende reckeninge –

54 is verhaelt tyde deser reckeninge d`selve parcellen ontfangen,

sonder dat alnoch van eenige andern meer outfanckt gemaeckt

han worden. 

Dys hyr van die provisoren der kercke tot Ibbenbüren

voor 12 schilling Osenbrugs                                            1 gl  4 st

Van Otto Johan too Ibbenbüren voor 4 schillinge Osenbrugs  8 st       

Van Smit Dirich t’ Ibbenbuiren voor                        

6 schwaer penningen Osenbrugs                                          1 st

Van Nergelt toe Pusselbuiren voor 4 schillinge Osenbrugs    8 st
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VIII. Dritter Reformationversuch

Von 1618 bis 1648 wütete der 30jährige Krieg, dessen Schrecknisse auch Lingen arg mitnahmen. So gingen dort z. B. bei dem Durchzuge des protestantischen Grafen Mansfeld im Jahre 1622 zwei ganze Dörfer in Flammen auf. Dazu kamen noch die wieder ausgebrochenen Feindseligkeiten zwischen den Spaniern und Holländern. Als letztere 1629 sich anschickten, die Festung Lingen zu berennen, wurden die Katholiken von großem Schrecken ergriffen. Der damalige Pfarrer von Recke, Hesselius, verließ sogar aus Furcht seine Stelle, wofür er von dem Erzpriester und von dem Bischof eine scharfe Rüge empfing. Im Juli 1630 zogen die Spanier ab und überließen die Verteidigung der Grafschaft den kaiserlichen Truppen. Bald darauf fiel Lingen an die Oranier zurück und wurde 1633 von dem Prinzen Friedrich Heinrich, dem Halbbruder und Nachfolger des 1625 gestorbenen Prinzen Moritz, in Besitz genommen.                                             Bei der Besitzergreifung des Landes ließ der Prinz ausdrücklich der Ritterschaft von Lingen das Versprechen gegeben, dass die alten Gewohnheiten und Gerechtsame fortbestehen sollten ohne Hindernis (sperringe) oder Störung (perturbatie) in der Religion. Jedenfalls zum Danke dafür erhielt er darauf von allen Kirchen der Grafschaft ein Ehrengeschenk („einiges Honorarium“), wozu z. B. Thüne 15 Gulden beitrug. Trotzdem wurde in der Stadt Lingen schon im folgenden Jahre ein reformierter Prediger (Heinrich Wirtz) angestellt, dessen Gehalt (600 Gulden) der katholische Pastor und Erzpriester zu zahlen hatte, welcher dazu aus den verschiedenen Kirchen der Grafschaft Beiträge erhob. Zugleich wurde daselbst eine reformierte Schule eingerichtet. – Im Übrigen behandelte der Prinz namentlich im Anfange seiner Regierung die Katholiken gerechter und toleranter als seine Vorgänger, ließ aber dabei die Einführung und Ausbreitung der Reformation keineswegs aus dem Auge.
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Namentlich wurden zur Erledigung kommenden geistlichen und weltlichen Ämter möglichst mit Protestanten besetzt oder blieben vorläufig unbesetzt. So geschah es auch in Ibbenbüren bezüglich der Pfarrstelle. Als daselbst am 17. Januar 1642 der Pastor Heinrich Vathouver gestorben war,  präsentierte die Äbtissin von Herford „auf Ansuchen der Burgmänner und Kirchspielleute“ den dortigen Kaplan Stockmann als Nachfolger. Da der Droste von Lingen diesen nicht annehmen wollte, beschwerte sich die Gemeinde darüber bei dem Prinzen selbst mit den Bemerken, dass sich zu Ibbenbüren nur 2 bis 3 Reformierte befänden und dass die Nichtbesetzung der Pfarrstelle namentlich die Dienstboten von dort verscheuchen und dadurch die Gemeinde in Not und Armut bringen würde. Trotzdem wurde anno 1643 der Prediger Dr. Guiandus Rutgersius als Pfarrer angestellt, Kaplan Stockmann wurde vertrieben und Hundela zum zweiten Prediger ernannt. Die Katholiken waren daher genötigt, als irrende Schafe 9 Jahre lang ihren Gottesdienst zunächst in den benachbarten Gemeinden und darnach auf dem Hause Grone wahrzunehmen. – Auch der Küster und Lehrer Gerhard Lamberting, welcher 1612 nach Ibbenbüren versetzt war, wurde seiner Stelle enthoben und aus der Gemeinde vertrieben.

Eine besondere  Verfolgung war um diese Zeit gegen den Apostolischen Vikar Rovenius ausgebrochen, welche ihm die Verwaltung seines Amtes fast unmöglich machte. Auf Ansuchen des Bischofs von Osnabrück erhielt darum der Pastor von Lingen, Eilerus als Erzpriester von Papst Innocenz  X. ausgedehnte Vollmachten, namentlich in Ehesachen, deren Ausübung jedoch jedenfalls mit vielen Schwierigkeiten verbunden war. 
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Bei dem Westfälischen Friedensschlusse, welcher im Jahre 1648 den 30jährigen Krieg beendigte, hofften die Lingener Katholiken,  dass sie gemäß der Bestimmung über das Normaljahr ihre Rechte und Besitzungen in dem Zustand zurückerhalten würden, wie sie dieselben 1624 besessen hatten. Sie wurden jedoch mit ihrer Forderung abgewiesen, da diese Bestimmung nur für Deutschland gelte,  also nicht auf Holland und Spanien ausgedehnt werden könnte. Letzteres (die Grafschaft) gab zudem noch bei diesen Friedenschlusse seine Rechte auf Lingen vollständig auf. So wurde die Grafschaft endgültig von Deutschland getrennt und als zu Holland gehörend anerkannt. Mittlerweile war Prinz Friedrich Heinrich von Oranien am 14. März 1647 gestorben und sein 21jähriger Sohn Wilhelm II. an seine Stelle getreten. Dieser betrachtete es als seine besondere Aufgabe, die Grafschaft Lingen „von allen Spuren des Papsttums zu säubern.“ In der zweiten Hälfte des Jahres 1648 wurden die geistlichen Güter eingezogen, die katholischen Kirchen ihrer Bilder beraubt und geschlossen, und die Pfarrer unter Androhung von 100 Goldgulden aufgefordert, alle Kirchendienste zu unterlassen und binnen 8 Tagen Haus und Hof zu räumen. So heißt es in einem Kirchenbuche von Recke: 

„Anno 1648 den 15. August ist in der Kerke to Recke lest katholische gepredigt“ und „anno 1648 am Sonntag den 16. August sind die Bilder aus der Kirche genommen“. 

Natürlich wurde auch der katholische Schulunterricht strengstens verboten. Diese Maßregeln wurden im Jahre 1649 noch verschärft, 

„den Papen, Mönchen und Ordensleuten“, vornehmlich der „schädlichen und mörderischen Sekte der Jesuiten“ 

wurde der Aufenthalt in der Grafschaft Lingen bei schwerer Geld- und Leibesstrafe untersagt, die Hergebung von Räumen zu katholischem Gottesdienste zu 200 Goldgulden, die Beiwohnung desselben mit Verbannung und Leibesstrafe verpönt.
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Trotzdem ließen sich die katholischen Geistlichen nicht einschüchtern und fuhren im Geheimen oder  öffentlich fort, den Gottesdienst zu halten und die heiligen Sakramente zu spenden. 

(So geschah es u. a. in Mettingen ununterbrochen bis 1674, nämlich von 1618 bis 1656, vom Pfarrer Vogetius, 1656 bis 1659 von Ludgerus Scaten, 1659 bis 1662 von Christianus Lintel, darauf von verschiedenen Patres, z. B. 1662 von Cölestinus Essing, 1674 von Johannes Witten.) 

Um dieselbe Zeit (1649) versuchte der Münstersche Bischof und Kurfürst von Köln, Ferdinand I, die Grafschaft Lingen durch Kauf für Münster zu erwerben.  Jedoch die Verhandlungen darüber brachten nichts zustande. Wilhelm II. starb schon im 25. Jahre seines Lebens, am 6. November 1650 und die Regierung wurde während der Minderjährigkeit seines Sohnes Wilhelm Heinrich von seiner Witwe und seiner Mutter (den Prinzessinnen Maria von Großbritannien, gestorben 1661, und Amalia von Oranien) unter Obervormundschaft des verschwägerten Kurfürsten Friedrich Wilhelm von Brandenburg weitergeführt. Katholiken und Protestanten reichten unter dieser vormundschaftlichen Regierung wieder und wieder Beschwerden ein, welche in der Hauptsache gewöhnlich zu Gunsten der Protestanten entschieden wurden. Die Katholiken begehrten freie Religionsübung, die reformierten Prediger beschwerten sich über die Übergriffe, welche die Katholiken seit dem Tode des Prinzen Wilhelm II. sich erlaubten, (1651 sei sogar vom Weihbischof zu Münster dort gefirmt worden!) wodurch ihrer Kirche ein solcher Abbruch getan werde, dass zu befürchten stehe, sie müssten künftighin ihren Gottesdienst vor leeren Bänken abhalten. 
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Die Katholiken wiesen in einer Gegenbeschwerde darauf hin, dass kraft eines vor einem Notar und mehreren Zeugen abgelegten Attestes in den 4 Dörfern  ( Brochterbeck, Ibbenbüren, Mettingen und Recke) außer dem Arzt und dem Vogt nur drei, höchstens vier hausgesessene Leute den reformierten Gottesdienst besuchten, während sie selbst auswärts, („buthen Durffss“-außerhalb vom Dorff) ihre Andacht halten müssten. Wirklich erlangten sie diesmal von der alten Prinzessin Amalia den Bescheid, sie wolle ihnen 

                                          „allerhand angenehme Beneficia (Wohltaten) widerfahren lassen.“.         

Diese bestanden darin, dass ziemlich zur Hälfte katholische Kirchen, Geistliche, Lehrer, Bürgermeister und Vögte etc. gestattet wurden.                                      Da die Katholiken infolge dessen freier auftraten, und die Reformierten merklichen Schaden erlitten, so erließ der Droste von Lingen unter dem 29. Juni 1655 unerwartet („ungewarnter Sachen“) ein Edikt, wodurch den „Papen“ bei 100 Goldgulden Strafe alle kirchlichen Dienste und den Schulmeistern bei willkürlicher Züchtigung der Schulunterricht verboten wurde. Trotzdem wurde beides im Geheimen fortgesetzt, auch zu dieser Zeit   

„hebben die Katholiken in particuliere huissen (in Privathäusern) kerk en school gehoulden.“

Die Ritterschaft reichte gegen die Verordnung einen scharfen Protest ein, während die Provisoren zu Ibbenbüren sich namentlich über den ungenügenden Unterricht des reformierten Lehrers beschwerten.              Doch alles war vergebens, 1656 wurde den Eingesessenen von Lingen sogar bei 50 Goldgulden geboten, die Trauungen und Taufen nur bei reformierten Predigern vornehmen zu lassen. Bezüglich der Taufen scheint man jetzt vielfach nachgegeben zu haben, die Trauungen geschahen aber trotz Verbot und Strafe fast immer im Auslande.                                            Als Ausnahmen werden ausdrücklich erwähnt zwei protestantische Trauungen von Katholiken in Freren und zwei in Ibbenbüren. (Brandebusemeyer und Dobbele). 
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Dass es infolgedessen wieder Strafen über Strafen gab, ist selbstverständlich. Außerdem erlitt Ibbenbüren um diese Zeit noch einen großen Schaden durch ein Brandunglück, welches am  28. Juni 1659 die nordöstliche Seite des Dorfes gänzlich vernichtete.) 

Wiederum beschwerten sich die Katholiken bei der vormundschaftlichen Regierung über diese grausamen Maßregeln und erlangten dadurch (1659) ein Rescript (Verfügung) der Prinzessin Maria Amalia von Oranien, wonach sie insbesondere wegen der Kindstaufen und Trauungen nicht beschwert werden sollten.                                

Die Synode von Overyssel benutzte dagegen die Anwesenheit der Fürstin in Hattum, um durch zwei Abgesandte                                                   

 „den jämmerlichen, aus den katholischen Verwegenheiten entspringenden Zustand der reformierten Kirchen“ 

            zur Sprache zu bringen.“                                                                                    

Die Fürstin antwortete, die Übung des katholischen Gottesdienstes (der Paapschen Superstitien) im besonderen Häusern könnte allerdings schwerlich verhindert werden, aber es käme ihr doch unglaublich vor, wie dort (im Lingenschen) trotz ihres ausdrücklichen Verbotes öffentlich Messen, Prozessionen und Schulen geschehen würden. Sie möchte nähere Beweise vorbringen, dann würde sie „darin ein Einsehen tun“. Demzufolge wurde zwei Wochen lang von besonderen Abgesandten an Ort und  Stelle alles aufgestöbert, was irgendwie gegen die Katholiken vorgebracht werden konnte. Daraufhin wurde geklagt,                                                      

„dass die katholischen Geistlichen nach wie vor, sogar öffentlich predigten und die „abgöttische Messe“ hielten, wie ihre Deputierten es auf Homeyers Hof zu Recke selbst gesehen hätten“.                   

Überhaupt würde von denselben jeder Teil des katholischen Gottesdienstes ausgeübt, während der Zustand ihrer Kirche ein ganz jämmerlicher sei. So hätten sich in Ibbenbüren früher wohl                               100 Eingesessene zur reformierten Kirche gehalten, jetzt aber kaum mehr 30 Eingesessene. 
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Alles dieses käme von der Frechheit der katholischen Geistlichen, die alle Mittel und Strafen anwendeten, um die Katholiken von dem reformierten Gottesdienste abzuhalten und solche, welche denselben bereits besucht hätten, wieder mit Gewalt zurückzubringen.                                 In Brochterbeck, Mettingen und Recke gebe es keinen Prediger, und es wären diese Orte ohne einigen Nutzen von den Prädikanten zu Ibbenbüren übernommen. Nebst den reformierten Schulen würden im ganzen Lande auch katholische Schulen gehalten. Der katholische Schulmeister in Ibbenbüren, Gottschalk genannt, wäre deswegen gestraft und ins Gefängnis („in den Karck“, -Karzer, Kerker-) geworfen, trotzdem hätte er zum Schimpfe der Reformierten auf dem Hause Grone den Unterricht wieder angefangen. Die meisten Beamten wären katholisch u.s.w

Die Beschwerdeschrift, worin alle diese Klagen enthalten und weitläufig begründet waren, wurde von besonderen Deputierten an den Oranischen Hofe gebracht und von diesem Hof                                             unter dem 19. Januar 1660 dem Drosten zu Lingen übergeben,  

                                                                                              „damit er die öffentlichen Freiheiten (Frechheiten?)                der Katholiken abstelle und besondere Gegenmittel in Vorschlag bringe.“

In dem gleichen Jahr 1660 wurde eines besonders peinliche Untersuchung gegen den katholischen Pfarrer von Ibbenbüren, (Heinrich Abbing, Kaplan auf Grone) geführt, weil er den genannten Brandebusemeier entsprechend den Bestimmungen des Konzils von Trients nachträglich katholisch getrauet und einige von dem reformierten Prediger getaufte Kinder (wieder) getauft hatte. Bezüglich dieser Taufen rechtfertigte sich Abbing damit, dass die Taufen des Rudgersius zweifelhaft seien, da selbst 

„einer der vornehmsten Reformierten“  geklagt hätte, 

dass derselbe zuwenig Wasser verwende. 
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Weiter Anklagen wurden von Abbing als unwahr bewiesen. Die Folge der Untersuchung war, dass Abbing sich seiner Verhaftung durch Flucht entziehen musste und eine Stelle in Ramsloh annahm, wo er als ein „guter, sorgfältiger und sehr eifriger Seelsorger“ 

sein Leben endete. – Eine besondere Verfolgung brach damals in ähnlicher Weise auch gegen den Pfarrer Stodtbroch zu Lingen aus,  der schon durch den Titel „Erzpriester“ den Unwillen der Beamten erregte hatte. Er wurde verbannt und versah nun nach seinen Möglichkeiten, von der Bauernschaft Darmen bei Schepsdorf aus (an der Grenze von Lingen), die Obliegenheiten seiner Stelle als Erzpriester weiter. 

Später wurde er dort auch als Pfarrer eingestellt.                                                    Sehr bezeichnend für die damaligen Zustände ist noch eine Klageschrift der Äbtissin von Gravenhorst, worin sich diese beschwert, dass den Lingener Eingesessenen verboten sei, im Münsterschen Bezirke Korn mahlen zu lassen. Dieses Verbot war offenbar darum ergangen, weil die Katholiken vielfach in den benachbarten Münsterschen Gemeinden ihre religiösen Bedürfnisse befriedigten. Als der junge Prinz Wilhelm Heinrich von Oranien selbst die Regierung angetreten hatte, und am 25  September 1669 nach Lingen kam, baten die Katholiken daselbst vergebens um die Überlassung einer leer stehenden Kirche. Das Kollegium der reformierten Prediger dagegen (die sogenannte Classis ) trug bei dieser Gelegenheit u. a. folgende Bitten vor: 

1. Dass den römischen „Messpriestern“ verboten würde, ihren angemaßten Gottesdienst zu verrichten,                                                         und dass die erledigten Stellen mit reformierten Predigern besetzt würden, 

2. Dass auch die papistischen Schulen untersagt würden, deren es auf dem platten Lande noch sehr viele und verschiedene in der Stadt gäbe,

3. Das an die Stelle der papistischen Officianten (Beamten) reformierte gesetzt werden möchten u. s. w. 
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Hierauf erfolgte am 5. Oktober folgender Randbefehl des Prinzen: 

„Unserm Drosten in Lingen wird befohlen, die früher erfolgten Verfügungen zur Ausführung zu bringen.“ 

Natürlich wurde jetzt das katholischen Kirchen- und Schulwesen noch mehr unterdrückt, dass reformierte dagegen befördert.                                                                        1671 ließ der Droste die Pfarrwohnungen und Ländereien derjenigen Kirchen, die keine eigene Prediger hatten, verpachten, wobei jedoch katholische Geistliche oder katholische Beamter als Pächter und Mitbewohner ausdrücklich ausgeschlossen wurden. 

In solch bedrängter Zeit bedurften die katholischen Geistlichen ganz besonders der gegenseitigen Aufmunterung und Gebetsunterstützung. Darum hatte der Coadjutor (Stellvertreter des Bischofs) des apostolischen Vikars, Zacharias von Metz, Bischof von Trallis i. p. i. in seiner Residenz (Kloster Glane zu Osnabrück) am Tage vor Matthias 1661 einen Priesterverein eingeführt, als dessen Stifter der Lingener Erzpriester Stodtbroch bezeichnet wird. Der Verein führte den Titel 

„Bruderschaft der Priester des guten Willens , die monatlich zur Erlangung eines seligen Todes und wöchentlich für die Seelenruhe der Verstorbenen das heilige Opfer darbringt.“

„fraternitas sacerdotum bonae voluntatis sacrificaltum quot mensibus pro feleci morte et quot hebdomatibus pro requie defunctorum“ 

Diese Bruderschaft wurde am 22. Juli 1662 von dem apostolischen Vikar, Bischof Johannes von Castorien i. p. i., welcher sich selbst als Mitglied empfahl, bestätigt und unter dem 7. Dezember 1663 von dem Münsterschen Bischof Bernhard von Galen mündlich genehmigt. 
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Als Mitglieder des Vereins finden wir etwas später fast alle Lingener Geistlichen aufgezählt, u. a. 1685: Anton Cossart, Pastor zu Mettingen,                                             Everhard Schmidthusz, Pastor zu Recke, Gerhard Strick, Pastor zu Ibbenbüren, und gegen 1690 Bernhard Wielage; Pastor zu Brochterbeck. 

Am 27. April 1689 versammelten sich die Mitglieder in Telgte, wobei der Erzpriester von Lingen und Pfarrer zu Schepsdorf, Heidenreich Stodtbroch als Generalinspektor genannt wird. Bekanntlich hat sich diese Bruderschaft bis heute erhalten und hält jährlich am Dienstage nach der sogenannten „Großen Prozession“ in Münster zu Telgte ihre Versammlung ab. 

Anno 1672 hörten die religiösen Bedrängnisse der Lingener Katholiken wieder für kurze Zeit auf. In diesem Jahre fiel nämlich Lingen in Folge eines glücklichen Krieges an den Münsterschen Fürstbischof Bernhard von Galen. In Folge dessen mussten die reformierten Prediger alle Besitzungen und Rechte an die katholischen Pfarrer zurückgeben. Die Äbtissin von Herford reklamierte die Pfarrgüter von Ibbenbüren für den von ihr ernannten reformierten Prediger daselbst, wurde aber natürlich abgewiesen. Jetzt waren die Katholiken vollen Freude und noch heute sind diese Bischofsjahre“ für sie ein Ausdruck zur Bezeichnung einer „guten Zeit“ . 

An diese kurze Darstellung des dritten Reformationsversuches wollen wir eine genauere Beschreibung desselben bezüglich der Gemeinde Ibbenbüren anschließen, wie sie von dem Notar Heinrich Schwitze daselbst im Jahre 1673 verfasst ist. (Handschrift im Pfarrarchiv) Dieselbe lautet, in die jetzige, neuhochdeutsche Sprache übertragen, wie folgt: 

„Und ein Buch wird aufgeschlagen, - drin steht alles eingetragen, - um ein Urteil daraus der Welt zu sagen. - 25. April 1673.“ 
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Darstellung des dritten Reformationsversuches 

Verfasst von mir, Notar Heinrich Schwitze im Jahr 1673 

Zu bemerken sei 

1. 

(notandum), dass anno 1642 den 9. Juni, welcher damals gewesen der Pfingstmontag, durch die calvinische Ketzerei die Kirche des heiligen Mauritius und seiner ganzen Thebaischen Gefolgschaft, leider Gottes, den uralten Katholischen durch Gewalt und große Bosheit abgenommen wurde.

Zu bemerken sei 

2.

dass die katholische Gemeinde neun Jahre lang in ihrem Kirchspiele des katholischen Gottesdienstes beraubt gewesen ist, gleich wie Plantlünne in anno 1642 im Mai und Thünen im März 1644,  und daher die Eingesessenen sowohl des Dorfes Ibbenbüren, also auch des ganzen Kirchspiels genötigt worden sind, ihre Andacht an fremden Plätzen, wie in dem geistlichen Hause Gravenhorst, in Riesenbeck, Recke, Mettingen, Brochterbeck und Saerbeck besuchen (zu) müssen, wobei zu wissen ist, dass das ganze Amt Lingen  am Feste Maria Himmelfahrt in anno 1648 mit ihrem Gottesdienste verstöret worden ist.

Zu bemerken sei 

3

Und weil die vorgenannte Ibbenbürener Gemeinde neun Jahre in so großem Elend gewesen ist, haben ihre Hochedlen Graf (?) Caroll Ottmar Philips von Grothaus, Erbherr von dem hochadligen Hause Groen (Grone), Bomhoff, Bullenmühle, Scharpffenberg,                                                      Ministierialer (?)  Ihrer hochfürstlichen Gnaden Bischofs zu Münster und Corney etc. wohlverordneter Droste zu Cloppenburg, die katholische Gemeinde auf ihr hochadliges Haus Grone gnädiglich zur Wiederaufnahme des Gottesdienstes aufgenommen.
Zu bemerken sei 

4

dass die Wiederaufnahme des Gottesdienstes von Weihnachten 1650 bis einschließlich Heilige Dreikönige von dem wohlehrwürdigen Pater in Christo, Gerhard Blomen aus dem strengern Orden des „Heiligen Franziskus Convents“ Rheine, gehalten worden ist.
Zu bemerken sei 

5

dass die unkatholische Deformation der kalvinischen Irrlehre (deformatio Calvianae haereos) sich des neu aufgenommenen  Gottesdienstes stark widersetzt.
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Zu bemerken sei 

6. 

Ungeachtet alles dessen ist der katholische Gottesdienst von vorgenanntem und Wohlerwürdigen Pater Gerhard Blomen auf Michaelis anno 1651 wiederum aufgenommen worden und teils von ihm, teils auch von den andern Herren Patres, dazu ersucht wurde, Gottesdienst zu halten, wie auch von den Wohlerwürdigen Patres des Predigerordens „vom Hl. Dominikus aus dem Radruper Kloster zum heiligen Kreuze“ in Osnabrück,  auf 3 Jahre, dazu gleichfalls ersucht wurde 

Zu bemerken sei 

7. 

Als danach die interessierte Ritterschaft der hochgeborenen Herren, des Amtes Lingen und die ganze Gemeinde für gut erkannt hat, dass ein ständiger katholischer Pastor den Gottesdienst versehen möchte, ist anno 1654 auf Michaelis der Wohlehrwürdige und Wohlgelehrte Herrn Henricus Abbing als eigentlicher (ordinarius) Pastor in Ibbenbüren angenommen worden ist, welcher den katholischen Gottesdienst 6 Jahre lang sehr löblich bedient hat und auch das Sakrament der Taufe wieder nach katholischer Weise gespendet hat,                                           deswegen er große Verfolgung erlitten hat. Endlich, am 29. Juli 1660 hat er aus dem Kirchspiel Ibbenbüren weichen müssen, und also nachher hat er eine andere Pastorat zu Ramsloh im Amt Cloppenburg erhalten.

Zu bemerken sei 

8. 

Diesem folgte rechtmäßig Joannes Wielage aus Barwinkel im Bezirk Lingen, welcher ungefähr 12 Jahre auf vorgenannter hochedler Burg Grone den Gottesdienst fortgesetzt hat.

Zu bemerken 

9. 

Anno 1662 den 2. (?) Februar  ist die „Bruderschaft des allerheiligsten Rosenkranzes“ von dem wohlehrwürdigen Pater Joannes Thepper, Prior des „Nadruper Klosters zum heiligen Kreuze“ 

vom Predigerorden des heiligen Dominicus zu Osnabrück, auf dem hochadligen Hause Grone feierlich gegründet worden.    
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Zu bemerken sei

10. 

Nachdem endlich durch sonderbare Schickung des Allerhöchsten Ihre hochfürstlichen Gnaden Christoph Bernhard von Galen, Bischof zu Münster und Corvey durch glücklichen Waffengang das Amt Lingen den 1. Juni 1672 glücklich erobert hat, haben (Euer Gnaden) höchstvorgenannte Ihro hochfürstliche Gnaden am Feste des Heimsuchung der allerheiligsten Jungfrau Maria, welches auf einen Samstag gefallen ist, die Restitution (Wiederherstellung des alten Zustandes) der Kirchen des Amtes Lingen den Katholiken gnädigst wieder zugefügt. Es haben an dem nächstfolgenden Tage, den 3. Juli,                                       welcher der vierte Sonntag nach Pfingsten war, in allen Kirchspielen die katholischen Pastoren ihren Gottesdienst einhellig wiederum angefangen.

Zu bemerken sei

11. 

Auf vorgenannten vierten Sonntag nach Pfingsten ist eine feierliche Prozession von dem hochadligen Hause Grone zur Kirche des heiligen Mauritius und seiner Thebaischen Gefolgschaft mit Umtragung des allerheiligsten hochwürdigsten Sakramentes               des Altars gehalten worden, worauf an diesem Tage der erste katholische Gottesdienst wiederum feierlich angefangen hat. 

Zu bemerken sei 

12. 

Nachdem die Katholiken ein halbes Jahr ihren Gottesdienst verrichtet hatten, ist gegen die kalvinischen Reformierten am 20. Dezember ein Strafbefehl erlassen worden, wodurch sie verbunden worden sind, alle Beweistümer (Vermögen) der Pastorat, der Küsterei und der anderen Stiftungen für die Armen beizubringen, welches sie nicht beachtet haben. Also hat der katholische Herr Pastor Joannes Wielage einen anderen Befehl (eine Vollmacht zur Bestrafung) auf 100 Goldgulden Strafe von dem hochwürdigsten Herrn Joannes Alpen, Generalvikar zu Münster bekommen: 

Es haben also unsere reformierten Widersacher am 2. Tag des Monats März die beigefügten alten Briefschaften, Bücher, Beweistümer und sonstiges eingeliefert. 
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Und weil höchstgenannter Herr Generalvikar Alpen dem Herrn Pastor Wielage am 22. Tag des Monats April 1673 anbefohlen hat, dass ihm alle solche Beweistümer in der Urschrift nach Münster geschickt werden sollten, ist solches alles in diesem Buch durch beglaubigte Abschriften von mir, dem Notar Heinrich Schwitze, getreulich ausgezogen, wie beigefügt. (Es folgen 38 Urkunden).

So geschehen zu Ibbenbüren am Feste des Evangelisten Marcus, den 25. April 1673, an welchem Tage die erste Prozession nach dem Grünen Wege auf dem Hallesche, wie es von Alters her gebräuchlich gewesen ist, wieder auf das Neue gehalten wurde.                                                   Jahr und Datum wie oben.“

Im Auftrag und mit eigener Hand geschrieben von Heinrich Schwitze, Notar“

IX. Vierter Reformationsversuch unter Heinrich Wilhelm von Oranien.

Die „Bischofsjahre“ waren nur von kurzer Dauer. Am 22. April 1674 kam zu Köln unter Vermittlung des Kaiserlichen Gesandten ein Friedensschluss zu Stande, wobei Bernhard von Galen insbesondere Lingen herauszugeben übernahm. Zunächst ließ derselbe die Schlüssel der Stadt (Lingen) den Tecklenburgern übergeben, welche eine Besatzung dorthin legten; kurz nachher aber übertrug er die Regierung dem oranischen Drostamtsverwalter, Dr. Palthen, worauf die Tecklenburger unter ausdrücklichen Protest am 29. Mai des gedachten Jahres abzogen. Nach Überwindung eines kurzen Widerstandes seitens der Stadt Lingen nahm alsdann der Fiskal-Advokat Dr. Tollius als Kommissar des Prinzen Wilhelm Heinrich von Oranien das Land wiederum förmlich in Besitz, während die Grafen von Tecklenburg ohne Erfolg einen Prozess dagegen anstrengten. Der Artikel 3 des oben genannten Friedensschlusses bestimmte, „dass Lingen in dem Stande übergeben (und erhalten) werden sollte, worin es sich damals befand.“ 
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Ebenfalls hatte der Kaiser dazu ausdrücklich erklären lassen,

„dass die katholische Religion in der dem Reiche rechtmäßig unterworfenen Grafschaft Lingen auf die bestmöglichste Art sollte erhalten und bestätigt werden.“ 

Kaum aber waren die Münsterschen und Tecklenburgerischen Truppen abgezogen, als der Drostamts-Verwalter Dr. Palthen unter dem 2. Juni 1674  ein Mandat ergehen und vor dem Vögten (Amtmännern) einhändigen ließ, wodurch der katholischen Geistlichkeit und den Küstern unter Androhung einer Strafe von 200 Goldgulden befohlen wurde, innerhalb von 3 Stunden die Kirchen, Schulen, Pastoraten, Vikarien u.s.w. zu räumen und die Schlüssel dazu an die Reformierten abzugeben. (Urkunde bei Goldschmidt Nr. 30). 

Als man mit Bezug auf Artikel 3 des Friedensvertrags die Rechtmäßigkeit dieses Mandats bestritt, antwortete Palthen, er besitze einen Specialbefehl, er sei aber nicht schuldig und willens, denselben vorzuzeigen. Dabei drohte er mit strengeren Mandaten, wenn man nicht noch am selben Abend gehorche. Wirklich wurde das Mandat an den folgenden Tagen vier mal verschärft, indem die Strafe auf  400, auf 1.000, auf 2.000 und 4.000 Goldgulden erhöht wurde, und zwar für jedes Gemeindeglied, „Kopf für Kopf“. Alles Protestieren dagegen war umsonst; der Bischof Bernard von Lingen, dessen Vermittlung man anrief, konnte gleichfalls keine Hilfe bringen. Ebenso erfolglos setzte man sich mit den Grafen von Tecklenburg in Verbindung, die man vielfach noch als die rechtmäßigen Besitzer des Landes betrachtete. Inzwischen ließ Tollius mit Gewalt die Kirchen, Pastoraten u.s.w. wegnehmen, wobei sogar Militär aufgeboten wurde. 
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Besonders heftig und erbittert war der Widerstand der Katholiken in Ibbenbüren. Als der Vogt dem Pastor Johann Wielage am 3. Juni 1674 das oben genannte Mandat amtlich zustellte, wollte dieser dasselbe durchaus nicht annehmen und soll sogar dem Übergeber samt seinen Beigeordneten eine gehörige Tracht Prügel in Aussicht gestellt haben, wenn man ihn wieder damit belästige. Auch der Küster Johann Lamberding folgte dem Beispiel seines Pastors und verweigerte die Übergabe der Schlüssel der Kirche. Nach Rücksprache mit dem Drosten von Grothaus auf Grone, welcher erklärt haben soll, er stehe für alle Gewalt ein, wurde am folgendem Tage ein feierlicher Gottesdienst mit Prozession um die Kirche gehalten, woran die ganze Gemeinde teilnahm. Pfarrer und Küster sollen dabei, wie die spätere Anklage behauptet,  Stöcke mitgenommen haben, um sich gegen etwaige Gewalt zu verteidigen. Ebenso soll der katholische Pastor Wielage die Gemeinde bei einer öffentlichen Versammlung aufgefordert haben, so lange zu widerstehen, bis Bescheid von Münster käme. Offenbar war er noch immer der Meinung, dass Lingen den Grafen von Tecklenburg gebühre, welche er darum auch wiederholt aufgesucht haben soll.Infolge dieser Widersetzlichkeit wurde Pastor Wielage                           gefangen genommen und wegen „Aufruhrstiftung und Majestätsbeleidigung“ (Landesverrat?) zu den Gerichtskosten, den angesetzten Geldstrafen und zu ewiger Landesverbannung verurteilt.                                                                                Ebenso erging es insbesondere dem Corporal Schleboom, einem Schwager des Pastors, welcher sich an dem Widerstande in hervorragender Weise beteiligt hatte, nur wurde bei diesem die Verbannung auf 12 Jahre beschränkt. Als weitere Angeklagte unter den Katholiken aus Ibbenbüren werden noch namentlich genannt alle Corporale, mit Ausnahme von Honsel, und Claas Poys, Sen., Johann Wessels, Jakob Lagemann und C. Roman. 
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Aus der Umgegend finden wir in den Notizen des Fiskal-Anwalts Tollius verzeichnet: 

Gerhard Bloome (kath. Pastor) zu Brochterbeck, 

Pater Johannes Witten nebst den Läufern und Schützen zu Mettingen (mit 4000 Gulden Strafe bedacht!) 

Pastor und Küster zu Recke u.s.w.

Wie rücksichtslos und gewaltsam der Fiskal-Anwalt Tollius dabei vorging, möge ein Beispiel aus der Stadt Lingen beweisen. Dort hatten die in Geldstrafe genommenen Katholiken bei den Oranischen Räten im Haag um Aufschub gebeten, weil die Bürger, welche ohnehin schon durch jahrelange übermäßige Einquartierung außerordentlich gelitten hätten,                                                   durch die angedrohte Exekution (Bestrafung) vollständig ruiniert würden. Tollius ließ dagegen durch Soldaten und Schützen die Häuser stürmen, Fenster und Türen aufbrechen und geistliche und weltliche Personen in den Turm, auf das Tor oder in Herbergen gefangen setzen und bewachen, worüber viele Untertanen so erschreckt wurden, dass sie eiligst über die Grenze flohen.Da die Kirchen den Katholiken genommen waren, so wurde der katholische  Gottesdienst  nunmehr in Privatwohnungen fortgesetzt. Am 6. März 1675 erschien eine Verfügung, wodurch sämtlichen Geistlichen geboten wurde, innerhalb 8 Tagen das Land zu verlassen. In gleicher Weise wurde allen eingesessenen Katholiken untersagt, irgendwelche Religionsübungen oder Versammlungen zu halten                    oder denselben beizuwohnen. Da auch dieses nicht half,                              wurden am 24. Oktober 1675 die Eingesessenen unter Androhung von 25 Goldgulden Strafe gewarnt, die Geistlichen zu beherbergen, wobei den Vögten unter der gleichen Strafe zur Pflicht gemacht wurde, die Übertreter anzuzeigen. Anno 1677 waren alle Pfarrstellen mit reformierten Predigern besetzt. In Ibbenbüren gab es sogar zwei reformierte Prediger, 

Rump und Nagel, welche außer der Wohnung, dem Garten und Gebühren von der geistlichen Güterkasse 500 bzw. 450 Gulden Gehalt bezogen.
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Die verbannten katholischen Geistlichen waren über die Grenze geflohen, wohin ihnen die katholischen Gemeinden zum Gottesdienst folgten. Derselbe wurde anfangs unter freiem Himmel oder in Privathäusern, später vielfach in besonderen Notkirchen abgehalten. So hatten die Recker ihr ärmliches Gotteshaus im Kirchspiel Hopsten „auf Kümpers Gründen bei der Brockmühle“, während der Pastor im Backhaus des Colons Brockmöller wohnte. Die Mettinger feierten ihren Gottesdienst bald in diesem, bald in jenem Privathause zu Westerkappeln oder auch auf freiem Feld. Die Ibbenbürener erbauten auf der Brumley im Kirchspiel Riesenbeck ein elendes Gotteshaus, die so genannte Bramkirche. In Riesenbeck (auf dem Harrhause) hatten sich auch die Brochterbecker eingerichtet. Dorthin zog denn „mit Tränen, aber auch mit Freude“ an Sonn- und Festtagen die ganze Gemeinde; nur kleine Kinder, gebrechliche Greise und zu schwächliche Frauen blieben zu Hause. Solches geschah trotz der stundenweiten beschwerlichen Landwege und ungeachtet der großen Unkosten und peinlichen Verfolgungen und Strafen 43  Jahre lang.

Bei diesen auswärtigen Notkirchen wurde auch ohne Zweifel Schulunterricht, namentlich Religionsunterricht erteilt, so dass auch die Kinder von der ersten Jugend an für ihre Religion die größten Opfer bringen mussten. (Wie im übrigen für den Unterricht der Kinder gesorgt wurde, wird sich später zeigen). So wie die Gläubigen ihren Geistlichen zum Gottesdienst und zur Sakramenen-Spendung ins Ausland folgten,                                            so suchten sie hin und wieder im Geheimen, namentlich in der Nacht, ihre Pfarr-Eingesessenen (Schäfchen) auf, besonders wenn es galt, Kranken und Sterbenden die Tröstungen der heiligen Religion zu bringen. 
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Dabei hatten sie oft die größten Schwierigkeiten zu überwinden und setzen sich den schlimmsten Gefahren aus. So soll der Pastor von Lengerich auf der Wallage bei einem solchen Versehgang, als er sich in finsterer Nacht in einer wasserreichen Gegend verirrt hatte, mit seinem Begleiter in einen Mantel gehüllt stehend das Tageslicht abgewartet und sich dann noch zum Kranken gewagt haben. Der Pastor von Bramsche an der Ems fiel auf dem Rückwege von einem Kranken bei der Flucht vor dem Prediger und einem Gerichtsdienerdiener in die Aa, kam aber glücklich an das jenseitige Ufer. Weniger glücklich war etwas später der Pastor zu Recke, welcher ergriffen und in Haft gehalten wurde. Ebenso kommen manche Fälle vor, in welchen katholische Pfarrkinder, die ihre Geistlichen beherbergt oder auch nur gefahren hatten, vor Gericht geladen und schwer gestraft wurden.

Im Jahre 1677 wurden die Katholiken angewiesen, sich zu allen Religionshandlungen (Taufen, Trauungen, Begräbnissen) nur der reformierten Prediger als ihrer alleinigen und gesetzlichen Pfarrer zu bedienen und bei Begräbnissen der Leichenpredigt beizuwohnen. 

1687 wurde das Verlassen dieser Predigten mit 10 Goldgulden Strafe belegt. Zugleich erging der Befehl, dass aus jedem Hause eine Person dem reformierten Gottesdienste beiwohnen müsste, bei welchem auch ausschließlich die amtlichen Bekanntmachungen geschehen sollten. Infolge dessen wurde den Vögten befohlen, jedes Mal am Ende des Gottesdienstes die Namen zu verlesen und die Fehlenden zu notieren und zur Anzeige zu bringen. Trotzdem blieben die meisten zu Hause, andere schickten nur eine Magd oder in Kind zu diesem Gottesdienst.. 
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Weiterhin wurde unter 25 Goldgulden Strafe verboten, den katholischen Geistlichen Messgelder, Beichtpfennige u. dgl. zu geben. Alle diese Gewalt-Maßregeln veranlassten den Bischof Bernard von Galen in Nimwegen und Wien dagegen Vorstellungen zu erheben,  jedoch ohne jeden Erfolg. Um daher der materiellen Not der Lingeneschen Geistlichen in etwa gegenzusteuern, setzte der Bischof zu ihren Gunsten ein Legat von 10.000 Talern aus. Das Geld ist aber trotz Reklamation nicht zur Auszahlung gelangt, weshalb man annehmen muss, daß von Galen diese Bestimmung später zurückgezogen hat. Im folgenden Jahre (1678) erschien ein besonderes „Ehe-Reglement“ und eine „Kirchen- und Schulordnung“ für das Land Lingen. Das Ehe-Regelement bestimmte u. a. Folgendes: 

die Aufgebote sollen nur von dem reformierten Prediger geschehen. Trauungen vor katholischen Geistlichen sollen für die Geistlichen mit Verbannung, (die ja ohnehin längst verfügt war), für die Brautleute mit 100 Gulden bestraft werden. 

Eltern und Vormünder, welche aus Religions-Hass nicht erlauben wollen, dass ihre minderjährigen Kinder oder Mündel sich mit Reformierten verheiraten, sollen beim Gerichte angezeigt werden. Aus der genannten Kirchen- und Schulordnung wollen wir folgende 3 Artikel hervorheben:

(4) Es soll nur die reformierte Religion gelehrt werden, sowohl von den Pastoren als auch von den Schulmeistern.

(23) Die Pastoren sollen vier mal im Jahre Haus für Haus Ansprache tun, wessen Glaubens oder welcher Sekte die Bewohner auch sein mögen.

VII. Die katholischen Schulkinder mag man gemeinschaftliche und keine Streitpunkte enthaltende Bücher lernen lassen.“
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In demselben Jahre wurde auch mit dem 

vollständigen Religionszwang der Anfang gemacht, und zwar zunächst bezüglich der Vögte. Dieselben sollen sich, wie ausdrücklich vorgeschrieben wurde, offen zum reformierten Glauben bekennen und ihre Kinder in demselben erziehen lassen. Zugleich wurde ihnen befohlen,  ihren Untergebenen Haus für Haus bei 50 Goldgulden Strafe zu verbieten, innerhalb und außerhalb des Landes dem katholischen Gottesdienste beizuwohnen, die Geistlichen mit Geld und Lebensmitteln zu unterstützen oder dieselben zu beherbergen, oder ihre Kinder in papistische Schulen zu schicken. Ferner sollten sie ein Register über diejenigen führen, welche über die Grenze zum Gottesdienste gingen u.s.w. Die Nichtbeachtung dieser Verordnungen soll für die Vögte Absetzung und die 

„erlegginge van het vierdoppelt der verswegene Breuke“ (die vierfache Geldstrafe) 

zur Folge haben. Hauptsächlich zur Einführung der oben erwähnten Kirchen- und Schulordnung fand am 19. Dezember 1678 in Ibbenbüren die erste Konsistorial-Versammlung für die Obergrafschaft Lingen statt. Von da ab wurden solche Versammlungen jährlich in den 4 Dörfern der Grafschaft wiederholt. Aus diesen Versammlungen sind einige recht heilsame Vorschriften für Zucht und Sitte hervorgegangen. Den Hauptgegenstand der Verhandlungen und Beratungen bildeten regelmäßig Klagen über den schlechten Besuch der Kirche und Schule, über den auswärtigen Gottesdienst und die Sakramenten-Spendung seitens der katholischen Geistlichen, über Konversionen zur katholischen Kirche u.s.w.                                                   Wie sehr sich die reformierten Prediger als Herren des Landes betrachteten, erhellt sich daraus, da sie fortwährend auch Katholiken vor das Konsistorium zitierten, um dieselben zu verhören, zu  verurteilen und zur Bestrafung anzuzeigen. Natürlich wurde solchen Vorladungen häufig keine Folge geleistet.  
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Um die Eingesessenen zu besseren Besuch „des Wortes Gottes“ zu nötigen, ersuchten die Mitglieder des Konsistoriums den Vize-Drost zu Lingen, einen strengen Strafbefehl gegen diejenigen Vögte zu erlassen, welche in der Notierung der beim Gottesdienst Fehlenden nachlässig waren.                                     Auch sollten die Vögte bevollmächtigt werden, zu den landesherrlichen Hand- und Spanndiensten besonders diejenigen heranzuziehen, welche den reformierten Gottesdienst nicht besuchten, dagegen die fleißigen Kirchengänger damit zu verschonen. In Ibbenbüren soll nach der Überlieferung das Fernbleiben von dem reformierten Gottesdienste                                             auch noch mit 50 Pfennig Ordnungsstrafe belegt worden sein. Da das heilige Messopfer in der reformierten Kirche als „Götzendienst“ abgeschafft war, so fielen auch die so genannten Opfergänge weg, welche dabei gewöhnlich zu Vierhochzeiten“ (Feiertag) gehalten wurden. Ohnehin hätten die Opfergänge wenig eingebracht, da ja die Katholiken dem reformierten Gottesdienste meistens fern blieben und gegebenenfalls vielleicht jedes Mal nur einen Pfennig geopfert haben würden.                                   Doch wusste man Rat, um sich neben allen sonstigen kirchlichen Einnahmen auch noch diese Opfer zu sichern. Am 13. Februar 1680 erließ der Prinz von Oranien die Verordnung, dass anstatt des Opfergeldes von allen Häusern der Grafschaft einschließlich der künftig entstehenden Häuser jährlich 4 Stüber (ca. 50 Pfennig) zum Unterhalt der Prediger und Schulen an die geistliche Güterkasse gezahlt werden müssten. 
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So wurde die 

„gewöhnlich dargebrachte beliebige persönliche Opfergabe für die katholischen Geistlichen“ 

in eine „regelmäßig feste dingliche Steuer für die reformierten Prediger und Schulen“ 

verwandelt, wovon außerdem noch die Protestanten und Juden größtenteils befreit blieben. Die Katholiken haben von Anfang an bis in die neueste Zeit der Erhebung dieser Steuer, welche sie stets als ein empörende Ungerechtigkeit betrachteten, den heftigsten Widerstand entgegengesetzt.  Jedoch sie haben diese Steuer trotzdem 212 Jahre bezahlen und dann ablösen müssen. Wie der Besuch der Kirche, so entsprach auch der Schulbesuch keineswegs den Erwartungen. Die Kinder 

„erschienen vielfach nicht und wollten durchaus (par force) ihre papistischen Bücher nicht abschaffen.“  

Daher wurde den Küstern (Lehrern) befohlen, „die Nachlässigen anzuzeigen, gegen die alsdann vorgegangen werden sollte.“ Da auch dieses nicht helfen wollte, so erließ der Prinz von Oranien am 24. März 1687 eine strenges Kirchen- und Schulreglement, welches in Artikel XV Folgendes bestimmt: 

„Niemand soll ohne Konsens (Zustimmung) des Prinzen oder dessen Statthalters deutsche Schule halten, und zwar unter Strafe von 100 Gulden für den Lehrer oder die Lehrerin                                             und von 10 Gulden für jedes Kind durch ihre Eltern.                                                                               Alle Kinder von 6 Jahren an sollen sich fleißig in den Stadt-, Kirchspiels- und Bauernschaftsschulen einfinden, unbegründetes Ausbleiben soll mit 5 Karlsgulden bestraft werden.“ 

Trotzdem blieben die Kinder aus; bei einer Visitation in Mettingen hatten sich, wie im Konsistorium zu Ibbenbüren geklagt wurde, im September 1697 nur 14 Kinder, im Dezember nur 3 Schüler, „anwesend befunden.“ 
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Jedenfalls sind infolge dessen sehr viele Strafverfügungen ergangen. Jedoch die Katholiken fuhren fort, ihre Kinder ins Ausland zu schicken oder im Geheimen privat unterrichten zu lassen. 

Manche Kinder, namentlich die Mädchen, werden damals, abgesehen vom Religionsunterricht überhaupt keinen Unterricht empfangen haben. Neben den Elementarschulen bestand in der Stadt Lingen seit Alters eine höhere Schule unter einem Rektor, der auch lateinischen Unterricht erteilte. Diese Schule wurde 1679/80 von dem Prinzen    von Oranien „zur Fortsetzung der Reformation und zum Besten der Kirche und des Staates“ besser ausgestattet und mit vier protestantischen Lehrkräften besetzt. Zugleich wurde den Eingesessenen des Landes bei 100 Goldgulden Strafe befohlen, ihre Kinder, welche auswärts studierten, binnen 6 Wochen zurückzurufen und sie dieser Schule anzuvertrauen. Später ließ der Prinz diese höhere Schule in ein öffentliches akademisches Gymnasium umwandeln, wo außer Sprachen auch Theologie, Philosophie, Jura und Medizin gelehrt wurde. Zur weiteren

„Förderung des großen Werkes der  Reformation“ 

ließ er dort ein Seminar als Wohn- und Kosthaus 

„von allerhand jungen Studenten“ und ein Kinderhaus (Alumnat) „zur Erziehung der katholischen Kinder

 in den wahren, reformierten Gottesdienste“ 

errichten. Er ließ es das Gymnasium so ausstatten, dass die meisten Zöglinge „vollkommenen Unterhalt an Kost und Kleidern“ bekamen.                                                                 Es ist nur zu erklärlich, dass im Anfange verschiedene Katholiken infolge der gebotenen Vorteile oder wegen des angewendeten Zwanges ihre Kinder diesen Anstalten zuschickten, so Schüler aus Ibbenbüren: Bruno, Stall, Ryskamp und Kerlinghues. Jedoch der Erfolg für die reformierte Kirche war trotzdem nur ein sehr geringer. Einige Zöglinge, z. B. Ryskamp und Kerlinghues, verließen schon binnen Jahresfrist wieder das Seminar. Andere Schüler, wie Sunderdick und Ostermeyer von Mettingen, kehrten später zur katholischen Kirche zurück, obschon in diesem Falle das Kostgeld zu erstatten war. 
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Überhaupt haben die Katholiken bei diesem vierten Reformationsversuch, der die vorhergehenden durch seine lange Dauer und seine grausamen oder verlockenden Gewaltmaßregeln bei weitem übertraf, eine derartige feste Glaubenstreue und opferwillige Standhaftigkeit bewiesen, dass sie sich dadurch die staunende Anerkennung der ganzen Nachwelt gesichert haben. Allerdings fanden einige wenige Übertritte zu den Reformierten statt. Diese wurden jedoch häufig wieder zurückgenommen und was man kaum für möglich halten sollte, sie wurden durch den Übertritt zur katholischen Kirche wenigstens ausgeglichen, obgleich ein solcher „Abfall“ von den Reformierten sogar von der weltlichen Behörde bestraft wurde. 

Selbst bei gemischten Ehen wurden die Kinder meistens der katholischen Kirche zugeführt, obschon die Konsistorien mit allen möglichen Mitteln dagegen eiferten und den reformierten Elternteil in diesem Falle mit dem Kirchenbann belegte. Solches wird z. B. auch bei der „Steinbergschen“ (Steingröverschen?) und der „Prinzleveschen“ (Prinz) im Kirchspiel Ibbenbüren geschehen sein, welche Frauen darauf selbst den katholischen Glauben annahmen.

Immer von Neuem wurde in den Konsistorialversammlungen Rate gehalten, wie man den auswärtigen Gottesdienst verhindern könne. 

Besonders war es den Prädikanten ein Dorn im Auge, dass der Mettinger Gottesdienst in protestantischen Häusern zu Westerkappeln, also im Gebiete des reformierten Grafen von Tecklenburg gehalten wurde. Wiederholt versuchten sie darum, den Grafen zu bewegen, diesen „Pfaffendienst“ vollständig zu verbieten, sie hatten damit aber nur wenig Erfolg. Im Ärger darüber gestand das Konsistorium von Ibbenbüren im Jahre 1681, nichts tun können, als 

„diese Handlung zum ewigen Gedächtnis in den Konsistorialakten zu dokumentieren und auf dem Gewissen des Grafen von Tecklenburg ruhen zu lassen.“  
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Trotzdem mussten die Mettinger teilweise das Tecklenburger Gebiet verlassen und ihren Gottesdienst anderswo, z. B. auf dem Torfmoore bei Neuenkirchen und Hülsen, auf Osnabrücker Gebiet wieder unter freiem Himmel abhalten. Ähnlich erging es den Frerenschen Katholiken, welche ihre Andacht die meiste Zeit in dem zu Tecklenburg gehörigen Schale hielten. 

Den  Bewohnern von Ibbenbüren, Brochterbeck und Recke konnte man in dieser Beziehung nicht beikommen, da sie sich in dem katholischen Münsterlande in Riesenbeck und Hopsten kirchlich angesiedelt hatten. Auch wollte es nicht gelingen, namentlich den damaligen katholischen Pastor Strick von Ibbenbüren unschädlich zu machen, obschon dieser „stolze Pfaffe“ wie die Prediger klagten, 

„seine Frechheit so weit trieb, dass er, wenn er zum Kranken ging, die Leute zwang (?) vor der Hostie zu knien.“ 

Er wurde deshalb dreimal zur Besprechung geladen, erschien aber nicht. Darauf wurde er von den Predigern Nagel, Ibbenbüren und Heitgres, Brochterbeck persönlich aufgesucht, war aber nicht zu Hause. Zuletzt verklagte man ihn deshalb bei dem Lingener Erzpriester (!) natürlich ohne Erfolg. Alle Geistlichen blieben treu auf ihren Posten, fortwährend leisteten auch die benachbarten Klöster opferwillige und segensreiche Aushilfe. Im Jahre 1686 wurde sogar von dem (holländ.) apostolischen Vikar, Bischof Johannes von Neercassel, an den einzelnen Verbannungs-Orten die heilige Firmung erteilt. Ebenso eifrig blieben die Gemeinden im Besuche des katholischen Gottesdiensts, ebenso treu standen sie zu ihren Geistlichen. Zwar  mussten sie notgedrungen die Taufen, Trauungen und Begräbnisse von dem Prädikanten vornehmen lassen, wobei insbesondere die Trauungen als ungültig angesehen wurden und darum regelmäßig vor einem katholischen Pfarrer und zwei Zeugen wiederholt wurden oder vorher geschahen.
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Solches beweist u. a. ein altes noch vorhandenes Trauregister der katholischen Kirche zu Ibbenbüren, welches 1685 beginnt und bis 1731 ununterbrochen fortgeführt wurde. Die erste Eintragung lautet:

„Anno 1685 Septembris praemissis praemittendis matrimonio copulati sunt Joannes Schröder et Catharina holschers, testes adhibiti sunt Gerardus holschers et ursula Everinck“

(Im September 1685 ist die Heirat von Joh. Schröder

und Catharina Hölscher, Zeugen sind Gerh. Hölscher u. Ursula Everinck)

Zuweilen wurden die Prediger trotz hoher Strafandrohung sogar vollständig übergangen, namentlich bei der Taufe. So wurde z. B. ein gewisser Meer-Bernd aus Freren wegen unterlassener (?) Kindtaufe zu 100 Talern Strafe verurteilt. Mit der gleich hohen Strafe wurden Peter Bruns und Johann Buirbrink aus Mettingen belegt, welche den verbannten Priestern in die Grafschaft Tecklenburg (zum Gottesdienst) gefolgt waren und dabei ertappt waren. 

(Bei landesherrlichen Eigenhörigen wurde zu dieser Geldstrafe noch der Verlust des Erbrechts angedroht). 

Den Verrätern solcher Übertreter wurde ein Teil der Strafgelder versprochen. Den Vögten und Küstern wurde bei Strafe der Absetzung befohlen, über die Besucher des reformierten Gottesdienstes ein genaues Register zu führen und dieses alle zwei Monate dem Fiskal-Advokat zu übermitteln. Wiederholt reichten die Katholiken dagegen Bittschriften ein, wurden aber stets abgewiesen. 

So wurde z. B. den Recker Katholiken auf ein solches Gesuch 1688 geantwortet:

„Syne Hoogt, verleenen Nihil. Bevehlende wyders, dat de Supplicanten haar sullen hebben de wagten, van`t toekomen de eenige dier gelycke versoeken meer to doen.“ 

(Seine Hoheit gestatten nichts. Befehlen Sie, dass die Bittsteller sich hüten sollen, zu wagen, in Zukunft dergleichen Versuche wieder zu tun!) 

Trotzdem wurde dieser Versuch z. B. 1688 bei der Anwesenheit des Erbstatthalters und Königs erneuert, ohne dass darauf, wie es scheint, eine Antwort gegeben wurde. 
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Den allerschwierigsten Stand hatten bei diesem vierten Reformationsversuche die Landesherrlichen Eigenhörigen, zu denen in Ibbenbüren Wöstemeier in Alstedde, Lewe und Knille in Bockraden, Schmiemann in Dörenthe, Dolkemeier auf dem Schafberge u. a. m. gehörten. Wollten dieselben ihrem katholischen Glauben treu bleiben oder gar dahin zurückkehren, so schwebten sie in beständiger Gefahr, von Haus und Hof vertreiben zu werden. Als z. B. ein Sohn und bald darauf eine Tochter des genannten reformierten Lewe zum Katholizismus übertraten, ruhten die Prediger nicht eher, bis namentlich dem Sohn vom Vize-Drosten zu Lingen bei 100 Goldgulden Strafe befohlen wurde, innerhalb 14 Tagen mit Frau und Kindern die Lewen-Wohnung zu verlassen. Besonders lehrreich und interessant ist in dieser Beziehung die Geschichte des „Wöstenhoffs“ in Alstedde, welche wir darum etwas ausführlicher und eingehender zur Darstellung bringen wollen. Nach dem Tode ihres katholischen Mannes, mit dem sie einen Sohn namens Gerhard erzeugt hatte, verheiratete sich die Witwe Wöstemeier mit den reformierten Hermann Wöstemeier. Nicht lange nachher starb auch sie, und Hermann Wöstemeier schloss mit einer reformierten Person eine zweite Ehe, woraus mehrere Söhne und Töchter hervorgingen. Am 24. Juli 1681 musste derselbe vor dem Konsistorium zu Ibbenbüren erscheinen, weil er 

„wider sein vorher getanes Gelöbnis und selbst des Herrn Tollii ernstlichen Befehls“ 

seiner Tochter aus der gemischten Ehe mit der Witwe? 

gestattet habe, „zur päpstlichen Kommunion sich zu begeben.“
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Es sollte dieses auf Betreiben seiner Magd Catharina Wehmeier geschehen sein, welche deshalb als „Verführerin“ der Obrigkeit zur Bestrafung angezeigt wurde. Wöstemeier wurde dafür vom Vice-Drosten „ernstlich bestraft“ und seitens des nunmehrigen Richters und Gaugrafen Tollius mit weiterer Strafe bedroht, weshalb seine Mühle vorläufig mit Beschlag belegt wurde. „Auf diesen Anfang der Strafe“ zog Wöstemeier seine Tochter vom Papsttum zurück und übergab sie den Prädikanten Nagel zur Unterweisung in der reformierten Religion, welche sie dann auch angenommen hat. Nachdem Wöstemeier auf Verlangen noch versprochen hatte, allen Fleiß anzuwenden, um auch seine übrigen Kinder „in der wahren Religion“ zu erziehen, 

beantragte das Konsistorium die Aufhebung des genannten Arrestes, welcher alsdann erfolgt sein wird. Später waren die reformierten Töchter, vorgeblich aus Besorgnis wegen ihrer Erbberechtigung 

(„uyt ingeboesemde opinie“) 

nahe daran, sämtliche katholisch zu werden, wurden aber von Tollius und dem Vicedrosten Michgorius durch die Versicherung davon abgehalten, dass sie das Erbrecht behalten oder haben sollten.

Als der alte Wöstemeier im Jahre 1684 gestorben war, befürchtete Prediger Nagel, dass der zunächst und allein erbberechtigte katholische Vor-Sohn, Gerdt Wöstemeier, den Hof erhalten und eine katholische Frau nehmen würde. Um das zu verhüten, wandte er sich an die Classis zu Lingen. Jedenfalls auf deren Betreiben erschien aus diesem Anlass eine Verordnung des Prinzen von Oranien vom 28. April 1686, „dass alle Alumnen des Seminars (Kinderhauses) zu Lingen und alle landesherrlichen Eigengehörigen, welche sich damals zur reformierten Religion bekannten 

oder in Zukunft bekennen würden, im Erbrechte ihren anderen Schwestern, Brüdern und Blutsverwandten sollten vorgezogen werden.“
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Auf weitere Vorstellung des Predigers Nagel und seiner Amtsbrüder erschien am 16. Juli 1693 die Königliche Verfügung, 

„dass zur merklichen Fortsetzung der Reformation die erledigten Maierhöfe im Lingenschen mit Leuten der reformierten Religion sollten besetzt werden.“

Es heißt hier „königliche Verfügung und königliche Maierhöfe, weil Prinz Heinrich Wilhelm von Oranien im Jahre 1689 als Wilhelm III. den englischen Königsthron bestiegen hat, dabei aber die Oberherrlichkeit über die Niederlande behalten hatte. Als König von England erließ derselbe u. a. die erst 1829 aufgehobenen „Blutgesetze“, 

wodurch die Katholiken in England und Irland 

ca. 140 Jahre lang ungerechter Weise gedrängt und ruiniert worden sind.

Danach schrieb der Landes-Rentmeister 1694 an den  Prediger Nagel, er solle für die passendste reformierte Tochter des Wöstemeier baldmöglichst einen reformierten Bräutigam aussuchen, welche Eheleute dann erst die Sterbe- und Erbgewinnung beantragen sollten. 

Dagegen brachte Nagel in dem gleichen Jahre eine Verlobung zwischen einem reformierten Sohne des Wöstemeier und einer gleichfalls reformierten Tochter Strootmanns aus Wechte bei Lengerich in die Wege. Jedoch die Sache scheiterte an dem Widerstande des katholischen Vorsohnes Gerhard. Darauf suchten der Vogt und der Prediger diesen Vorsohn zu bewegen, eine seiner protestantischen Stiefschwestern zu Frau zu nehmen, wie sein Stiefvater bei Eingehung der 2. Ehe ausdrücklich versprochen habe.  Jedoch auch dieses wollte nicht gelingen.Gerdt Wöstemeier heiratete vielmehr 1700 die katholische Tochter des Colons Upmeier in Brochterbeck. Infolge dessen untersagten ihm die Beamten in Lingen bis auf nähere Ordre die Erbgewinnung und das Verbleiben auf der Stätte, wogegen der Anerbe sein Recht durch gerichtliche Klage in Haag zu behaupten suchte. Inzwischen wurde er 1702 durch obrigkeitliche Gewalt von der Stätte entsetzt und davon getrieben. 
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Trotzdem nahm er 1703 den Hof wieder in Besitz, worauf er verhaftet wurde. Am 14. April 1705 erneuerte König Friedrich I. von Preußen, der mittlerweile Herr des Landes Lingen geworden war, das oben angeführte oranische Dekret vom 16. Juli 1693 bezüglich des Erbrechts. Frau Wöstemeier begab sich darauf persönlich an das königliche Hoflager nach Berlin und beschwerte sich über die Haft ihres Mannes. 

(Derselbe wurde schon vor ihrer Rückkehr gegen das Versprechen freigelassen, dass er von der Stätte abtreten wolle).

Gerade auf diesen Fall wird sich daher ein Königliches Rescript vom 29. August 1707 an der Prediger und Professor Pontanus in Lingen beziehen,  worin es heißt 

„seyn wir zwar bereit, die eigenbehörigen Bauernhöfe, welche hinkünftig vacant werden, allemal mit reformierten Colonis wieder zu besetzen, und werdet ihr leicht ermessen, dass Wir die Höfe lieber unseren reformierten Glaubensgenossen, als andern zuwenden, 

wenn niemand dadurch Tort (Unrecht) geschieht, und die Collateralen (Seitenverwandten) die Suscession (Erbfolge), wie Ihr meinet, nicht praetendiren (beanspruchen) können.“

Gerdt Wöstemeier nahm alsdann mit seiner Frau den Hof wieder in Besitz, entgegen seinem erzwungenen Versprechen. Er ließ sich selbst vom Vogt und Untervogt zu Ibbenbüren nicht davon vertreiben. 

Da er aber bald darauf sehr schwächlich wurde und nicht mehr gut wirtschaftete, gelang es dem Konsistorium zu Ibbenbüren endlich, durchzusetzen, dass die Verwaltung der Stätte, auch mit dem Rechte der Nachfolge, einem jüngeren reformierten Stiefbruder des Wöstemeier übertragen wurde unter der Bedingung, dass dieser eine reformierte Frau nähme, wie solches denn auch geschehen ist.
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Damit war der „Wöstenhof“, wie die Prädikanten 

am 13. Mai 1709 bei dem Konsistorium zu Brochterbeck 

freudig konstatierten, für die reformierte Kirche gewonnen.

X . Fortsetzung und Milderung des vierten Reformationsversuchs unter Friedrich Wilhelm I. von Preußen

Wilhelm III., König von England und Erbstatthalter der Niederlande, starb ohne Hinterlassung von Leibeserben am 19. März 1702. Schon 6 Tage nach dessen Tode, nämlich am 25. März des Jahres, ließ der König Friedrich I. von Preußen als Enkel des Prinzen                                               Friedrich Heinrich von Oranien die Grafschaft Lingen durch den Geheimrat von Dankelmann für sich in Besitz nehmen, nachdem er schon 2 Jahre früher von dem Grafen Adolph von Tecklenburg auch dessen Rechte auf Lingen sich hatte abtreten lassen. Allerdings wurde über die Rechtmäßigkeit dieser Besitzergreifung noch ein 30jährger Federkrieg (Papierkrieg) geführt, der aber für die Mitbewerber ohne Erfolg war. Im Jahre 1707 gelang es Friedrich I., auch die Grafschaft Tecklenburg zu erwerben, indem er dieselbe für 250.000 Taler ankaufte. So wurden diese beiden Herrschaften nach 150jähriger Trennung wieder unter einem Fürsten vereinigt. Auch in kirchlicher Beziehung trat damals ein Wechsel ein, indem Lingen dem apostolischen Nuntius in Brüssel unterstellt wurde. Nach dem Übergange Lingens an Preußen sandte die reformierte Geistlichkeit alsbald ein Glückwunschschreiben an den König mit dem 

Ersuchen, „ihre noch junge und schwache Kirche“ 

in Schutz zu nehmen und  den öffentlichen auswärtigen 

Gottesdienst des Papsttums (der Katholiken) zu  verhindern. 
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Dieselbe Bitte wiederholten die Prediger Pontanus von Lingen und Nagel von Ibbenbüren, welche einige Wochen später als Deputierte dem Könige zu Wesel ihre Aufwartung machten. Daraufhin erließ Friedrich I. von Wesel aus am 7. Juni 1702 fünf Edikte, wodurch die von seinem oranischen Vorgänger  zu Gunsten der Reformierten ergangenen Verordnungen und Zuwendungen bestätigt und erneuert wurden. Dagegen waren die Katholiken, welche ebenfalls eine Bittschrift eingesandt hatten, der „Königlichen Gnade versichert“ worden mit dem Bemerken, 

“Seine Majestät wolle zuförderst wegen der Religion hinlänglicher Erkundigungen einziehen.“ 

Auf zwei weitere Bittschriften erhielten sie am 11. Juni 1702 zur Antwort. „dass ihnen wegen der Taufen und Trauungen in gewissem Maße entgegengekommen werden könne.“ Da man diesen Bescheid schon als Erlaubnis betrachtete, so begannen die Katholiken vielfach sofort wieder, die Taufen und  Trauungen nur von ihren verbannten Geistlichen vornehmen zu lassen. Auf Beschwerde der Prediger ordnete der König darüber eine strenge Untersuchung an, die aber wahrscheinlich nicht zur Ausführung gekommen ist. Nunmehr sollten die Lingener Katholiken vorab erwirken, dass die Protestanten des Münsterlandes gegen Erstattung der Gebühren für den katholischen Pfarrer Taufe und Trauung vom ausländischen Predigern vornehmen und sich von diesen in Krankheitsfällen bedienen lassen dürfen, dann sollten sie die gleichen (?) Vergünstigungen erhalten. Da aber dort noch keine protestantische Gemeinden zugelassen wurden und da der Bischof sich eidlich verpflichtet hatte, solche fern zu halten, so konnte solches damals noch nicht erreicht werden.
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Am 17. Mai 1704 erfolgte darauf ein Königliches Edikt, wodurch den Katholiken auswärtige Taufen und Trauungen widerruflich erlaubt wurden, wenn sie diese Handlungen durch die Prediger in die Register eintragen ließen und außer den Gebühren noch 6 Karlsgulden an die Diakonie oder Armenkasse zahlten. Dabei wurden sie nochmals aufgefordert, in obiger Weise auf den Bischof zu Münster einzuwirken.     

„Unterdessen sollten sie wegen der Taufen und Trauungen nicht beschwert werden.“

Die Katholiken richteten sich alsbald nach diesen Bestimmungen ein, wurden aber darüber im Anfange noch häufig zur gerichtlichen Verantwortung gezogen. Im Ganzen sollen noch gegen 200 Anklagen erfolgt sein, ehe man sich auf beiden Seiten in die neuen Verhältnisse hinein lebte. Mochte auch den Katholiken die regelmäßige Zahlung doppelter Gebühren und der festgesetzten Geldstrafe von 6 Gulden vielfach sehr schwer fallen, so waren sie doch schon froh, dass der Sturm gegen ihre Kirche ein wenig nachgelassen hatte.

Ein Sturm anderer Art, nämlich ein Wettersturm, hatte am 8. Dezember 1703 namentlich die Kirchengebäude unserer Gegend arg mitgenommen. 

Eine ganz Reihe von Türmen, z. B. in Tecklenburg, Brochterbeck, Ibbenbüren, Bramsche, Quakenbrück u.s.w. waren dadurch in Trümmer gelegt worden. Auch die Kirchen, Kapellen, Schulen, Pfarrhäuser und Privatwohnungen hatten großen Schaden genommen. Bei dem Wiederaufbau des Kirchturmes in Ibbenbüren, der sich bis 1710 hinzog, wurde die Spitze desselben um die Hälfte gekürzt. Während man in Bezug auf die Freigebung der Sakramenten-Spendung ein wenig weiter gekommen war, erlitt die Abhaltung des auswärtigen Gottesdienstes sogar eine neue größere Behinderung. 
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Im Jahre 1707 nämlich ließ Friedrich I. u.a. der katholischen Geistlichkeit den Aufenthalt im Tecklenburger Gebiet und die Abhaltung des Gottesdienstes daselbst auf das Strengste verbieten. Insbesondere wurden dem Herrn von der Horst, der seine Kapelle auf dem Hause Cappeln dazu hergab, für jede Widerholung 1.000 Taler Strafe angedroht. Dadurch kamen namentlich wiederum die Mettinger in die größte Verlegenheit. Der damalige Pastor Dreesmann musste infolgedessen den Gottesdienst wieder „unter blauen Himmel, hinter Hecken und Sträuchern“ abhalten. So geschah es ihm, wie eine alte Notiz berichtet, 14 Jahre lang. Auch bezüglich der Schule wurden die oranischen Verordnungen voll und ganz aufrechterhalten. In den geschlossenen Ortschaften gab es nur reformierte, auf dem Lande überhaupt keine „gesetzlichen Schulen“. Trotzdem blieben sogar die Verordnungen vom Jahre 1641 und 1649 in Kraft, wonach insbesondere den „Kloppen“ (Mitgliedern des 3. Ordens) jeder Unterricht strengstens verboten war. Darum musste z. B. am 8. Juni 1704 die „Kloppe“ Ennike Schulte aus Ibbenbüren sich vor dem Konsistorium in Recke verantworten, weil sie die Kinder das „Vaterunser“ gelehrt hatte.                                 Der Königliche Oberkommissar Dankelmann erließ sogar deswegen 1706 einen neuen Befehl, wodurch 

„den Kloppen die Unterweisung der kleinen Kinder in den Anfangsgründen der Religion bei willkürlicher Strafe verboten wurde.“                                                                              

Um aber die katholischen Landleute nicht ohne jeden Unterricht zu lassen und um auch dort die Reformation mehr zu fördern, plante man damals die Einrichtung einiger Kirchspielschulen, jedoch ohne Erfolg.Ebenso gingen das akademische Gymnasium in Lingen nebst den Proselyten-Anstalten (Kinderhäuser mit Seminar) allmählich dem Untergange entgegen, obschon denselben vom Könige die reichsten Stiftungen zugewandt wurden.
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Als das „rechtmäßigste und bequemste Mittel, mitten im Papsttum den wahren (reformierten) Gottesdienst fortzupflanzen“, bezeichnen die Prediger 

„die Besetzung aller infolge kinderloser Ehen vakant werdenden eigenhörigen Höfe mit evangelisch reformierten Coloni (Bauern).“ 

Darum wurde solche Besetzung durch einen königlichen Erlass vom 5. September 1710 mit folgenden Worten von neuem eingeschärft: 

„Wir vernehmen , dass bereits 22 eigengehörige Wohnungen, die Katholischen zugehört haben, bald vacant werden dürfften. Es muss unsere allergnädigste Verordnung genau eingehalten werden, dass dergleichen Güter nicht an die katholischen Collateralen (Seitenverwandten) gegeben werden, sondern mit Reformierten besetzt werden müssen,.“ 

Dass auch die Beamtenstellen möglichst mit Reformierten besetzt wurden, versteht sich von selbst, zu diesen sollten sogar die Stellen der „Untervögte“ und „Holzförster-Diener“ gerechnet werden. Als ein anderes, zweckmäßiges Bekehrungsmittel wurden Geldunterstützungen betrachtet und auch angewandt. So wurde den Eigenhörigen Cordmeyer und Dolkemeyer zu Ibbenbüren 1705 vom Konsistorium ein Beitrag zur Sterbe- und Erbgewinnung versprochen, wenn sie sich verpflichteten, ihre Kinder in der reformierten Religion zu erziehen. In ähnlicher Weise wurde 1708/09 dem Klaas Hasekamp die Elferings Stätte zu  Brochterbeck nebst 100 Talern zur Instandsetzung der Stätte gegeben, die er und alle seine Nachkommen sofort verlieren sollten, wenn sie auf irgendeine Weise, z. B. durch eine gemischte Ehe, auch nur die Gefahr herbeiführten, dass die Wohnung wieder in päpstliche (katholische) Hände gerate.
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Diese Bestimmung  wurde später bei anderen derartigen Fällen wiederholt und dann durch eine Königliche Verordnung gesetzlich festgelegt.

So wurde in Lingen, im Gegensatz zu den anderen preußischen Gebieten, ganz und gar in oranischer Weise weiter regiert. Deshalb wurde auch für diese Grafschaft 1709 zu Berlin ein eigenes besonderes Tribunal errichtet. Trotz wiederholter Bitten und Beschwerden war also unter Friedrich I. im Allgemeinen alles beim Alten geblieben, wenn auch dieser König, wie man gerne zugeben wird, die Gerechtigkeit nicht verletzen wollte und zu etwas größerer Duldsamkeit geneigt war. Friedrich I. starb am 23. Februar 1713. Ihm folgte sein Sohn Friedrich Wilhelm I., dem am 22. März d. J. in der Stadt Lingen die Erbhuldigung geleistet wurde. Auch unter dieser neuen Regierung trat anfangs in den Verhältnissen der Lingener Katholiken keine Änderung ein. Nach wie vor mussten die Katholiken bei Taufen und Trauungen die 6 Gulden Strafe bezahlen, ihren Gottesdienst im Ausland halten, eigener Schulen entbehren u.s.w. Im Jahre 1716 hatten die Katholiken das Glück und die Freude, dass nach 30-jähriger Unterbrechung wiederum an den Orten der Verbannung das Sakrament der Firmung gespendet wurde. Es geschah diese Handlung auf Ersuchen des Internuntius zu Brüssel und mit ausdrücklicher Genehmigung des Bischofs zu Münster, durch dem Osnabrücker Weihbischof Hugo von Bronkhorst und Eberstein. In Ibbenbüren und Brochterbeck wurde die Firmung am 28. und 29. Juni 1716 erteilt, wobei der Bischof in dem Hause des Pastors Wessels von Ibbenbüren seine Wohnung nahm. Die Spendung des Sakraments dauerte am 28. Juni bis 4 Uhr, am 29.Juni bei sehr frühen Beginnen bis 1 Uhr nachmittags.
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Wahrscheinlich auf Antrieb dieses Osnabrücker Weihbischofs gaben sich die katholischen Geistlichen in Verbindung mit der Lingener Ritterschaft die größte Mühe, um die Erlaubnis zu erlangen zur Abhaltung des Gottesdienstes innerhalb des Landes. Im Namen der Geistlichen überreichte „Herr Wilhelm Stratemann in Berlin“, den sie als ihren beständigen Agenten angestellt hatten, am 29. Juli 1716 dem Königlichen Ministerium eine Bittschrift, die von dem österreichischen Gesandten zu Berlin, dem Grafen von Virmondt, kräftig unterstützt wurde. Zur weiteren Begründung der Bittschrift lieferten sie dann den unwiderleglichen Beweis, dass das königliche Interesse und die Wohlfahrt des Landes durch den auswärtigen Gottesdienst großen Schaden erleide. Ferner ließen sie sich von protestantischen Adeligen und Bürgerlichen des Münsterlandes bescheinigen, dass die Lutherischen viel milder als früher behandelt wurden und in ihren Rechten und Privilegien unparteiisch beschützt wurden und in der Ausübung ihrer Religion nicht gehindert würden. 

Außerdem richtete auch der Bischof von Münster an den König ein Fürbitte-Schreiben, worin er zugleich obige Angaben bekräftigte. Schließlich boten die katholischen Geistlichen an, für sich und ihre Untergebenen dem Könige den Eid der Treue zu schwören. Dagegen erschöpfte sich das Kollegium der reformierten Prediger (die Classis) in Klagen und Anklagen, um die Gewährung diese Bittgesuches zu hintertreiben, 

„weil durch die verlangte Erlaubnis des öffentlichen

und seelenverderblichen Gottesdienstes alle Entscheidungen zu Gunsten des Reformationswerkes vereitelt und fruchtlos gemacht würden.“

So hat sich die Sache bis gegen Mitte 1717 hingezogen, 

ohne dass man auch nur einen Schritt weiter gekommen war. 
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Im Juni 1717 reichten darum die Katholiken eine neue Bittschrift ein, worin sie sich, auf einen Wink von Berlin hin, verpflichteten, 

„so blutsauer ihnen die bisherigen Lasten auch schon geworden sind, für die Gewährung des einheimischen, privaten Gottesdienstes an ihre königliche Majestät aus Dankbarkeit 5.000 Taler zu bezahlen“. 

Mit der Überreichung dieser Bittschrift wurde Pastor Wyntjes von Thuine betraut, welcher in Begleitung des Erbherrn Everhard von Bentinck zu Langewische bei Ibbenbüren und der Pastöre von Schapen und Lingen die Reise nach Berlin antrat und das Gesuch am 21. Juni 1717 beim Königlichen Hofe übergab. Jetzt trat wie mit einem Schlage eine günstige Wendung ein. Schon am 25. desselben Monats erfolgte ein Rescript, wonach die Katholiken vorab die angebotene Summe zahlen sollten. 

Der königliche Oberkommissar Dankelmann, welcher bei der Sammlung behilflich sein musste, bedrohte sogar die etwas säumigen Lengericher mit Zwangsmaßregeln. Schon am 4. August 1717 konnten die 5.000 Taler, wovon unter Hinzurechnung der Nebenkosten auf  jeden Kommunikanten 1 Gulden („Florenum Hollandicum“) fiel, übergeben werden. 

Darauf erfolgte unter dem 17. August 1717 die 

Königliche allergnädigte Konzession wegen der den Römisch Katholischen Bürgern im Lingenschen gestatteten Exercitie religonis (Religionsausübung)in ihren Privathäusern, 

welche wir unverändert folgen lassen:

„Wir, Friedrich Wilhelm von Gottes Gnaden,

 König in Preußen, Markgraf zu Brandenburg  

Nachdem bey uns die der Römisch-Katholischen Religion zugetanen Untertanen in Unserer Grafschaft Lingen bisher vielfältige allerunterthänigste und demütigste Bitte getan haben, dass wir ihnen nur in Ihren Privathäusern das freye privat exercitium religionis (die freie Religionsausübung) allergnädigst gestatten möchten, und wir aus verschiedenen und erheblichen Ursachen und Motiven allerdings befuget wären,
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sie mit einem solchen Gesuch abzuweisen, haben wir dennoch den Untertanen für alle und jeden unsere    Untertanen, von welcher Religion selbige auch sind, den Königlichen Gnaden stattgegeben. Wir erlauben unserer Römischen Katholischen Untertanen in der Grafschaft Lingen hiermit, dass sie in ihren Privat Häusern ihren Gottesdienst halten mögen, jedoch dergestalt, dass sie solche exercitium religionis (Ausübung ihrer Religion) 

auf keinen Fall, und zwar bei unausbleiblichem Verlust unserer allergnädigsten Konzession und weiterer Ahndung, weiter als auf den Privat-Gottesdienst ausdehnen, dass sie keine Kirche, keine Kapelle, Pastorat oder Schulhaus unter keinerlei Vorwand, wie sie es auch immenr nennen, bauen, dass sie sich unterstehen, Glocken zu gebrauchen, sondern zu der Zeit, wenn die evangelisch-Reformierten 

ihren an Sonn- und Feiertagen ihren Gottesdienst halten, im Privat-Hause abwarten sollen, 

auch keine Prozessionen, weder in der Stadt, noch auf dem Lande, unter welchem Vorzeichen es auch geschehen könnte, machen und auch außerhalb ihrer Privat-Häuser keine äußerlichen, bei den römisch-katholischen Gläubigen sonst gebräuchlichen Zeichen wie Kreuze, Weihwasser, Lichter u. dgl. öffentlich gebrauchen. Wenn das Sakrament zu einem Kranken gebracht werden muss, darf solches weder öffentlich noch in Begleitung anderer Leute geschehen, sondern es soll in der Stille unter einem Mantel über die Straße getragen werden, 

Es soll auch von niemand durch das Klingen einer Glocke, eine Verbeugung oder durch Niederknien auf der Straße Ehrfurcht vor dem Sakrament  zu bezeugen, aufgefordert werden, 

Es soll niemand das Allergeringste, was nur einen Anchein eines öffentlichen Gottesdienstes haben könnte oder dafür gehalten werden könnte, sich anmaßen. Ferner darf auch kein öffentliches Geleit der Verstorbenen der Römisch-katholischen Gläubigen mit denen bei ihnen üblichen Zeremonien verrichtet werden.
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Es sollen die römisch-katholischen Geistlichen in Ehesachen oder anderen geistlichen Sachen sich unter keinerlei Vorzeichen eine Geistliche Gerichtsbarkeit anmaßen, oder auch vor andere Gerichte ziehen, als die Gerichte Seiner Königlichen Majestät und der dazu bestellten Julicia (Gerichte) Sie sollen sich lediglich mit den ihnen, allergnädigst und aus besonderen Königlichen Gnaden gegönnten exercitio privato (Ausübungen) ihres Gottesdienstes in Privat-Häusern begnügen. Sie sollen auch selbige Ausübungen nicht durch Jesuiten oder andere Ordensleute und Mönche, sondern durch einen Weltgeistlichen halten. Sie müssen zugleich vor unserem, in der Grafschaft Lingen bestellten Oberkommissar an Eides statt geloben, dass sie nichts gegen unser Interesse als Höchster Landesherr ersinnen , dass sie keine Kollekte unter denen Römisch-katholischen Gläubigen halten dürfen, außer was zur Erhaltung ihres Gottesdienstes und für die Armen gewöhnlich gesammelt werden möchte. Sie dürfen die evangelisch-reformierte und die lutherische Religion nicht beschimpfen, noch die Römisch-

katholischen Untertanen gegen die Evangelischen hetzen, sondern sollen sich immer als getreue Untertanen verhalten. Im übrigen müssen den evangelischen Kirchenpredigern und Schuldbedienten sämtliche Stolgebühren (Gebühren für die Amtshandlungen der Geistlichen) nach wie vor von den römisch-katholischen Gläubigen entrichtet werden. 

Sie verlieren die Konzession, wenn sie den Vorschriften zuwiderhandeln oder selbige zu weit ausdehnen oder etwas unternehmen , was den dortigen evangelischen Untertanen einen öffentlichen Anstoß und Ärgernisse geben könnte. Unser Kommissare und die übrigen Beamten unserer Grafschaft Lingen werden hierdurch befehligt, die Römisch-katholischen Untertanen, wenn sie den Vorschriften gehorsam und schuldigst  nachkommen, bei dieser, ihnen allergnädigst erteilten Konzession und der darin gestatteten exercitio privato (Privatausübung) 

ihres Gottesdienstes, wie oben stehend, gebührend zu schützen. 

102
Urkundlich unserer eigenhändiger Unterschrift und anhängendem Königlichen Gnaden-Siegel, Gegeben zu Berlin, den 17. August Anno 1717

F. Wilhelm 

M. L. von Printzen 

Mit freudigem Danke nahmen die Katholiken diesen königlichen Gnadenerlass entgegen. Da es jedoch zweifelhaft schien, ob unter „Privathäusern“ auch eigene Gotteshäuser zu verstehen seien, wenn solche nur das äußere Aussehen von Privathäusern bewahrten, erbaten sich eine diesbezügliche günstige Erklärung. Zur Begründung ihrer Bitte fügten sie insbesondere bei, dass ihnen ohne solche (großen) Kirchenhäuser die Abhaltung des Gottesdienstes nicht möglich sei, weil mache Orte über 2.500 Katholiken zählten. In Ibbenbüren z. B. gab es damals 551 katholische Haushaltungen, neben 53 reformierte Familien. Zugleich hatten sie außer jenen 5.000 Talern „für 2 Kanonen“ noch 400 Taler „für einen Grenadier“ bezahlt.

Auf dieses Bittgesuch, dessen weiterer Inhalt aus der Antwort zu erkennen ist, erfolgte am 1. November 1717 eine „königliche Deklaration“, eine Erklärung, in der noch folgende Vergünstigungen gewährt wurden:

1. die Katholiken dürfen auch an Wochentagen Gottesdienst halten und der Sakramente sich bedienen.

2. Sie dürfen ihren Geistlichen eigene Wohnhäuser bauen.

3. Sie sind nicht verpflichtet, von dem reformierten Prädikanten Leichenpredigten halten zu lassen, nur müssen sie, so wie früher, sämtliche Gebühren an die Prediger und die übrigen reformierten Kirchen- und Schuldbedienten bezahlen.
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4. wenn Laien gegen die Verordnungen verfehlen, sollen diese nur persönlich dafür haften, für Geistliche aber soll die ganze Gemeinde haftbar sein.

Merkwürdigerweise enthält diese Deklaration nichts über den Hauptgegenstand des Bittgesuches. Es wurde aber allgemein ohne Widerspruch als selbstverständlich betrachtet, dass eigene Gotteshäuser unter der erwähnten Beschränkung erlaubt seien. 

Der Hauptverdienst an dieser königlichen „Konzession“  und „Deklaration“ gebührt dem schon genannten Pastor Wyntjes von Thuine. Derselbe hat in dieser Sache „viermal in einem Jahre“ 

die weite und damals so beschwerliche Reise nach Berlin gemacht und dabei „sein Vermögen, seinen guten Ruf und selbst sein Leben aufs Spiel gesetzt“. Mit Recht wurde ihm dafür von der gesamten Lingenschen Geistlichkeit in einer besonderen Denkschrift die höchste Anerkennung und der wärmste Dank ausgesprochen. Nachdem noch einige entgegenstehende Hindernisse überwunden und die nötigen Vorbereitungen getroffen waren, kehren die katholischen Geistliche Ende Januar 1718 aus der Verbannung zurück. Unter ihnen mochte kaum mehr einer von denen sein, die 1675 ausgewiesen waren               und die so viele Jahre hindurch mit sehnsuchtsvoller Hoffnung den Tag der Rückkehr vergebens herbeigewünscht und in heißem Gebete von Gott erfleht hatten. Sie alle waren in der Verbannung gestorben und ruhten in fremder Erde. Am 1. und 3. Februar 1718 mussten die zurückgekehrten Geistlichen vor dem Oberkommissar Dankelmann zu Lingen an Eides statt den vorgeschriebenen Revers 

(das Bestätigungsschreiben) ausstellen. 

Darauf begann wieder der einheimische Gottesdienst und zwar, wie es heißt, in Thuine am 2. Februar, in Lingen den 4., an allen übrigen Orten am 6. Februar, dem Sonntag nach Maria Lichtmess. 

104

Die „Kirchenhäuser“ bestanden aus Fachwerk mit niedrigen Fenstern und hatten das Aussehen „mittelmäßiger Bauernscheunen. Mit Recht machte darum ein Lingenscher Bürger die scherzhafte Bemerkung:

„dass dieselben einmal im Jahre, nämlich zu Weihnachten, sehr passend erschienen, weil man sich dabei den Stall von Bethlehem gut vorstellen könne.“

In Recke erlitt der Kirchhausbau eine sechswöchige Unterbrechung, weil die Reformierten wegen der Nähe zu ihrer Kirche eine südliche Seitentür nicht dulden wollten, welche dann auch vermauert werden musste. In Ibbenbüren zog sich der Bau der (Fachwerk-) Kirche wegen der Mittellosigkeit der Bewohner etwas in die Länge, so dass der Kirchbau beim Tode des Pastors Wessels (20. Mai 1721) noch nicht vollendet war. Inzwischen soll zunächst die Tenne des Colons Upmeier und darauf das (auf Upmeiers Hof ?) wieder aufgebaute Brumleyer Bethaus zum Gottesdienst benutzt worden sein. 

Im Jahre 1722 oder etwas später gelang es endlich, mit auswärtiger Unterstützung und „mit Hülfe der Königlichen Behörde“ den Bau des neuen Kirchenhauses glücklich zu Ende zu führen. Das bis zur Balkenlage etwa 7 Meter hohe Gebäude war der Vorschrift gemäß als Fachwerk hergestellt und mit einer jedenfalls flachen Holzdecke versehen, welche im Innern der Kirche von einfachen hölzernen Säulen getragen wurde.Im Übrigen war das Haus so dauerhaft gebaut, dass es über 100 Jahre standhielt, während z. B. das Bethaus in Recke schon nach 30 Jahren vollständig verfallen war und durch einen Neubau ersetzt werden musste. Über den Turmbau (1784?) in Ibbenbüren fehlt später jede Nachricht. (Sollte der Turmbau am Ende mit dem Kirchbau (1722) zusammenfallen und ausnahmsweise stillschweigend zugelassen sein?) Zur Veranschaulichung der Lage und Größe unseres alten Gotteshauses möge die folgende Skizze dienen:
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Siehe Original-Zeichnung im Buch Cremann
Lageplan der alten Fachwerkkirche, darüber Lageplan vom Neubau der heutigen Mauritiuskirche, 
beide gelegen an der 

Ecke Breite Straße (heute Große Str.) - Bockradener Straße 
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Was den Bau des Pastorats in Ibbenbüren betrifft, 

so war dafür am 19. Dezember 1719 noch kein passender Bauplatz erworben, obschon das Bauholz (von der Brumley?) damals schon fertig gezimmert da war. Ohne Zweifel hatte also der Pastor, gleich der Mehrzahl seiner Lingenschen Amtsbrüder, jahrelang in einem armseligen Nebenhause zur Miete  wohnen müssen. 

Im Jahre 1721 wurde Ibbenbüren zu einer Stadt erhoben, deren  „Amtmann“ den (später?) zu einem Amt Ibbenbüren vereinigten Vogteien Ibbenbüren, Brochterbeck, Mettingen und Recke vorgesetzt wurde. 

Aus den gleichen Jahre 1721 stammen zwei Königliche Verordnungen zu Gunsten der Katholiken, welche von der religiösen Duldsamkeit des Königs ein neues Zeugnis ablegen. Die erste Urkunde betrifft die Königlichen Eigenhörigen. Auf einen Bericht des Oberkommissars Dankelmann, dass die Ausschließung der Katholiken von den Königlichen Hofstätten manche reichbegüterte Katholiken aus dem Lande triebe, während diese Stätten oftmals mit verschuldeten und schlecht wirtschaftenden Reformierten wieder besetzt würden, legte das Ministerium dem Könige einen Beschluss zur Genehmigung vor, wodurch das betreffende Edikt ein wenig eingeschränkt wurde. 

Dieser aber schrieb auf den Rand :  

„Dieses Edikt soll aufgehoben werden, es soll im Lande wohnen, wer will, je mehr Leute, umso besser, jedoch keine Juden. (Friedr. Wilhelm)“

Trotzdem wurde, wie der nachfolgende Bericht des Kammer-Präsidenten Culemann beweist, dass alte Verfahren unverändert beibehalten.

(Ausschließung der Katholiken von den Königlichen Hofstätten). 

Culemann schreibt nämlich am 26. Oktober 1750:

… „obgleich anno 1721 die Schwierigkeiten bei der Besetzung vacanter eigenbehöriger Stätten einigermaßen durch ein Königliches Rescript erleichtert wurden, blieben dennoch die 

Beamten, welche nur aus Reformierten bestanden, auf den vorherigen Stand. 
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Wenn ein vacantes Erbe mit einem vermögenden katholischen Menschen  besetzt werden sollte, wurde Himmel und Hölle in Bewegung gesetzt. Die Katholischen blieben, wenn man ein paar Katholiken ausnimmt, die sich einen Advokaten nahmen, von andern Ämtern ausgeschlossen. Daher zogen sich viele angesehene Leute mit ihren ansehnlichen Vermögen in andere Länder zurück. Die reformierten Geistlichen bemühten sich, ihr kleines Häuflein zu vermehren, sie brachten vacante und verdorbene Bauerngüter an sich und besetzten solche Güter  mit Leuten der reformierten Religion aus der Grafschaft Tecklenburg. Sie brachten dazu große Kosten aus den Geistlichkeits-, Kirchen- und Diaconie-Cassen (Armenkassen) auf. Sie gaben den Besitzern Vorschuss und halfen ihnen, die staatlichen Abgaben zu tragen. Den abtrünnigen Katholiken wurde der Unterhalt gereichet, allein solches alles tat nicht die gehörige Würdigung. Infolge dieses und weitere Berichte verordnete der König Friedrich  II. am 3. Juli 1751, 

„dass bei der Besetzung von vacanten eigenbehörigen Stätten die Verwandten 

(bis zum dritten Grade einschließlich) 

den Fremden vorgezogen werden sollen.

Falls sich keine solche Angehörigen finden, so soll die Stätte dem Meistbietenden ohne Rücksicht auf die Religion zugeschlagen werden. 

Nur beim Gleichgebote soll sie vorzugsweise den Reformierten, zugeschlagen werden. Diese Eigentumsordnung wurde jedoch nicht immer eingehalten, und auch jetzt, (nach Culemanns Bemerkung) wurde „oft der nächste Blutsverwandte vergessen, auch wenn ein katholischer Nachkomme manchmal 1.000 Taler für die Auffahrt geben würde, wurde ein protestantischer Knecht oder eine Dienstmagd eines Beamten vorgezogen, die Seiner Majestät nur eine Kleinigkeit entrichteten.“

In dem zweiten Erlass findet  es die entschiedene Missbilligung seitens des Königs, dass eine zum Tode verurteilte Katholikin 

gegen ihren Willen von den Predigern unterrichtet wurde und von derselben zur Richtstätte begleitet werden sollte. 

„Es läuft das auf Gewissenszwang hinaus, man soll dem katholischen Geistlichen die Vorbereitung der Verurteilten überlassen.“ 
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Die Hinrichtung war aber schon vor dem Eintreffen dieses Bescheides vollführt worden. Trotz dieses Erlasses sollte das gleiche Verfahren 1750    wiederholt werden. Auf eine Beschwerde dagegen gab   Friedrich der Große am 24. Juni des. Jahres folgende Antwort: 

„Wir finden diese Beschwerde nicht nur begründet, sondern wir sind auch Allerhöchst sehr ungereimt, dergleichen arme Leute zur Verlassung ihrer Religion zu verpflichten               und wollen Wir also, dass solches in Zukunft nicht weiter geschehen darf, sondern vielmehr...... u.s.w.“

Wenn auch die katholischen Pastöre nun tatsächlich ihre alte Stellung einnahmen und die eigentlichen Volkspfarrer (pastores populi) waren, so galten sie doch rechtlich nur als geduldete Missionare, während die reformierten Prediger als die einzigen gesetzlichen Ortspfarrer (pastoren loci)  betrachtet wurden. Darum mussten nicht nur alle kirchlichen Abgaben und Gebühren an diese Prediger bezahlt werden, sondern es fielen auch bis in das 19. Jahrhundert hinein die Bau- und Reparaturkosten für die reformierten Kirchen und Pastorate der ganzen Gemeinde zur Last, obwohl die Gemeinde fast aus lauter Katholiken bestand. Natürlich blieben dagegen die Protestanten frei von Zahlungen, wenn es sich um katholische Gebäude handelte. Dazu kam 1729 noch eine neue Belästigung, indem von den katholischen Geistlichen die Entrichtung einer Anstellungs- oder Bestätigungsgebühr gefordert wurde. Dieselben erhoben dagegen, einmal wegen ihrer Armut und weil diese Forderung das Kirchenrecht verletzte, ernstesten Widerspruch, mussten sich jedoch in das Unvermeidliche fügen. Die Gebühr wurde nach längeren Verhandlungen auf dem vierten Teil (Quarta) der Jahreseinnahmen festgesetzt. 
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Sie betrug in Ibbenbüren für den Pfarrer 58 Taler, für den Kaplan 15 Taler. In Recke, Mettingen und Brochterbeck betrug sie je 59 und 42 und 27 Taler. Außerdem waren für die Ausfertigung der „Konfirmationsurkunde oder des Patents einige Dukaten“, also etwa gegen 10 Taler beizufügen. 

(Der Kuriosität halber wollen wir noch bemerken, dass der Hofrat Lünning zu Lingen den Vorschlag gemacht hatte, die Seelsorger-Stellen dem Meistbietenden zuzuschlagen und dabei die Anstellung seitens der geistlichen Behörde zu verbieten.)

Schließlich müssen wir hier nochmals auf den Unterricht der Kinder zurückkommen. 

Fort und fort wiederholten die Katholiken ihre Bittgesuche um Zulassung katholischer Schulen, wurden aber stets abgewiesen. Selbst der gegenüber den Katholiken freundlicher gesinnte Nachfolger des Verwaltungsrates Dankelmann in Lingen, der Geheimrat  und Commissaire en Chef (Oberkommissar) von der Horst, konnte dagegen nichts ausrichten. 

Als von der Horst z B. 1738  den Vorschlag machte 

„wenigstens die Erlaubnis zu erteilen, hier und da 

in den Bauernschaften katholische Schulmeister einzustellen, 

wie solche auch schon vor langer Jahren nach öffentlichem Recht angestellt, geduldet und belassen wurden“, 

zog er sich einen Verweis seitens des Ministeriums zu. 

Er reichte darauf ein Rechtfertigungsschreiben ein und berief sich auf seinem Vorgänger. Mit welchem Erfolg dieses geschah, zeigt sein Erlass vom 30. Juni 1739 mit folgenden Wortlaut: 

„Nachdem durch Verfügung vom 8. Juni zu Berlin, Allerhöchst befohlen wurde, dass nicht nur keine römisch-katholische Schulmeister in der Grafschaft Lingen angestellt werden sollen,
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sondern auch diejenigen, welche von dem verstorbenen Geheimen Rat von Dankelmann eingesetzt wurden, wieder abgeschafft werden sollen, wird dieses dem Römisch-katholischen Prediger zu Ibbenbüren hierdurch bekannt gemacht. Er soll mir spätestens binnen 4 Tagen berichten, ob in seiner Gemeinde jemand vorhanden ist, dem die Schulhaltung erlaubt worden ist, damit ich danach das Nötige weiter verfügen werde. 

Von der Horst.“ 

Auf eine weiter Bittschrift des Erzpriesters Grothues zu Lingen erfolgte am 10. Januar 1740 der Bescheid, dass bei der geringsten Ausdehnung der Konzession vom Jahre 1717 die vollständige Zurückziehung dieser Erlaubnis erfolgen würde. Und doch erschien die Gründung von Nebenschulen äußerst notwendig, da es in den Bauernschaften fast an jeder Schulkenntnis fehlte. Solches beweist u. a. ein Aktenstück vom Jahre 1719, welches von acht großen Bauern zu Ibbenbüren unterzeichnet ist. Nur drei davon, Frehe, Determeyer und Overmeyer haben mit Not ihren Namen selbst geschrieben, während die übrigen fünf Bauern, Wersborg, Conermann, Schürmann, Claut und Niermeier nur ein Kreuz (+) zustande gebracht haben. 

 XI. Lage der Lingenschen Katholiken unter Friedrich II.

Auf Friedrich Wilhelm I. folgte im Jahre 1740 dessen Sohn Friedrich II. Bezeichnend für die religiöse Toleranz dieses Königs ist der bekannte Bescheid vom 22. Juni 1740: 

„Die Religionen müssen alle toleriert werden. Der Fiskus muss mehr das Auge darauf haben, das keine Religion der anderen schadet. Hier muss jeder nach seiner Fasson (auf seine Weise) selig werden.“ 

Dementsprechend machte er im Jahre 1746 folgende Randbemerkung zu einer ministeriellen Entscheidung, durch die den ostfriesischen Katholiken der öffentliche Gottesdienst und die Einstellung eines Ordensgeistlichen verboten werden sollte.
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„Ich erlaube ihnen die freie Ausübung ihrer Religion nebst Pastor und was sonst dazu gehört.“

Bei einer solchen Denkungsart des Königs sollte man erwarten, dass die Unterdrückung der Lingenschen Katholiken nun sofort aufgehört hätte. Das war aber keineswegs der Fall, auch unter Friedrich II. wurde nur sehr wenig erreicht, und dieses Wenige musste durch jahrelangen Kampf mühsam erzwungen werden. Nach Auffassung der Lingenschen Regierung war nämlich Lingen ein reformiertes Land, in welchen die Katholiken keinerlei Rechte besaßen, sondern nur geduldet waren, so dass es geradezu als „verfassungswidrig“ bezeichnet wurde, die Vorrechte der Reformierten einzuschränken. 

Dieser Standpunkt wurde damit begründet, dass die oranischen Zugeständnisse zu Gunsten der Reformierten durch 100jährigen Besitz begründet wären und durch ausdrückliche Bestätigung von Seiten Friedrich I. voll und ganz rechtskräftig geworden wären und daher nicht ungestoßen werden könnten. Im Bunde mit den Predigern versuchte darum die Regierung zu Lingen, welche damals unter dem Direktor von Reck, später unter Direktor Pontanus stand, jede weitere Konzession an die Katholiken möglichst zu verhindern. Dabei war sie in der Wahl der Mittel durchaus nicht ängstlich. 

Ihre Berichtserstattung war einseitig und parteiisch. 

Höhere Verordnungen, selbst königliche Verordnungen wurden nicht ausgeführt oder „waren nicht angekommen“. Unbequeme Vorgesetze, wie der Oberkommissar von der Horst und der Mindensche Kammerpräsident Culemann wurden als „Feinde der reformierten Religion“ verlästert. Unter Verletzung des Rechtes wurde wiederholt Gewalt angewandt. 
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Dennoch verloren die Katholiken nicht den Mut, sondern setzten mit doppeltem Eifer beharrlich den ungleichen Kampf fort. Nachdem die Gottesdienstfrage unter Friedrich Wilhelm I. notdürftig geregelt war, trat die Schulfrage in den Vordergrund, zumal der katholische Schulunterricht jetzt mehr behindert wurde, als je zuvor. Selbst unter oranischer Herrschaft war es stets möglich gewesen, dass, 

„fast jede kleine Dorfschaft (Bauernschaft) einen katholischen Schulmeister hatte“

wie der Geheimrat von Fürst feststellte. Dass dieses auch in Ibbenbüren der Fall war, beweist ein Bericht des Pastors Kloppenborg vom Jahre 1752, den wir mit Ausnahme der Einleitung vollständig und wörtlich abdrucken wollen:

Bericht des Pastors Kloppenborg

Aus Püsselbüren und Uffeln erschienen

Colonus Gert Dirx, 60 Jahre,

Colonus  Johann Deters, 52 Jahre

Colonus Heinrich Nyehaus, 54 Jahre,

Colonus Heinrich Witthacke, 52 Jahre

Die Vorgenannten bekennen, zu wissen und erbieten sich, falls es erforderlich ist, eidlich zu bekräftigen, dass schon vor 50 Jahren in Bertels alter Leibzucht ein katholischer Schulmeister gewesen ist, mit Namen Johann Hüls. Danach hat Johann Schöpper, katholisch, Schule gehalten in Dirx (Dierkes) Leibzucht. 

Nach Schöpper hat Claes Henrich Baer, katholisch, 

Schule gehalten, erst in Schnyders Haus, danach im Nyenhaus Backhaus. Diesem folgte einer mit dem Namen Henrich Hüls, katholisch, der noch lebt. Er hat Schule gehalten zwei Jahre lang in Nyehaus Leibzucht, zuletzt in Bertels Leibzucht bis einschließlich 1747, aber

1748 und 1749 wäre es im untersagt gewesen.

Anno 1750 und 1751 hätte er wieder Schule gehalten. 

Auf die Frage „aus welchem Grund ?“ erwiderten sie, es wäre ohne Unterbrechung, außer den benannten zwei Jahren so geschehen, Sie wussten es nicht anders, als daß es  ihnen immer zugelassen gewesen wäre.
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Aus Laggenbeck, Osterlée und Fisbeck erschienen und erklärten Folgendes zum Eid:

Laggenbeck: Senior Colonus  Peter Freude, alt 69 Jahre

Colonus Hermann Hackmann, alt 58 Jahre

Osterlée:Colonus Hermann Berlemann, alt 48 Jahre

Fisbeck Colonus Gert Üinkhaus, (Oeyinghaus)

alt 43 Jahre. Gesagter Peter Freude sagte aus, er wäre schon vor 60 Jahren zur Schule gegangen in Bügels Leibzucht zu einem Schulmeister Joan Tonies, katholische Religion. Freude und Hermann Hackmann bestätigten, dass nach Tönies vor ungefähr  40 Jahre ein katholischer Schulmeister in Bügels Spieker gewesen sei, namens Jakob Bügel. Danach behaupten sie, dass einer Johann Feldtmeyer, gebürtig aus dem Kirchspiel Liehe (Tecklenburg-Ledde) von der Schule von Laggenbeck, Osterlée und Fisbeck zwar reformierter Religion, vor ungefähr 40 Jahren. von ihnen aufgesucht wurde. Dieser Johann Feldtmeyer hätte ihnen allen fest versprochen, dass er ihre Kinder nicht nur in Schreiben und Lesen, sondern auch im Katechismus und in katholischer Lehre aufs beste  instruieren wolle. Er hat zuerst Schule gehalten und gelehrt in Berlemanns Haus, danach in Brinkmanns Backhaus in Osterlée, dann wieder in Berlemanns Backhaus und dann in Conermanns Spieker, zuletzt in Kleimanns (Kleemann) Backhaus, 

er ist vor ungefähr 18 Jahren gestorben. Von diesen Johann Feldtmeyer bezeugen die vorbenannten Berichterstatter, dass sie alle zu ihm in die Schule gegangen sind in diesen Zeiten. Sie attestierten eidlich , dass er sie nicht nur im Schreiben und Lesen, sondern auch im katholischen Glauben gut instruiert habe, 

und dass sie, nach Aussage des 48jährigen Coloni Berlemann, vom seligen Pastor Wessels, meinen Vorgänger, mit vielen anderen zur Kommunion gegangen sind.
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Dieser Joan Feldtmeyer hätte auch, als wir auf außerhalb des Landes unseren Gottesdienst abhalten mussten, 

auf Ostern und Weihnachten uns Schulkinder zu Brumley im Riesenbeckschen, drei halbe Stunden entfernt, selber zur Beichte geführt. Ich (Pastor Kloppenburg) biete an, falls erforderlich, dass ich wegen Joan Feldtmeyers gründlicher Lehre und Instruktion, besonders in katholischen Glaubens-Punkten mein volles Zeugnis zur Bekräftigung dieser Wahrheit beibringe. Nach dem Tod des Joan Feldtmeyer deponierten die Anwesenden supra nominati, dass einer mit dem Namen Gert Bitrup, katholischer Religion, bis 1751 ungefähr 2 Jahre Schule gehalten hat, Zugleich hat eine katholische Tochter mit Namen Maria Schildwechter in Schulte-Laggenbecks Leibzucht Schule gehalten. Auf die Frage „aus welchem Grund“ 

erwiderten sie, es wäre ohne Unterbrechung so geschehen, Sie wussten es nicht anders, als daß es  ihnen immer zugelassen gewesen wäre. Was die katholischen Küster betrifft, ist nach meiner Untersuchung befunden worden, dass 1670 Johann Henrich Brinck der erste war, nach diesem folgte Nicolaus Rottmann, diesem folgte dessen Sohn Wilhelm Rottmann, danach der jetztige Küster, der Schwiegersohn von Rottmann, Hermann Diekamp. Die notwendigen Diener des Kirchhauses für die Gemeinde als Pastor und Kaplan wurden nach freier Wahl angenommen und bei Bedarf gewechselt. 

Dieses ist meine Antwort nach meiner Erfahrung und meinem Wissen bei der Kürze der Frist für eine Antwort an den Wohlgebornen Herrn, geheimen Rat und Direktor und auch die übrigen hochedel geborene Regierungsräte.

Ibbenbüren, den 17. September 1751                                                               Deren untertänigster Diener

J. A. Kloppenburg, römisch-katholischer Pastor“. 
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Gleichartige Berichte wurden von allen übrigen Lingenschen Pastören eingefordert, und es wird die Antwort wohl überall ziemlich gleich gelautet haben. 

Wenn die Regierung auch über die Küster Anfragen gestellt hatte, so war das darum geschehen, weil auch diese, wie die Geistlichen den eidlichen Revers ausstellen mußten und auch die oben bezeichnete Anstellungsgebühr bezahlen sollten. Seit 1748 gaben sich die Protestanten, wie schon der angeführte Bericht erkennen ließ, doppelte Mühe, solche „ungesetzlichen“  Nebenschulen aufzuheben und auch in den Bauernschaften reformierte Schule zu gründen.. 

Die Katholiken dagegen reichten unermüdlich  Bittschriften auf Bittschriften ein, um wenigstens diese Nebenschulen zu behalten und dafür gesetzliche Anerkennung zu bekommen. Die Führerschaft in diesem Schulstreit übernahm die Vogtei Recke wegen der Schule in Steinbeck und die Vogtei Ibbenbüren wegen der Schule in Laggenbeck. Auf Ersuchen der Gemeinde Recke befürwortete der Kammerpräsident Culemann in Minden die Anstellung katholischer Schulmeister in Steinbeck und Halverde. Der König erließ darauf am 4. Februar 1749 ein Schreiben, in dem er sich damit einverstanden erklärte, 

„dass jede Bauernschaft auf ihre Kosten einen eigenen Schullehrer hält, wenn die angeführten Umstände ihre Richtigkeit haben.“ 

Ungeachtet eines Verweises „sich in Kirchensachen 

nicht zu einzumischen“, hielt es Culemann es geradezu für sein Pflicht, beim Könige „im Interesse Seiner Majestät“ nochmals dafür einzutreten, dass den Römisch-Katholischen Gemeinden erlaubt würde, Schulmeister ihrer Religion zu haben, weil sonst kein blühender Zustand  der Grafschaft Lingen zu erwarten sei.“ In gleichen Sinne schrieb der Oberkommissar von der Horst: 

„Diese Sache gehört als ein geistliche Sache nicht unmittelbar zu meiner Verwaltung. Die Lingensche Regierung würde mich wegen Befürwortung der Einstellung katholischer Schulmeister  

sicher „für einen Feind der Kirchen und Halbbruder des Antichriststen“ erklären. 
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Persönlich wäre es mir gleichgültig, wenn alle Katholiken 

an einem Tage vertrieben würden. 

Da ich aber pflichtgemäß die Bevölkerung des Landes befördern muss, so kann ich nicht umhin.............“ u.s.w.

Mittlerweile hatte der König für Recke-Steinbeck „die Haltung eines katholischen Schullehrers“ ausdrücklich gestattet. Diese Konzession wurde aber nicht bekanntgegeben, weshalb Recke 1751 sein Ersuch erneuerte. Zugleich bat Ibbenbüren um die Genehmigung einer katholischen Schule für Laggenbeck, da sonst ein „eine Stiftung von 600 Talern, die Johann Bergmeyer aus Laggenbeck, der Amtmann des Klosters Oesede, für diese Schule ausgesetzt hätte, an das Ausland (Osnabrück) verloren ginge.“ Der König sandte diese Gesuche am 15. Juni 1751 an die Lingensche Regierung „zwecks Abhilfe und Erteilung eines Bescheids“ und mit dem Bemerken „dass er dem Gesuche entsprechen wolle, wenn keine bedenklichen Umstände vorliegen und wenn bereits katholische Kinder an diesen Orten vorhanden wären; (!?) Jedoch müssten die Geistlichen in angemessenen Schranken gehalten werden und nicht noch mehr fordern. In demselben Jahre wurde in Laggenbeck ein reformierter Lehrer namens Schürmann angestellt, der aber 1754 in Riesenbeck zum Katholizismus übertrat und darum abgesetzt wurde. 

Pastor Kloppenburg, welcher durch den Agenten Pape in Berlin von dem günstigen Erlass des Königs Nachricht erhalten hatte, wandte sich deshalb an den Beamten zu Lingen, erhielt aber nach drei Wochen die Antwort, „es sei noch keine Entscheidung erfolgt“. 
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Inzwischen war in Steinbeck unter Strafe befohlen worden, sich zum reformierten Lehrer in Recke zu bekennen. Auf Beschwerde dagegen antwortete die Regierung. „dass das Gesuch gegen die Landesverfassung gerichtet sei und ihm nicht stattgegeben wird. Da jedoch auch etwas zu Gunsten der Katholiken geschehen musste,  wurden 1723 zufolge eines Erlasses des Kirchen-Direktoriums 

zu Berlin katholische „Privat-Informatoren“ erlaubt, welche „die Kinder einer Familie nebst einigen Nachbarkindern in Privathäusern unterrichten dürften, wobei das Schulgeld an den reformierten Lehrer bezahlt werden müsste.“ Jedoch fuhr die Regierung grundsätzlich fort, die Anstellung und den Unterricht katholischer Privatlehrer möglichst zu verhindern, vor allem wenn die Schülerzahl sich vergrößerte. Auf diese Weise wurde der Kampf nach fast 30 Jahre fortgesetzt. Endlich, nach gewaltigen Anstrengungen erhielt Steinbeck 1779 und Laggenbeck 1780 die Erlaubnis zur Annahme eines katholischen Lehrers, wobei ersterer das Schulgeld an den reformierten Lehrer weiter zahlen musste, während Laggenbeck davon frei blieb. Nur durfte auch in Laggenbeck „dem reformierten Lehrer nichts von seinem festen Gehalt entzogen werden.“ Durch diese beiden Ausnahmen war der reformierte Schulzwang als Staatsgrundsatz durchbrochen; Trotzdem wurde er noch viele Jahrzehnte beibehalten und nur von Fall zu Fall preisgegeben.Während das geistige Elend allmählich etwas gelindert wurde, war die materielle Not fortwährend in Wachstum begriffen. 

1-Die mehr als 100jährige Unterdrückung, die besonderen Unkosten des auswärtigen Gottesdienst, die bis 1717 im Ganzen circa 40.000 Mark betrugen, 

2-Die Entrichtung doppelter Stolgebühren (Kirchengelder) nebst Strafgeldern, 

3-Das Geschenk an die Regierung für die Gestattung des Privatgottesdienstes, von dem noch im Jahre 1754 Schulden bestanden 

(siehe Seite 99........ für die Gewährung des einheimischen, privaten Gottesdienstes an ihre königliche Majestät aus Dankbarkeit 5.000 Taler zu bezahlen.......). 
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4-Der Bau der auswärtigen und später der Bau der einheimischen Pfarr- und Gotteshäuser. 

5- Die wiederholten Krieges- und Brandschäden, ´

am 4. April 1744 wurden in Ibbenbüren wieder 6 Häuser auf der Mühlenstraße ein Raub der Flammen u.s.w. 

dieses alles hatte bewirkt, dass die Verarmung in der Grafschaft Lingen eine geradezu äußerst bedenkliche Ausdehnung genommen hatte. Da die Katholiken neben der Kirchengütern auch die Zuwendungen für die Armen an die Reformierten verloren hatten, drängten sie vergeblich darauf , dass ihre Armen wenigstens bezüglich dieser Gelder berücksichtigt würden.

 Zwar erschien am 21. April 1748 ein Königliches Edikt, wonach an jedem Orte eine gemeinschaftliche Armenkasse angelegt werden sollte, jedoch auf die Beschwerden der reformierten Konsistorien wurde im folgenden Jahre durch eine neue königliche Verordnung bestimmt, dass jede Konfession ihre Armen selbst unterhalten müsse. Darauf wurden die katholischen Geistlichen am 8. April 1750 aufgefordert, sehr genaue und notfalls zu beschwörende Berichte über folgende Punkte abzugeben: 

1. ob an ihren Kirchen neue Armen-Vermächtnisse vorhanden wären 

2. wozu die Gelder der Kirchenkollekten, des Klingelbeutels bestimmt und benutzt würden

3. wie viel zur Unterhaltung der katholischen Gemeinde-Armen erforderlich wäre.

Infolge ihrer Berichte erhielten die Geistlichen 

vom Oberkommissar einen Verweis, dass ihre Armen 

zu schlecht versorgt würden und dass die Gelder für die Armen zu nachlässig aufgebracht würden. Sollte sich das nicht bessern, „ würden die Gelder taxiert werden“.

Wiederum gaben sich die Katholiken alle Mühe, 

um von den Mitteln für die Armen einen Anteil zubekommen. 
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Alle Versuche blieben aber ohne Erfolg, weshalb die katholischen Armen meistens auf  kleine Almosen an Geld und Brot angewiesen waren, die von ihnen selbst oder für sie von Haus zu Haus gesammelt wurden.

Während die Reformierten ihre Einkünfte gegenüber den Katholiken mit der größten Hartnäckigkeit unverkürzt festhielten, wehrten sie sich mit aller Kraft dagegen, dass auch sie, so wie die Katholiken, zu den „Opferstübern“ herangezogen werden sollten. 

Am 18. Januar 1752 berichtete das Geistliche Rentamt an die Regierung, 

„dass nach § 21 der Instruktion alle Untertanen ohne Ausnahme das Gleiche an Abgaben schuldig seien, wie er denn auch alle darüber habe ermahnen lassen. Es hätten jedoch die Reformierten diese Abgaben verweigert, angeblich, weil sie diese Abgaben nie gegeben haben, dagegen würden sie aber viermal im Jahre in der Kirche opfern.“ 

Der Prediger Rump aus Ibbenbüren wurde hierüber zum Bericht aufgefordert. Er glaubte dazu als Sekretär des Kollegiums der reformierten Prediger bemerken zu müssen, 

„dass in der Obergrafschaft seit der Reformation 

die Reformierten frei gewesen wären vom Opfergeld und sich etwa 100 Jahre im Besitz dieser Freiheit befänden.“ 

In einem anderen Bericht von 1754 ließ er deshalb die Reformierten aus den betreffenden Register weg, 

„weil es die größte Schwierigkeit und Verdrießlichkeit geben würde, wenn diese nun zum Opfergeld sollten herangezogen werden.“

Eine weitere Abgabe, welche nur Katholiken traf, war das Bürgergeld in der Stadt Lingen. Gemäß einem Erlass des Königs Wilhelm von Oranien vom 16. Juli 1693 blieben Protestanten davon befreit, während zuziehende Katholiken für den Erwerb des Bürgerrechts 30 Gulden und 6 Stüber (Frauen weniger) bezahlen mussten. Noch im Jahre 1808 wurde darüber eine Beschwerde eingereicht.
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Um diese Zeit planten die Katholiken, in der Stadt Lingen ein größeres katholisches Waisen- und Armenhaus zu errichten. Zu Gunsten des Waisenhauses hatten sämtliche Geistlichen auf ihren Anteil an dem schon erwähnten Legat von 10.000 Talern des Bischofs Von Galen verzichtet. Sie hatten den Erzpriester Hettermann bevollmächtigt, 

dieses Kapital nebst Zinsen einzufordern und für das Waisenhaus zu verwenden. Zugleich hatten sie zur Gründung dieser Anstalt die königliche Erlaubnis erbeten. Dieses Gesuch wurde der Lingenschen Regierung zum Bericht eingesandt, welche darüber das Gutachten des Konsistoriums einholte. Das Gutachten fiel natürlich außerordentlich ungünstig aus: 

„es ginge den Katholiken nur darum, Proselyten zu machen, 

(Bekehrter, jemand der zu einer anderen Religion übertritt), 

den Weg zum Gottesdienst zu bahnen und den rechtmäßigen Schulunterricht zu umgehen.....“u.s.w.

Statt dessen baten die Prediger um die Errichtung eines reformierten Waisenhauses und Schenkung der Baumaterialien. Die Regierung trat diesem Gutachten vollständig bei. Der König dagegen ließ am 14. Mai 1748 erklären, 

„daß eine den Katholiken unterstellte Absicht, 

Bekehrte zu machen, von den Reformierten 

eher vorgeschoben wird,“

Der Vorwurf, dass die Katholiken es auf Proselyten abgesehen haben, wäre gegenstandslos, wenn die Konzession 

auf die Aufnahme katholischer Kinder beschränkt würde... u.s.w.“  

Selbstverständlich war auch nichts anderes beabsichtigt worden. Danach wurde die Errichtung des katholischen Waisenhauses am 25. Mai 1748 genehmigt. Das Galensche Legat (Stiftungsgelder) war aber nicht zu bekommen, denn der Bischof hatte mehr Legate vermacht, als er an Vermögen hinterlassen habe.
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Aber es wurde für den gedachten Zweck im Münsterland eine Kollekte für ein Jahr bewilligt. Außerdem wurde noch manche ansehnliche Gabe gespendet, so dass der Bau zu Stande kam.
Kaum aber war das Gebäude ausgeführt worden, als die Regierung unter dem Direktor Pontanus dasselbe durch eine dazu aufgebotene Mannschaft mit Feuerhaken und anderem Werkzeug bis auf den Grund niederreißen ließ, 

„weil die Bauerlaubnis nur mit Rücksicht auf das Galensche Legat gegeben sei.“ 

Diese Gewalttat, welche selbst in den Nachbarländern viel Aufsehen erregte, zog der Regierung einen ministeriellen Verweis zu mit der Verpflichtung, das Haus auf eigene Kosten wieder aufbauen zu lassen.

Auch der am 7. April 1752 genehmigte Neubau des Kirchhauses in Recke stieß auf gewaltige Schwierigkeiten seitens des dortigen Predigers und der Regierung. Infolge ihrer Berichte und Klagen wurde vom  König der Geheime Tribunalrat Von Fürst als Deputierter dorthin gesandt, um die Sache an Ort und Stelle zu entscheiden. Derselbe erklärte nach genauer Prüfung die Beschwerden der Reformierten als unbegründet, und es konnte darauf der mehrmals unterbrochene Bau noch in denselben Jahr zu Ende geführt werden.Ähnliche Schwierigkeiten erhoben sich 1777 bei dem Kirchbau in Mettingen, sie wurden aber ebenfalls in derselben Weise wie in Recke, durch den vom Königlichen Ministerium damit beauftragten Amtmann Rump in Ibbenbüren zu Gunsten der Katholiken erledigt. Den Hauptanstoß hatte jedenfalls der Umstand erregt, dass diese Kirchhäuser massiv aufgeführt wurden.

Im Jahre 1756 baten Lingen und Schapen um die Königliche Erlaubnis zur Beschaffung einer kleinen Orgel. 
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Die Genehmigung wurde vom König mit der Bemerkung erteilt, 

dass sie ein bloßes „Gnadenwerk“ sei und bei Missbrauch oder zu weiter Ausdehnung aufgehoben werden könne. 

Die gleiche Erlaubnis erhielt Recke 1769 und Ibbenbüren 1772. Ibbenbüren erbat vom Bischof von Münster für ihre Orgel und zu der absolut notwendigen Reparatur des Kirchenhauses die Bewilligung einer Kollekte, welche durch folgenden Erlass gegeben wurde: 

„Es wird den Bittstellern in der Hauptstadt Münster und in ihrer  Nachbarschaft bei vornehmen guten Freunden eine freiwillige Spende zu sammeln, hierdurch in Gnaden gestattet. 

Urkundlich gnädigsten Handzeichens und beigedrucktem geheimen Kanzlei-Siegels 

Arensberg den 6. September 1772. Max. Frid. Churfürst“.

Noch schwerer, als die Entbehrung der Orgel war das Verbot der Glocken empfunden worden. In Mettingen und Lengerich hatte zeitweise der Küster vor der Sakristei mit einer großen Schelle das Zeichen zum Beginn des Gottesdienstes gegeben, aber auch dieses war auf Beschwerde der Prediger verboten worden. Mit besonderer Freude wurde es darum begrüßt, als in den achtziger Jahren auch hier und da die Anschaffung von einer oder zwei Glocken (Pingelglocken) erlaubt wurde, zu deren Aufnahme niedrige Türme (oder Dachreiter) erbaut werden durften. Zuerst erhielt Mettingen am 7. Juni 1782 die Konzession zu einem kleinen Turm und 2 Glocken nebst Orgel, darauf Brochterbeck nach Überwindung einiger Schwierigkeiten am 7. Juli 1783 und dann 1784 Recke und Ibbenbüren. Während sonst die Erlaubnis zum Turmbau ausdrücklich besonders erteilt wurde, ist bei Ibbenbürener nur von zwei Glocken die Rede, wohl ein Beweis, dass dort (von Anfang an?)  ein Turm bereits existierte. 
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Über den Gebrauch dieser Glocken erging die Verordnung,
„dass die Gemeinde wenigstens eine Viertelstunde vor der dortigen protestantischen Gemeinde das Signal zu ihrem Gottesdienste mit dieser (diesen) Glocke(n) geben muss, und dass es ihr nicht gestattet sein soll, diese (Glocke(n) außer als Signal zum Gottesdienst an Sonn- und Feiertagen zu gebrauchen, also damit ihre Leichen nicht zu beläuten, damit durch den Gebrauch  dieser Glocke(n) die protestantischen Pastorate und Küster nicht beeinträchtigt werden, Die Gemeinde soll schuldig sein, die gewöhnlichen Leichengebühren nach wie vor an die protestantische Geistlichkeit zu bezahlen.“ 

Die Kanzleigebühren für solche Konzession betrugen gewöhnlich 8 bis 10 Taler, für verweigerte Konzessionen etwas weniger. 

Als die hinderlichsten und gefährlichsten Bestimmungen der Königlichen Konzession von Jahre 1717 erwiesen sich die Verordnungen über die Ausstellung des eidlichsten Reverses und über die geistliche Gerichtsbarkeit in Ehesachen. Die Eidesleistung bot zunächst, wie bereits erwähnt wurde, einen passenden Übergang zur Forderung einer Bestätigungsgebühr. Daran knüpfte sich wie von selbst eine Kontrolle über sämtliche Einkünfte aller geistlichen Stellen. Wie genau diese Kontrolle genommen wurde, zeigt ein Erlass der königlichen Regierung vom 13. März 1770, wonach die Geistlichen über folgende Punkte berichten mussten:

1. Wieviel jährlich an kollektierten Gelder oder so genannten Geld- und Kornterminen eingenommen wurde

2. Wie viel Stolgebühren (Gebühren für die Amtshandlungen der Geistlichen) für Taufen, Proklamationen und Kopulationen eingenommen wurden

3. Wie viele Kommunikanten es sind und was sie an Opfer- und Beichtgeld entrichten

4.             a) Ob der Betrag für Gedenken, Messe lesen, 

                    das Beten für Abgestorbene  

                    und  Reisenden ein bestimmter sei?

                 b) Wie hoch ist der Betrag, sind Stiftungen  

                      vorhanden seien, und wie viel sie einbringen 
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5. Sonstige Nebeneinkünfte

6 Wie stark ist der Ertrag dessen, was zu Unterhaltung des Gottesdienstes, der Geistlichkeit und Armen bestimmt ist

7. Ob das jährlich Diensteinkommen fixiert ist und woher es komme   

8. sonstige Schenkungen, Vermächtnisse und milde Stiftungen. 

9. Ob Hilfspriester vorhanden sind 

und wie sie unterhalten werden

(Pastor Mum in Ibbenbüren schätzt infolgedessen am 4. Mai 1770 sein Einkommen auf 239 ½ Taler, nämlich ad 1 zu 65 Taler, ad 2 zu 42 ½, ad 3 zu 50, ad 4 zu 80, ad 5 zu 2 Taler, ad 7 zu 0 Taler.

Das Gehalt des Kaplans (ad 6) berechnet Mum zu 62 Taler und 46 Pfd. Flachs. 

Das Einkommen für den Gottesdienst und die Armen läßt sich überhaupt nicht angeben, weil dafür nichts vorhanden ist und alles je nach Bedürfnis erbettelt werden muss. 

Ad 8 antwortet Mum, dass nur ein einziges Kapital von 90 Talern für die Kirche und die Armen geschenkt ist, das aber wegen Verarmung der Schuldner zur Zeit nichts einbringe. 

Ad 9 antwortet Mum : Außer dem Kaplan habe er keinen beständigen Hilfspriester, nur hole er einen Kaplan an Vierhochzeiten auf eigene Kosten herbei

zu leichterer und füglicherer Bedienung der Gemeinde)

Von der zugestandenen Entrichtung der Bestätigungsgebühr bis zur Beanspruchung des Staatlichen Bestätigungs- und Anstellungsrechts war nur ein Schritt, welcher bald folgte. Schon am 9. Mai 1752 ließ die Regierung an den reformierten Erzpriester den Bescheid ergehen, ohne seine Genehmigung keinen Geistlichen zum Dienste anzuweisen. 
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Im folgenden Monat wurde gegen den Hilfsgeistlichen Ter Meer, der schon seit 10 Jahren dem altersschwachen Pastor Bockemeier in Recke zur Seite stand, ein Dekret erlassen, worin ihm bei 50 Taler Strafe jede geistliche Amtshandlung verboten wurde, weil in Recke nur ein Missionar gestattet wäre,. Darauf berichtete die Regierung nach Berlin 

„dass sich über die (am 10. Februar 1735 wegen der Konfirmationsgebühren)festgestellte Anzahl katholischer Geistlicher hinaus mehrere Bettelpriester unter dem Namen von Hilfspriestern eingeschlichen hätten, auch allerhand Mönche im Habit in der Stadt und auf den Lande umhergingen und Exorzismen und Künste trieben.“ 

Die Regierung stellte zugleich die Anfrage, 

„ob nicht der „Bettelpriester“ Ter Meer und die anderen Geistlichen besser aus dem Lande zu schaffen wären und statt einiger unruhigen Priester andere, moderatere Priester  anzustellen seien“.

Nach längeren Verhandlungen wegen des Ter Meer wurde vom Könige unter dem 17. Mai 1753 der Regierung die Resolution zugestellt, 

„das die eingeschlichene Priester vorläufig beibehalten werden sollten, wenn sie die Konfirmation nachsuchen und die Gebühr für das Potsdamer Waisenhaus zahlen würden“. 

In dieser Zeit erregte auch die (geänderte?) Fassung des eidlichen Reverses Bedenken. Man stieß sich besonders an den Ausdrücken, 

„das man nach möglichstem Vermögen das Königliche Beste fördern solle, auch den Beichtkindern die unverbrüchlichste Treue zum König nachdrücklichst einschärfen wolle und dass bei Übertretung der eidlichen Pflicht dem Priester keine Vergebung zustatten kommen solle, weder in diesem, noch in jenem Leben“. 

Es scheint , dass man die Vorbehalte, welche die Geistlichen zum Revers einreichten, ohne Beanstandung hingenommen hat.
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Bis zum Jahre 1769 wurde die erledigten Pfarrstellen in der Weise wieder besetzt, dass der reformierte Erzpriester dem päpstlichen Nuntius in Brüssel als damaligen Kirchenoberhaupt drei passende Geistliche vorschlug. Dieser verlieh gewöhnlich dem ältesten von ihnen  die Stelle. Dann wurde die Anstellungsurkunde der Regierung vorgelegt und von dieser bestätigt. Nun aber wollte die Regierung selbst die Auswahl treffen und den von ihr ausgewählten Priester mit der Stelle bekleidet wissen. Als diese Forderung nicht beachtet wurde, gab die Regierung zwar noch einmal die Bestätigung für die Einsetzung, forderte aber den Erzpriester auf,            

„bei der nächsten Vakanz den Stolte in Vorschlag zu bringen, dessen Mutter sich an die Regierung gewandt hatte, und für die Zukunft der schon mehrmals erlassenen Verordnung pünktlich nachzukommen, vor der Benennung an den Nuntius drei Personen zur Wahl unserer Regierung vorzuschlagen, da sonst bei fernerer Unterlassung dieser Pflicht die Bestätigung nicht erteilt wird.“  

Dabei suchte die Regierung zugleich, ihre am 5. Dezember 1768 erneuerte Forderung durchzusetzen,

„das insbesondere die Katholiken ihre Kinder nicht auf ausländische Universitäten schicken sollen, da man im preußischen Staate gute protestantische und katholische Schulen habe, namentlich die Universität zu Breslau. Es sollen daher die außerhalb des Landes Studierenden binnen drei Monaten zurückkommen.Wenn sie fortfahren, auswärtige katholischen Lehranstalten zu besuchen, sollen sie keine inländische Anstellung erhalten und ihre Eltern und Vormünder sollen nachdrücklich bestraft werden.“ 

Diese Verordnung blieb aber, wie die Regierung klagte, vollständig unbeachtet und konnte schon wegen der Kosten nicht befolgt werden, weil den Lingenschen katholischen Studenten in Breslau keine Stipendien bewilligt wurden. Es hätten darum die erledigten geistlichen Stellen unbesetzt bleiben müssen, wenn man diese Forderung aufrechterhalten hätte. 

127

Darum geschah solches also nicht, wohl aber wurden bei der Anstellung diejenigen Schüler nach Möglichkeit bevorzugt, die auch nur die Protestantische Lateinschule in Lingen besucht hatten. Als Ende 1778 das Pastorat zu Baccum vakant war, verlieh der Nuntius in der alten Weise diese Stelle dem Priester Albert Grote.Die Regierung verweigerte Grote die Bestätigung und berichtete darüber nach Berlin. Das Ministerium antwortete, 

„dass ihr pflichtmäßiges Verfahren den gnädigsten Beifall verdiene und sie beauftragt würde, in ihren Grundsätzen fortzufahren“.

Der Nuntius erklärte, dass er sich dieser Forderung nicht fügen könne, weil dadurch in der Besetzung der Pfarren eine   Abhängigkeit entstände. Das gleiche wiederholte sich bei der Erledigung und Wiederbesetzung der Pfarrstelle zu Plantlünne, schon vorher hatte der Erzpriester Uhlenberg, Pastor zu Thuine, an den Nuntius geschrieben, derselbe möge an seine Standhaftigkeit nicht zweifeln; 

„Im schlimmsten Falle könnten sich die Katholiken, wenn die gegenwärtige Pfarrverwaltung verhindert würde, an die Nachbarpfarren halten.Wenn alle Pfarrer vertrieben würden, könnten sich die Katholiken wieder in die Münstersche Diözese begeben, wohin ihnen ihre Pfarrkinder freudig folgen würden.Die frühere Erfahrung lehrt, das keiner abfallen würde, zumal sie jetzt noch besser unterrichtet würden, als damals“.

Am 26. April 1779 verlieh der Nuntius die Besetzung (missio canonica) für Plantlünne den dortigen Hilfspriester Taabe und für Baccum dem Hülfspriester Schmits aus Schapen.Beide beantragten schriftlich bei der Regierung die Bestätigung.Diese berichtete darüber nach Berlin und beklagte sich über die Anmaßung des Erzpriester und des Nuntius. Sie empfahl 

„die beiden am tolerantesten Denkenden und Wohlgesinnten“

Schmits, der die Lateinschule zu Lingen besucht habe, für die Pfarre Plantlünne und Tabe für Baccum 
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Darauf erging am 3. Juli 1779 an die Regierung ein Königliches Reskript, worin es heißt: 

„Bei den von Euch angeführten Umständen wollen wir diesmal, gemäß Eurem Antrag genehmigen, dass der bisherige Gehilfspriester Bernd Adolph Schmidts als Missionar zu Plantlünne und der Gehülfspriester Taabe aus Schapen als Missionar zu Baccum angestellt wird.“ 

Als dieser Erlass dem Erzpriester mitgeteilt wurde, sandte er den Erlaß an die Regierung zurück mit dem Bemerken, dass darin nach seinem Urteil ein wesentliches Versehen vorliege, weil Taabe für Plantlünne und Schmidts für Baccum die Anstellung empfangen habe. Die Antwort der Regierung enthielt dagegen den Befehl, dass der Erzpriester für Schmidts die Anstellung in Plantlünne und für Taabe in Baccum zu besorgen habe: 

„Die vorgenommene Veränderung sei nicht aus Versehen geschehen, sondern mit Bedacht.“ 

Unter diesen Umständen machte Erzpriester beim Nuntius den Vorschlag, die Ernennung nach dem Antrage der Regierung zu ändern, bekam aber am 2. Dezember 1779 vom Nuntius den Bescheid, 

„dass er darauf nicht eingehen könne ohne Verletzung der Kirchengesetze, sondern eher alles Widerwärtige erleiden wolle, als die Freiheiten aufzugeben, welche die Kirchenführer der belgischen Provinzen bisher genossen hätten.“ 

Hierauf wandten sich sämtliche katholischen Einwohner der verschiedenen Kirchspiele klagend und bittend an den König, worauf am 25. Mai 1780 die Entscheidung gegeben wurde, 
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„daß Seine Majestät, der König, keineswegs wolle, dass den Bittstellern wegen der Wahl ihrer Beichtväter und Prediger Schwierigkeiten gemacht werden sollten, sondern dass sie unter den Landeskindern dazu wählen könnten, wen sie wollten.“ 

Allerdings hatten sie diese freie Wahl nicht für sich, sondern für ihre Kirchenoberen erbeten, aber die Sache war damit erledigt. Am 11. Juli 1780 empfing Taabe ohne weiteres die Erlaubnis für Plantlünne und Schmitz erhielt sie für Baccum. Zehn Jahre später aber erneuerte die Regierung wiederum die alten Forderungen. Was den zweiten Streitpunkt, die geistliche Gerichtsbarkeit angeht, so schrieb die Regierung am 5. Dezember 1768:

„Der König hat mit Missfallen in Erfahrung gebracht, dass die katholischen Untertanen um Erlaubnis der Gerichtsbarkeit  in Ehesachen bei päpstlichen Nuntius nachgesucht hätten. Solche auswärtige Gesuche ohne sein Wissen oder das Wissen der Regierung könne man nicht dulden, man wolle übrigens den Katholiken keinen Gewissenszwang antun.“ 

Darauf wurde bei Strafe befohlen 

„dass die katholischen Untertanen sich wegen solcher Erlaubnisse erst an die Tecklenburg-Lingensche Regierung werden müssten, ohne deren Resolution die Erlaubnis ungültig sein und der Missionar mit Absetzung oder sonstwie bestraft werden sollte, wenn er sich unterstehe, die Personen ohne Erlaubnis zu verheiraten.“ 

Ferner wurde verordnet, 

„dass bei nachdrücklicher Strafe künftig keine Verordnung und kein päpstliches Schreiben etc. des Nuntius oder von sonst jemandes sollten publiziert und vollstreckt werden, bevor sie der Regierung gezeigt und von derselben genehmigt wären.“

Es scheint, dass man diesen Vorschriften, so weit es nicht zu umgehen war, nachgekommen ist. 
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Zum  Schlusse dieses Abschnittes wollen wir noch ein besonderes Privileg erwähnen, welches vom Papste Pius VI. im Jahre 1781 der niederländischen Missions-Provinz auf Ersuchen des Nuntius zu Brüssel, des damaligen Kirchenoberen verliehen oder bestätigt wurde. Das Privileg betrifft das 40stündige Gebet. Es wird für immer gestattet, dass es in allen Pfarren dieser Provinz dreimal im Jahre gehalten werden kann, wobei es wegen besonderer Umstände erlaubt ist, das Gebet zu unterbrechen und zur größeren Bequemlichkeit der Gläubigen an nicht zusammenhängenden Tagen abzuhalten, wenn die weiteren Bedingungen zur Gewinnung des Ablasses voll und ganz erfüllt werden. Dass dieses Privileg noch besteht, wurde 1846 vom Bischöflichen Generalvicariat zu Münster in Zweifel gezogen. Dagegen wurde es am 14. März 1851 nach langen und eingehenden Verhandlungen ausdrücklich anerkannt. Mit diesem Privileg wurden für die gleiche Provinz am gleichen Tag zwei weiter vollkommene Ablässe bewilligt, wovon der erste die Andacht des guten Todes, jetzt die Todesangst-Bruderschaft, betrifft, der zweite Ablass denjenigen verliehen wurde, die am ersten Sonntag jeden Monats nach würdigem Sakramenten-Empfang in einer Pfarrkirche der Provinz die Ablassgesetze erfüllten. Diese Ablass - Bewilligung scheint mit der Zeit vergessen zu sein.Der päpstliche Erlass über das 40-stündige Gebet möge hier im Wortlaut folgen  

................Ex Audienta Sanctissimi habita  

     28.  Januar 1781 …... 

     (Siehe Original)
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XII Derselbe Faden (Reformationsversuch) unter anderer  Nummer (die gleichen Verhältnisse unter anderen Vorzeichen)

1786-1803

Auch unter Friedrich Wilhelm II., welcher im Jahre 1786 seinem Onkel Friedrich II. in der Regierung folgte, blieben die Verhältnisse der Katholiken im Allgemeinen unverändert. Zunächst erhielt die eine oder andere Gemeinde die Erlaubnis zu Orgeln und Glocken. Halverde erhielt außerdem die Konzession zur Erbauung eines Bethauses und zur Haltung eines Predigers oder Kaplans am 2. Januar 1788. 
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Plantlünne aber, das 1792 mit Zustimmung der Regierung um die Genehmigung von Orgel, Turm und Glocken nachsuchte, wurde von Königlichen Hofe abschlägig beschieden, 

„weil das Gesuch gegen die allgemeinen Landesverfassung verstoße.“ 

Um dieselbe Zeit entstanden hier und dort Streitigkeiten wegen des Gebrauchens der Glocken. Als z. B. in Mettingen auch während der Messe zur Wandlung ein wenig geläutet wurde, wurde dieses nach Beschwerde des dortigen Predigers verboten. Ebenso ging an den Inspektor und Prediger Rump, Ibbenbüren, von der Regierung zu Lingen eine Meldung, dass in Ibbenbüren das katholische Totengeläute sich einschleiche und dieses den Verdacht errege, dass man sich dadurch der Entrichtung der Begräbnisgebühren an die Reformierten entziehen wollte. Darüber wurde ein Bericht erwartet. Prediger Rump antwortete am 12. Februar 1789, 

„dass einige Eingesessene bei Beerdigungen läuteten, aber nicht eine Gruppe von Glockenschlägen vorher, wie es bei den reformierten Glocken geschehe, sondern erst dann, wenn die Leichenprozession ihren Anfang genommen hat. Dieses geschehe auch nur von einigen Begüterten, die Messen mit Gesang halten lassen und vorab läuten wollten. Auch werde von diesen angegeben, die Glocken würden nur als Signal zum Gottesdienst gebraucht.“ 

Damit war , wie es scheint, die Sache erledigt.In Mettingen aber wiederholte der Prediger Meyringh am 23. Januar 1790 die Klage, dass die Konzession wieder überschritten würde und bisweilen eine halbe Viertelstunde lang während der Messe geläutet werde, nachdem eine Zeitlang der Verfügung nachgekommen worden war. Dieses untersagte die Regierung am 15. Februar 1790.
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Um das Jahr 1788 wurde auf Antrag des Königs dem Nuntius zu Brüssel die Bischöfliche Gewalt über Lingen genommen.Sie wurde zunächst an den Fürstbischof von Paderborn, darauf an den Nuntius von Köln, 1791 an Bartholomäus Pacca und 1794 an Hannibal della Genga (Leo XII.) übertragen. Alsbald erneuerten die Regierung und das Ministerium die früheren Forderungen betreffs der inländischen Studien und der Besetzung der erledigten geistlichen Stellen, welche sie bis dahin hatten ruhen lassen. So erfolgte am 14. März 1791 mit Bezug auf die vakanten Pfarrstellen zu Bawinkel und Mettingen an den Erzpriester ein königliches Reskript, worin es u. a. heißt: die Grafschaft Lingen „bei keiner Diözese unterworfen, dem Nuntius sei die Bischöfliche Gewalt bloß zur Aushilfe übertragen, welche sich nicht auf die Wahl der Geistlichen erstrecke, sondern darauf beschränke, das die Wahl nicht auf untaugliche Subjekte fallen. Wenn der Erzpriester mit seinen Behauptungen  fortfahre, so höre er auf, ein gehorsamer Untertan zu sein und er habe ernstliche Maßregeln zu erwarten. Auch wäre in den Missions-Patenten die Klausel 

“dass die geistliche Vollmacht nach dem Gutbefinden des Nuntius fortbestehen solle wegzulassen; weil nur vom Landesherrn ein Missionar abgesetzt werden könne.“ 

Schon vorher hatte der Erzpriester mit päpstlicher Erlaubnis, welche vom Bischofe zu Paderborn und dem Nuntius in Köln eingeholt war, für beide Stellen je drei Priester der Regierung vorgeschlagen, aus welchen dieselben den Geistlichen Giese für Bawinkel und Stricker zu Ibbenbüren für Mettingen auswählte, denen 1792 seitens der Regierung die Bestätigung und seitens des Nuntius die „geistliche Sendung und Vollmacht“ erteilt wurde. 
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Das gleiche Verfahren wiederholte sich 1797 bei der Besetzung der Pfarrstelle zu Baccum, wobei der Nuntius die von der Regierung für ungültig erklärte Klausel 

„ad nostrum tamen beneplacitum duraturam“ 

fortließ. Inzwischen waren auch die Eltern der auswärts (in Meppen, Rheine, Münster und Löwen) studierenden 16 Priesteramts-Kandidaten von der Regierung aufgefordert worden, ihre Söhne binnen 4 Wochen zurückkommen  zu lassen. Sehr bezeichnend ist dabei der Zusatz, 

„Weil die bisher angemaßte Gewalt des päpstlichen Nuntius zu Brüssel nunmehr aufgehört hat,  habt ihr auch nicht zu befürchten, dass euer Sohn wegen der Befolgung Königlichen Befehls wird zurückgesetzt werden.“ 

Es scheint, dass auch diese erneuerte Aufforderung wenig Erfolg gehabt hat. In verschiedenen Kirchspielen kam es in dieser Zeit wiederum wegen der reformierten Schullehrer, zumal manche, wenn nicht die meisten, vollständig unfähig waren, namentlich vom Rechnen geradezu nichts verstanden. So heißt es z. B. im Protokoll über ein Examen, welches der Inspektor Prediger Rump zu Ibbenbüren mit dem Lehrer Bruns in Langen (Kirchspiel Lengerich) abhalten musste: 

„Er buchstabierte die meisten Wörter unrichtig, leistete im Lesen nichts und schrieb den 15. Psalm sehr fehlerhaft ab.Er war im Rechnen nach eigener Aussage nicht bewandert.“ 

Dennoch erteilte die Regierung den Bescheid, „daß sich im Protokolle nichts gefunden habe, daß er wegen seiner Fähigkeiten als Bauernschafts-Schulmeister vom Dienst entfernt werden könne.“ 

(In Berlin war man aber anderer Ansicht.) – Etwas später bekam auch Mettingen einen Schulstreit. 
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Um das Jahre 1793 baute die Bauernschaft Schlickelde, wo kein einziger Reformierter wohnte, mit Erlaubnis der Regierung zu Lingen ein Schulhaus, welches über 1.000 Gulden kostete. Unter der Voraussetzung, die Regierung könne nichts dagegen haben, besetzte man die Schule mit einem katholischen Lehrer. Nach einem halben Jahre aber wurde ihm bei Gefängnisstrafe verboten, ferner Schule zu halten, weil es gegen die Konzession sei. Tatsächlich mußte der katholische Lehrer einem reformierten Lehrer Platz machen, der 

„aber nur erträglich zu schreiben verstand und noch obendrein seltsame Einfälle hatte.“ 

Um 1786 wurde unser Ländchen von  den englisch-hannoverschen Truppen besetzt, die vor den Franzosen zurückweichen mußten. Sie verwandelten die katholische Kirche zu Ibbenbüren in ein Lazarett, die Kirche zu Lingen sogar in einen Pferdestall!. Wie sehr die katholische Kirche zu Ibbenbüren  dadurch gelitten hat, zeigt die folgende 

„Schadens-Rechnung von der hiesigen Katholischen Kirche, worin das Englische und Chur-Hannoversche Hospital gewesen ist  und  dadurch die Kirche gänzlich ruiniert worden ist
Schäden 

1. Das hölzerne Kirchengewölbe durch Ofen, Feuer und Rauch gänzlich entfärbt  

       100 Taler  

2. Ein Altar gänzlich verbrannt       80 Taler  4 Groschen

3. Drei Altäre und Kommunions-Tafel beschäd.       58 Taler

4. Predigt Stuhl ganz zerstört                       180 Taler

5. Dier Orgel verdorben, nach Taxation eines Kunstsach-     verständigen                                            400 Taler

6. An Stühlen, Bänken und Flur, verbrochen, verbrannt und verdorben       



 682 Taler

7. An Fenster und Glas                            120 Taler 8 Groschen

8. Fünf gehauene größere Bildsäulen           160 Groschen
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9. Zwei Kirchenschränke                                60 Groschen 

10. kleine Schilderungen, Schellen etc.          29 Groschen

11. Zinnernes und kupfernes Kirchengeräte -   30 Groschen   

                                                           ________________

Zusammen                                     1.899 Taler 12 Groschen 

Ibbenbüren d. 3. April 1795

J. H. Mohrmann, Pastor Catholicorum 

J. H. Determeyer, Kaplan

J. Blankemeyer, Orgelbauer

G. Gering, Stadt Zimmermeister    

Berend Berentzmeier, Zimmermeister.“

Die vorstehende Schadenberechnung wurde der Kriegs- und Domänenkammer in Minden ausgehändigt, welche zur Nachricht gab, dass die geforderte Vergütung bei der Behörde beantragt sei. Die Sache zog sich Jahrelang hin, ohne dass von England auch nur ein Pfennig Ersatz geleistet worden ist. Während der Zeit, als die Katholiken ihre Kirche nicht benutzen konnten, wurde ihnen seitens des Prediger Rump die evangelische Kirche zum Mitgebrauch erlaubt. Es hatte sich nämlich damals, dem Geiste dieser Zeit entsprechend, zwischen den Reformierten und Katholiken, namentlich den Geistlichen beider Konfessionen, ein geradezu freundschaftliches Verhältnis angebahnt, besonders in Brochterbeck und Ibbenbüren.                  Ein charakteristisches Spiegelbild dieser Zustände finden wir in einem „Osterschreiben“ des damaligen reformierten Hilfsgeistlichen und späteren Pastors Goedeking aus Ibbenbüren vom Jahre 1839 oder 1840, woraus wir das Folgende hervorheben wollen:

Osterschreiben des Hilfsgeistlichen Goedeking 

„Es war im Frühling 1795, als ich hierselbst zur Aushilfe im Predigen eintrat, ein Jüngling, erzeugt von Elternteilen von Evangelisch-Lutherischer und Reformierter Religion. 
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Dadurch lernte ich, beide Parteien zu achten und zu ehren und machte die Erfahrung, dass nicht bei einer einzigen christlichen Religionspartei nur Gutes, sondern sich in beiden Religionen mehr oder weniger, „Gutes und auch Mangelhaftes, Vollkommenes und Unvollkommenes findet. Daher war ich bereit, Personen jeglicher Partei zu achten und zu lieben, erst recht, weil unser Glaube aus unparteiischer ernster Prüfung und Erforschung der Wahrheit hervorgehen sollte. Aber meistens hängt er von unseren Geburtsverhältnissen ab. So war es mir ein wahres Vergnügen, daß damals, bei meinem Eintritt in das Amt, Katholiken mit Evangelischen in unserer vangelischen Kirche Gottesdienst hielten. Als die damaligen katholischen Geistlichen, Pastor, Kappelan und Hilfspriester Mohrmann, Determeier, Jostmeier und Bahlmann, und auch manche andere geachtete Personen der katholischen Gemeinde mir freundlich entgegen kamen, war ich nicht derjenige, der voll Scheu, sondern vielmehr mit ganzer Zutraulichkeit der reinen Freundschaft mich anschloß. Bei ihnen erlebte ich viele angenehme Stunden meines Lebens,  dieses will ich gern offen gestehen, und dafür bezeuge ich den noch jetzt lebenden Freunden, wie den schon Verstorbenen herzlichen Dank. Zu der Zeit meines Eintritts war die katholische Gemeinde unseres Landes noch nicht zu den gleichen Freiheiten der Religionsübung wie die Evangelischen gelangt und hatte, ihre Religion wurde nur geduldet. Bei dieser Verschiedenheit war unter den beiden Gemeinden gute Nachbarschaft und guter Umgang. Beim Heiraten von Personen vermischter Konfession, nämlich evangelischer und katholischer Religion, hörte man von keinem Angriff oder Streit, es sei denn, von Verwandten oder der Geistlichen. 
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Es war ein Landesgesetz, dass bei vermischten Ehen die Söhne dem Vater und die Töchter der Mutter angehörten und in der Konfession folgten,  daran hielt man sich immer u.s.w.“                                                                 

Wenn auch ein derartig gutes Verhältnis, wie es in dem vorstehenden Schreiben geschildert wird, sich später nicht erhalten hat und auch nicht erhalten durfte, weil es zur vollständigen Angleichung führen  musste, so hat hier, abgesehen von vereinzelten Zwischenfällen, ein recht duldsamer und durchaus friedlicher Umgang zwischen den beiden Konfessionen bis auf den heutigen Tag fortbestanden. Nur die politischen Wahlen führen regelmäßig zu einer gewissen Aufregung, die aber alsbald wieder verschwindet. Dabei haben die Reformierten ihre alt erworbenen Vorrechte und Besitztümer mit der größten Zähigkeit verteidigt, während andererseits die Katholiken den Kampf um die verlorenen Rechte und Güter ihrer Kirche und um ihre Gleichstellung mit den Protestanten immer fortgesetzt und im Allgemeinen glücklich durchgefochten haben. Als Friedrich Wilhelm III. nach dem Tode seines Vaters am 16. November 1897 die Regierung antrat, verbanden die Katholiken mit der Huldigung des neuen Königs sofort wieder ihre Beschwerden und Bitten, die sich besonders auf die Schulen und die an die Reformierten zu leistenden Abgaben bezogen. Die Regierung in Verbindung mit den Konsistorien versuchte jedes weitere Zugeständnis mit allen Mitteln zu hintertreiben. Da trat der damalige Mindensche Kammerpräsident und spätere Minister von Stein persönlich in Berlin mit allem Eifer dafür ein, dass die der Kammer vorliegende Verfügung, wonach alle Beschwerden und Bitten rundweg abgewiesen werden, geändert wird, 

„da dieselbe bei den Katholiken, welche 17.957 Gläubige zählten gegenüber 200 Lutheranern und 1.667 Reformierten) einen schlechten Eindruck machen würde.“ 
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Nachdem die Sache mit dem Kirchendirektorium in Berlin und der Regierung zu Lingen nochmals umständlich verhandelt worden war, erging am 18. Dezember 1799 eine Königliche Resolution, worin es heißt: 

„Seine Königliche Majestät würde nicht abgeneigt sein, unter diesen Bedingungen folgende Vergünstigungen und Unterstützungen zu gewähren: 

1. Glocken u. dgl., wenn sie noch fehlen, wenn darüber bei der Regierung nachgesucht wird und die Kosten nachgewiesen werden

2. katholische Schulen etc. und Schulbücher, 

wozu ebenfalls die Erlaubnis der Regierung eingeholt werden muss, der Lehrer vom Erzpriester geprüft ist

und von der Regierung angestellt wurde, dieser auch die Oberaufsicht über die katholischen Schulen belegen muss, wogegen dem Erzpriester und Missionar dieselbe Aufsicht, die bei den evangelischen Schulen den Inspektoren und Predigern obliegt, zur Verbindlichkeit gemacht würde. Ferner hätte die katholische Gemeinde die Herbeischaffung der Kosten der Anlegung und Unterhaltung der Schule und des Lehrers, auch die Entschädigung des reformierten Schulmeisters nachzuweisen. 

Was die Unterhaltung der protestantischen Kirchen betrifft, so werden die Kosten aus der Geistlichen Baukasse bestritten, der ein Teil der Steuern zugute kommt, welche die Provinz gleichmäßig aufbringt, diese Kosten fallen also nicht den Katholiken allein zu Last. Die Abgabe des Mess-Korns stammt aus katholischen Zeiten, sie beruht jedoch auf usdrücklichen und feierlichen Anordnungen der vorigen Landesherren und den Bestätigungen ihrer Nachfolger, sowie auf besonderen Rechtssprüchen, weshalb diese Abgabe der Geistlichen Kasse überwiesen worden sei. Hinsichtlich der Öffentlichern Ämter und Würden sei es ein Grundsatz Seiner Majestät, die Geschicklichkeit der Bewerber zu sehen. Es kommt dabei das Religionsverhältnis nur dann in Betracht, wenn ausdrückliche landesherrliche Verordnungen solches erfordern.“
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Wegen der Entschädigung der reformierten Schulmeister wurde kurz darauf nochmals erläutert, dass diese entschädigung nur die damals lebenden Schulmeister betreffe. Diese Konzessionen erwiesen sich größtenteils nur als etwas, auf das die Katholiken nicht ernstlich zugreifen durften. In Thuine z. B. verbot  man 1801 die Erlaubnis für den Turm, die Glocken und die Orgel, wogegen die Regierung nichts hatte.Minister Massow entschied am 19. 1799, 

„dass das Gesuch, da es der Konzession von 1717 entgegenlaufe, nicht bewilligt werden könne.“ 

Unter Berufung auf die Tatsache, dass solche Gesuche in den letzten 20 Jahren meistens genehmigt worden seien, machte die Regierung vor der Veröffentlichung dieses abschlägigen Bescheides Gegenvorstellungen, „da die Verweigerung eine üble Aufregung verursachen würde.“ Der Minister brachte nun die Sache vor den König, der entschied: 


„Weil der Minister das Gesuch einmal abgeschlagen hat und die Gemeinde kein Recht habt, Glocken zu verlangen und wie bisher, Glocken entbehren kann, ist die Angelegenheit erledigt.“ 

Als darauf der Pastor von Thuine wegen eines Einbruchdiebstahls in seinem Hause ein Notglöckchen anbringen ließ, und man anfing, mit denselben auch den Gottesdienst einzuläuten, wurde solches vom dortigen Prediger verboten. In der Bauernschaft Spelle soll ein Glöckchen, das vorzugsweise zu bürgerlichen Zwecken, namentlich als Brandglocke gedient hatte, auch zum Gottesdienste gebraucht werden, was jedoch „bei Strafe des Wegnehmens und Verkaufs“ untersagt wurde. 
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In Freren wurde auf Beschwerde des dortigen Lehrers drei Kloppen (Klosterschwestern), die Privatunterricht erteilten, bei Androhung von Gefängnis jegliches Schulhalten verboten. Ähnlich geschah es an einigen anderen Orten. Es sollte aber den Kloppen freistehen, 

„schulpflichtigen Mädchen außehalb der Schulstunden in weiblichen Arbeiten zu unterrichten und noch nicht schulpflichtige Kinder zu sich kommen zu lassen.“ 

In Mettingen gab eine an einer Normalschule zu Münster vorgebildete Jungfrau  Schulunterricht, mit Erlaubnis des reformierten Lehrers, dem dafür lebenslängliche Entschädigung zugesichert war. Nach einem halben Jahre musste sie ihr Institut in eine „Näh- und Strickschule“ umwandeln, wobei die Kinder im übrigen „zur reformierten Schule gehen müssten u.s.w.“ Inzwischen war auch in der geistlichen Oberleitung der Grafschaft Tecklenburg ein Wechsel eingetreten, als 1798 der Fürstbischof von Ermeland mit der Leitung betraut wurde. Als dieser 1803 starb, bevor er seinem neu gewählten Nachfolger, dem Erzpriester Grauert die notwendigen Vollmachten verliehen hatte, die von der Regierung noch nicht bestätigt waren, wandten sich die Geistlichen unmittelbar an den Papst. Dieser versah den Erzpriester mit den gleichen Vollmachten, wie sie sonst dem Apostolischen Vikar verliehen wurden. So war der Erzpriester von Lingen zugleich der eigentliche Kirchenobere und er besaß fast bischöfliche Rechte, während die Weihen damals meistens vom Weihbischof zu Münster erteilt wurden. 

XIII. Morgenröte 1804-1813    

 Im Jahre 1802 wurde das Bistum Münster nach dem Lüneviller Frieden unter eine weltliche Oberherrschaft gestellt (Säkularisation) und zerstückelt. 
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Einen großen Teil des Bistums mit der Hauptstadt Münster erhielt der König von Preußen, welcher unter dem Widerspruch des Domkapitels am 2. August 1802 das Bistum durch den General Blücher besetzte.Insbesondere wurden damals auch die Klöster aufgehoben und konfisziert. Auch das berühmte Kloster Barlar bei Coesfeld wurde aufgehoben, welches dann in den Besitz des Wild- und Rheingrafen von Salm-Horstmar überging. Das Mobiliar dieses Klosters wurde meistbietend verkauft, wobei zwei Turmglocken, welche aus dem Jahre 1466 und 1693 stammten, von zwei Coesfelder Juden erstanden wurden. Da in Ibbenbüren die größere Glocke damals Zeit gesprungen war, begaben sich Joan Henrich Sligter (Schlichter), Uhrmacher Meyring und Moritz Lünning im Auftrag der Katholischen Gemeinde nach Coesfeld, um eine dieser Glocken zu erwerben. Zuerst kauften sie die kleinere, welche 815 Pfund wog, später auch die größere mit einem Gewicht von 1.511 Pfund. Beide Glocken kosteten per Pfund 6 ½ Gute Groschen, insgesamt mit Zubehöre nahezu 662 Taler. Dabei wurde die geborstene Glocke, mit einem Gewicht von 539 Pfund, zurückgegeben und zu 105 Taler angerechnet, so dass noch rund 557 Taler in bar zu zahlen waren. Die kleinere Glocke wurde Anfang Juli 1804 von Colon Schaphaus herübergeholt., die große Glocke Ende August 1804 von Colon Wehmeier. Beide Glocken zeichneten sich aus durch ihren hellen Klang aus und haben  bis zur Anschaffung der gegenwärtigen Glocken (1882) treu ihre Dienste getan. Als Münster in den Besitz Preußens übergegangen war, musste die Regierung von Lingen die Leitung der Kirchen- und Schulangelegenheiten an die Kriegs- und Domänenkammer zu Münster abtreten. Nicht nur die katholischen, auch die protestantischen Beamten dieser Kammer waren fortwährend darauf bedacht, die Lingenschen Mißverhältnisse nach Möglichkeit zu beseitigen.
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Unter den Protestanten, welche damals mit großer Entschiedenheit für die Forderungen der Katholiken eintraten, verdienen besonders der überaus duldsame und gerechte westfälische Kammerpräsident (Oberpräsident) von Vincke, der gleich tolerante und unparteiische Konsistorialrat Möller zu Münster und der Kammer-Fiskal Petri zu Lingen genannt zu werden Die große Bitte, welche die katholischen Geistlichen der Grafschaft Lingen an die Münstersche Kammer richteten war, ihnen baldmöglichst einen Bischof zu geben. 

Der katholische Rat Schmedding, Referent in Kirchen- und Schulsachen, schlug indessen vor, beim Münsterschen Generalvikariat anzufragen, ob es die Geistliche Gerichtsbarkeit über Tecklenburg-Lingen übernehmen könne. Dieser Vorschlag hatte aber keinen Erfolg. Auf einen Bericht der Kammer kam von Berlin der Bescheid, dass dem Bischof von Paderborn und Hildesheim am 26. Februar 1804 die geistliche Gewalt über Lingen erteilt worden sei. Dieser übertrug am 11. Februar 1805 die Vollmacht an den Erzpriester Grauert und machte ihn dadurch gewissermaßen zu seinem Generalvikar in Lingen. Zur Regelung der Verhältnisse zwischen den Katholiken und Protestanten wurde von der Kammer eine Kommission gewählt, die am 23. September 1806 folgende Vorschläger machte:

1. Vereinigung der kleinen, reformierten Gemeinden bei eintretenden Vacanzen auf die Hälfte

2. Aufhebung der Stolgebühren (Gebühren für die Amtshandlungen der Geistlichen) der Katholiken an die Reformierten

     Prediger, Schulmeister und Küster

3. Aufhebung des Gocken-Beläutigungszwangs
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4. Übertragung der kirchlichen Gebäude an die 

   Katholiken an solchen Orten, wo die reformierten Pfarren 

   aufgegeben werden. 

5. Gestattung eigener Schulen für die Katholiken

6. Verbesserung der bleibenden reformierten Prediger durch die 

    eingezogenen Stellen.

Ehe diese  Vorschläge zur Erledigung kamen, war der Krieg mit Frankreich ausgebrochen, der gleich am Anfang eine für Preußen sehr unglückliche Wendung nahm. Nach der Schlacht bei Jena am14. Oktober 1806 nahm D. Loison als General-Gouverneur die Gebiete von Münster, Osnabrück, Mark, Tecklenburg und Lingen für Frankreich in Besitz. Er erklärte, dass diese Länder niemals wieder unter preußische Oberherrschaft geraten sollten.Die Geschäftsleitung blieb bei der Münsterschen Kammer, die den Namen „Administratives Kollegium“ erhielt, später ging die Leitung an die Präfektur Münster über. Infolge des Tilsiter Friedensschlusses vom 9. Juli 1807 wurde die Grafschaft Lingen von Preußen förmlich an Napoleon abgetreten und mit dem Großherzogturm Berg verbunden. Im Jahre 1810 war Lingen wieder von Berg getrennt und unmittelbar mit dem französischen Kaiserreiche vereinigt. Nachher auch das Fürstentum Osnabrück, das bisher zum Königreich Westphalen unter Jerome Napoleon gehörte, zu Frankreich geschlagen war, wurde Lingen als eigener Bezirk der Präfektur Osnabrück zugeteilt. Mit der französischen Herrschaft schien die bürgerliche und religiöse Freiheit gesichert zu sein, weshalb die Lingensche Katholiken den Wechsel teilweise mit Freuden begrüßten. 
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Dass die Katholiken trotzdem dem Könige von Preußen in Treue ergeben blieben, dafür zeugt u. a. die große Opferwilligkeit, welche sie zur Zeit der Freiheitskriege an den Tag legten. Nach Unterlagen des alten Stadtarchivs kämpften z. B. 1813/14 in Ibbenbüren neben 85 durch das Los ermittelten Soldaten weitere 51 freiwillige Wehrmänner, von denen merkwürdigerweise kein einziger gefallen ist. Dass solches auch den katholischen Geistlichen zu verdanken war, beweist folgende Veröffentlichung des Münsterschen Befehlshabers:

„Mit Vergnügen erteile ich auch der katholischen Geistlichkeit im Lingenschen öffentliches Zeugnis, 

dass diese bei der letzten Aushebung der Soldaten

durch lobenswerte Einwirkung auf ihre Pfarrgenossen 

gerechte Ansprüche auf Dank durch die Regierung erworben hat. Diesen Dank zu weiterzugeben, wird mir  willkommen sein.“ (Münstersches Intelligenz-Blatt Nr. 58)

Im Jahre 1806 war der Gemeinde Messingen ihre Kapelle zur Haltung des katholischen Gottesdienstes freigegeben worden, sie wurde Ende dieses Jahres zu einer Pfarrkirche erhoben. Im selben Jahre war auch der Gottesdienst in der Kapelle zu Wettrup wieder gestattet worden, dieselbe erhielt 1807 einen eigenen Kaplan. Ferner wurde 1807 bei Erledigung der reformierten Pfarrstelle in Backum die Vereinigung dieser Stelle mit Bramsche eingeleitet und später durchgeführt. Gleiches geschah 1811 mit den Pfarren von Plantlünne, Schapen und Beesten. Auch wurden um diese Zeit verschiedene katholische Kirchspiel-Schulen gegründet und mit katholischen Lehrern besetzt. 

146
Endlich ist noch zu bemerken, dass seit 1804 die Konfirmations-Gebühren für das Potsdamer Waisenhaus nicht mehr eingefordert wurden. 1808 sollten diese Gebühren nach Vorschlag des „Administrativen  Kollegiums“ für katholische Zwecken verwendet werden. Dieses wurde scheinbar nicht verwirklicht, so dass jede Gebührenzahlung ab 1804 unterblieben ist. Abgesehen von der Freigabe der Stolgebühren, worüber noch die Rede sein wird, ist hiermit im Wesentlichen alles aufgezählt, was in kirchlicher Hinsicht der französischen Zeit zu verdanken ist. Wahrscheinlich hätten die Katholiken in der gleichen Zeit noch größere Erfolge errungen, wenn die französische Herrschaft nicht dazwischen getreten wäre. Im Jahre 1809 machten die Kirchenvorsteher zu Brochterbeck bei dem Präfekten in Münster Anzeige, dass ihre Kirche einzustürzen drohe und sie außer Stande wären, eine neue Kirche zu bauen. Zugleich baten sie um Überweisung der protestantischen Kirche, „welche die Kirchspielkirche wäre“. Dabei bemerkten sie, dass die Reformierten auch nach  Tecklenburg zur Kirche gehen könnten. Nachdem der Bauführer Müser in Ibbenbüren auf Anordnung des Unterpräfekten zu Lingen den Bau näher geprüft und als tatsächlich baufällig bezeichnet hatte, wurde den dortigen Katholiken die protestantische Kirche zum Mitgebrauch eingeräumt und darin am 26. November 1809 ohne besondere Feier „in der Stille“ der katholische Gottesdienst eröffnet. Auf den vom reformierten Prediger Goedefing angebotenen „brüderlichen Gebrauch des Abendmahltisches“ wie auch  auf die Errichtung eines zweiten Altars zum „wöchentlichen“ Gottesdienste wurde verzichtet.Zum 1. Januar 1810 wurden die Standesämter und Standesregister eingeführt. Bis dahin musste jeder katholische Geburts-, Trau- und Sterbefall beim protestantischen Prediger angemeldet werden. 
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Es durfte keine Taufe, Trauung und Seelenmesse am Begräbnistage stattfinden, bevor vom Prediger die Bescheinigung vorlag, dass die Eintragung geschehen war und die Gebühr entrichtet sei. Da aber bei der Einführung der bürgerlichen Standesämter dieser Eintragungszwang seitens  der protestantischen Prediger wegfiel,  fing man an den Predigern die Stolgebühren (Gebühren für die Amtshandlungen der Geistlichen) zu verweigern. Die Prediger beschwerten sich darüber beim Minister des Innern. 

„Allerdings sei die Führung der Kirchenbücher und die damit verbundenen Gebühren eine den Katholiken auferlegte Last, die sich mit dem toleranten Zeitgeist nicht mehr vertrage, weshalb sie alle gewünscht hätten, dass diese Gebühren abgeschafft wurden. Es müsste ihnen aber dafür eine Entschädigung gegeben werden.“ 

Die Antwort des Ministers am 9. Mai 1810 war folgenden Inhalts: 

„Solche Abgaben gehörten zu den gehässigsten. Sie sind mit der allgemeinen Religionsfreiheit wie mit dem milden Zeitgeiste unvereinbar. Man sollte von den reformierten Predigern erwarten, dass sie stillschweigend auf diese, ohnehin geringfügige Einnahme, wie es löblicherweise in andern Gegenden schon geschehen sei, verzichten. Wen auch ökonomische Gründe sie vom Verzicht abhalten, so sei die Verweigerung durch die Katholiken doch so geartet, dass Zwangsmittel nicht anwendbar seien. Der Staat überlasse die Religion dem Gewissen einen Jeden und betrachte die Stolgebühren (Gebühren für die Amtshandlungen der Geistlichen) als eine freiwillig dargebrachte Gabe. Diese Gebühren könnten auch nicht als Kosten für die Führung der Kirchenbücher gerechnet werden, da diese den  Predigern weggenommen wurden.Dem Gesuch der Prediger, die Katholiken zur Entrichtung der Stolgebühren zu zwingen, könne nicht entsprochen werden. Es kann auch keine Entschädigung angewiesen werden, da die Prediger den Ausfall der Gebühren aufgrund einer allgemeine Gesetzgebung erlitten haben, die in ihren Auswirkungen alle Untertanen treffe.“ 
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Am 10. September 1811, erging eine weitere Verfügung des Präfekten zu Osnabrück, 

„dass mit der Einführung der französischen Verfassung am 20. März 1811 jeder Unterschied zwischen den verschiedenen Religionsparteien und somit das Bezahlen jeglicher Abgaben aufhören müsse, wie es bisher von einer Konfession an die Geistlichen oder Kirchen einer andern Konfession geschah. 

Die hier und da von den Katholiken an die Protestanten und umgekehrt noch entrichteten Stolgebühren sind Abgaben, 

die mit der französischen Verfassung unverträglich sind. 

Sie müssen auf der Stelle aufhören und jede Kirche muss für ihren eigenen Dienst sorgen. “ 

Wenn auch durch die Aufhebung dieser Stolgebühren eine schreiende Ungerechtigkeit beseitigt wurde, müssen wir es doch gleichzeitig als durchaus ungerecht bezeichnen, dass die französische Regierung den damals im Amt befindlichen Predigern keine andere Entschädigung zuerkannte. Nur durfte dieselbe Entschädigung natürlich nicht von den Katholiken geholt werden. Sie waren eher selbst berechtigt, ihrerseits eine Entschädigung für die Vergangenheit zu verlangen. Nach Artikel 59 und 60 eines kaiserlichen Dekrets vom 3. November 1809 konnte die Kornpacht an die reformierte geistliche Güterklasse in Lingen mit Geld abgelöst werden. Leider ist diese Ablösung damals nur von wenigen Katholiken bezahlt worden. Man wird gehofft haben, später unentgeltlich davon frei zu kommen. Schon wiederholt hatten die Katholiken auch das 
Messkorn, das Opfergeld, die Küstergaben und die weiteren Pflichtabgaben verweigert. 
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Sie waren aber durch Gerichtsvollzieher und Pfändungen zur Entrichtung dieser Abgaben gezwungen worden, dadurch entstanden hier und da ärgerliche Widersetzlichkeiten. Als die Stolgebühren aufgehört hatten, versuchte man von neuem, auch von den Pflicht-Abgaben befreit zu werden. Deshalb wandten sich die Katholiken von Brochterbeck in einer Eingabe vom 27. Dezember 1810 an den Präfekten zu Münster. Sie wurden aber durch ein Schreiben des Unterpräfekten Mauve zu Lingen an den Bürgermeister (Maire) zu Ibbenbüren am 10. Januar 1811 angewiesen, mit der Zahlung der Pflicht-Abgaben  wie bisher, bei Vermeidung gerichtlicher Zwangsmittel fortzufahren. Die Geistliche Güter-Kasse ist bereits autorisiert, Zwang anwendbar zu machen. Die Eingesessenen zu Brochterbeck, mit denen sich auch viele Zahlungspflichtige aus den benachbarten Kirchspielen verbanden, verweigerten trotzdem die gedachten Gefälle und erstrebten ein gerichtliches Rechtsverfahren. Dagegen verlangte der Unterpräfekt vom Kommandanten der Gendarmerie zu Lingen vier Mann zur Unterstützung zwecks  Beitreibung dieser Abgaben mit Zwang. Die Zwangs-Eintreibung kostete der Gemeinde Ibbenbüren ohne Logis, Speise und Trank für jeden Mann täglich 4 Taler 12 Rgr. Im ganzen kostete die Aktion vom 8. Februar bis 4. Mai 587 Francs. Die Katholiken wiederholten dagegen fortwährend ihre Beschwerden und Bitten, wobei ihnen der Amtmann Rump auf ihren Wunsch ausdrücklich bescheinigte: 

„dass sie seit seinem Dienstantritt 1757 nicht ungehorsam und widerspenstig gewesen waren und sich auch der Pfändung nicht widersetzt hätten.“ 

Alle Gegenvorstellungen waren vergebens, auch die Berufung auf das  Dekret vom 10. September 1811. Danach sollte jede Abgabe an andere Konfessionen aufhören. Die Sache, welche die Katholiken beharrlich durchsetzen wollten, wurde der gerichtlichen Entscheidung unterbreitet.
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Die Behörde hielt daran fest, dass die Katholiken von diesen Abgaben als eine dingliche Last nicht befreit werden könnten. Es sei aber beabsichtigt, die Einkünfte derselben später auch zum gemeinschaftlichen Gottesdienste und zum Unterhalte der katholischen Geistlichen zu verwenden. Kurz vor Ablauf der französischen Zeit hatten die Lingenschen Katholiken noch das Glück, einen Kirchenobern in der Nähe zu erhalten. Weil es nach französischen Gesetze einem auswärtigen Bischof nicht gestattet war, über französische Untertanen bischöfliche Rechte auszuüben, übertrug der Fürstbischof von Paderborn und Hildesheim auf Verlangen des Justizministers diese Rechte am 11. April  1812 an den Weihbischof Von Gruben zu Osnabrück. Dieser bestätigte dem Erzpriester die bisherigen Vollmachten bis auf weiteres. Auch die Weihen wurden nun in Osnabrück erteilt. Zum Schlusse dieses Abschnittes bleibt noch einiges über die veränderte Armenpflege in Ibbenbüren nachzutragen. Im Jahre 1808 wurde nämlich von dem reformierten Amtsrat Rump und dem katholischen Kaplan Baalmann nach dem Vorbild von Greven eine „Allgemeine Armen-Versorgungsanstalt“ eingerichtet. Dabei bleiben die Protestanten im Alleinbesitze der Diakonie-Kasse und der Cloppenburgschen Armenstiftung. Sie mussten von der Kasse der Stiftung laut Testament vom 8. Oktober 1893 jährlich 20 Gulden an die katholischen Armen, zu Händen des katholischen Pastors abgeben. 1809 betrugen die Ausgaben der gemeinschaftlichen Kasse 1.701 Gulden 19 Stüber 5 Deut, wozu noch 194 Berliner Scheffel Roggen, 34 Scheffel Buchweizen und 42 Scheffel Kartoffeln hinzukamen. 
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Die Gemeinschaftliche Armenkasse hat bis 1828 bestanden. In dem Jahre wurde die Armenpflege nach Konzessionen getrennt.  Dabei erhielten von den vorhandenen Mitteln die Katholiken vier Fünftel, die Protestanten ein Fünftel und die Protestanten ein Fünftel, wobei das Armenhaus gemeinschaftlich betrieben wurde. Die oben genannte Kapitalien, welche nur den Protestanten zur Verfügung standen, weisen 1823 einen Ertrag von 279 Taler 11 Groschen 2 Pfennig auf. 

Anmerkung: 

Bei Tode des Pastors Determeyer im Jahr 1807 ist das katholische Pfarrarchiv beraubt worden, wodurch wahrscheinlich manche interessante Schriftlücke verloren gegangen sind. 
 XIV. Weiterentwicklung des Kirchenwesens bis 1850
Nach dem glorreichen Siege bei Leipzig (18. Oktober 1813) fiel Lingen wieder an Preußen zurück. Die kirchlichen Freiheiten, welche unter der französischen Herrschaft eingetreten waren, blieben dabei unbeschränkt erhalten. Namentlich wurde unter dem 19. Dezember 1814 verfügt, dass am 9. September 1814 mit dem Eintritte des allgemeinen (preußischen) Landrechtes 

„die Kirchenbücher von den Pfarrern einer jeden Konzession geführt werden sollen ... und die Stolgebühren diesen gehören.“ 

Damit hörten auch die Standesämter wieder auf und es wurden die Register (wenigstens in Ibbenbüren) an den katholischen Pastor abgegeben. An ihre Stelle traten die Kirchenbücher, welche nunmehr auch gesetzliche Beweiskraft erlangten. Eine rückläufige Bewegung trat nur in der Schulfrage ein, z. B. in Beesten und Brochterbeck, sie ging aber bald wieder vorüber. 
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Am 18. Oktober 1815 fand in allen Kirchen eine neue Huldigungsfeier für den König statt. Die Predigt, welche Pastor Haakmann in Ibbenbüren     bei dieser Gelegenheit hielt, begann mit folgenden Worten: 

„Der heutige Tag ist unter allen Tagen, die wir erlebt haben, ein sehr wichtiger, bedeutender Tag, unter allen Tagen, die wir noch erleben werden, einzig in seiner Art. Wir beginnen heute einen neuen Zeitraum unter der Regierung unsers allergnädigsten Königs Friedrich Wilhelm III, welchem zum zweiten Male zu huldigen wir uns hier vor dem Herrn versammelt haben.“ u.s.w. 

In dem gleichen Jahre 1815 trat Preußen die Niedergrafschaft Lingen an den König von Hannover ab. Die Wege der beiden Grafschaften liefen darum nunmehr auseinander und es ist auch die Lösung der Kirchen- und Schulfrage in verschiedener Weise erfolgt. Während z. B. die Katholiken der Niedergrafschaft, wo die Verhältnisse wegen der außerordentlich geringen Zahl der Protestanten günstiger lagen, zum großen Teil ihrer Kirchen, Pastorate, Schulen und Einkünfte zurückerhalten haben, 

ist in der Obergrafschaft all dieses im Besitz der Reformierten geblieben.  Die weitere Erörterung der kirchlichen Neuorganisation in der Niedergrafschaft liegt außerhalb der Grenzen, welche wir für  unsere Kirchengeschichte gesetzt haben. 

Darum wollen wir hier noch erwähnen, dass die Akademie zu Lingen nach 

124jährigem kläglichem Bestand mit einer Durchschnittszahl von 32 Schülern 1819/20 samt der Lateinschule und dem Seminar (Proselytenhaus)   aufgehoben wurde. An deren Stelle wurde ein paritätisches Gymnasium gegründet, welches sich allmählich zu größerer Blüte entfaltete. 1866 ist die Niedergrafschaft als ein Teil von Hannover, wieder mit Preußen vereinigt worden. 
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Auch in kirchlicher Beziehung wurde einige Jahre später Oberlingen 

von Niederlingen getrennt. Man verfolgte nämlich in damaliger Zeit den Grundsatz, die kirchliche Verwaltung möglichst mit der staatlichen in Übereinstimmung zu bringen. Darum wurden die Bistümer nach den einzelnen Landesteilen abgrenzt, die Obergrafschaft Lingen wurde durch die päpstliche Circumsriptionsbulle über die neuen Grenzen der Diözesen vom 16. Juli 1821 

„de salute animarum“ (lat.: Über das Heil der Seelen)

von der Diözese Osnabrück abgeschnitten und dem Bistum Münster einverleibt. Das Bistum nahm am 29. März 1822 die Obergrafschaft Lingen in Besitz. In der genannten Bulle wird auch Halverde zu den Pfarreien der Obergrafschaft gezählt, obschon diese Filiale (Tochterkirche) erst 1823/24 von Recke getrennt wurde und ihren bisherigen Kaplan Busch zum ersten Pfarrer erhielt. Er wurde 1825 nach Riesenbeck versetzt.

Im Jahre 1816 begannen nach 144jähriger Unterbrechung überall wieder mit Erlaubnis der Obrigkeit die Prozessionen. Die erste Prozession wurde Fronleichnam 1816 in Lengerich gehalten, weshalb von allen Orten der Umgegend Wallfahrer erschienen, so dass die Zahl der Teilnehmer auf 10.000 geschätzt werden konnte. Trotzdem verlief sie ohne jede Störung und es sollen dabei viele Tränen der Rührung und Erbauung vergossen worden sein. In Ibbenbüren fand die erste Prozession am 29. September 1816 statt. In dem Schreiben des Geheimrats Mauve an den katholischen Pfarrer zu Ibbenbüren heißt es:

“ Die Regierung hat am 17. September entschieden, dass am 29.9.1816 eine zweistündige Prozession gehalten werden kann ….Sie wollen dieses bitte ihrer Gemeinde bekannt machen und sie zu dieser Prozession einladen.“ 
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Im Juli 1817 baten die Kirchenräte zu Ibbenbüren um die Erlaubnis, die Hauptprozession auf den ersten Sonntag nach Jakobi zu verlegen und am Karfreitage einen andächtigen Wallfahrtsgang auf den Bockrader Berg zu machen und dort ein steinernes Kreuz errichten zu dürfen. Ersteres wurde ohne weiteres genehmigt, die Errichtung des Kreuzes wurde trotz Wiederholung des Gesuches abgeschlagen.

Weiterhin  wurde 1830 vom Bischöflichen Generalvikariate verordnet, dass die Hauptprozession an allen Orten, an welchen nur eine katholische Pfarre besteht, am Fronleichnamstage stattfinden muss, wie es auch in Ibbenbüren seitdem geschehen ist. 

Auf die Prozessionen folgten bald die Kirchlichen Begräbnisse, so z. B.                        in Lengerich 1816, in Plantlünne 1817, in Brochterbeck 1826, in Mettingen 1827, in Recke und Halverde 1828. Dagegen zog sich die Begräbnisfrage in Ibbenbüren außerordentlich in die Länge. Dort mussten die                                   Laien-Begräbnisse (Begräbnisse ohne Begleitung eines Geistlichen)                         bis 1838 beibehalten werden. Vielleicht wurde dabei beabsichtigt, die Katholiken zum Erwerb eines eigenen Begräbnisplatzes zu veranlassen. Der damalige Gottesacker bei der evangelischen Kirche war nämlich schon in der französischen Zeit viel zu klein. Deshalb (?) wurde am 23. September 1809 mit Genehmigung der Geistlichen beider Konzession folgende amtliche Verordnung erlassen:

1. Alle Privat-Begräbnisse (Erbbegräbnisse) in der Kirche und 

    auf dem Kirchhofe sind aufgehoben und bleiben aufgehoben.

2. Die Leichensteine müssen binnen 14 Tagen von den Eigentümern 

    weggeräumt werden. Nach dem 15. Oktober sind die nicht 

    weggeräumten Grabsteine an die Gemeinde verfallen.

3. Vom 1. Oktober an werden alle Leichen, ohne Unterschied des

Standes und der Würden, des Geschlechtes oder Alters,

der Reihe  nach begraben, anfgefangen an der Mauer der Kirche

4. Zum Vorteil der Armen bleibt es aber erlaubt, die Grabstätte

sechs Wochen lang nur mit einem schwarzen Tuche über einem Gerüst zu bedecken. „
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Die Ausführung dieser Verordnung erregte 1822 bei der Regierung zu Münster argen Anstoß, weshalb die Regierung am 5. November d. J. an den Landrat von Bodelschwingh folgende Verfügung ergehen ließ:

„In Ibbenbüren ist der Begräbnisplatz an der evangelischen Kirche. Die französische Regierung hatte ihn zu planieren und einen anderweitigen Platz außerhalb der Stadt anzulegen befohlen.                      Nach ihrer Vertreibung (?) ist das Planieren geschehen und die Neuanlage unterlassen. Die Verstorbenen beider Konfessionen werden auf dem bisherigen Platze begraben, alsdann aber wird sogleich wieder planiert, so dass niemand hier                                                   einen Begräbnisplatz vermutet. Alles geht darüber hinweg,  keiner kennt die Stätte seiner Verstorbenen, kein Denkmal der Liebe und Achtung darf aufgestellt werden. Über den Gräbern wird Jahrmarkt und Viehmarkt gehalten! Bei dem viel zu engen Raum werden mitunter halbverweste Leichen ausgegraben, die Särge werden zerhauen, um Platz zu gewinnen. Dieses wahrhaft barbarische Verfahren, das alles Menschengefühl empört, geht schon lange ungehindert seinen Gang, und man scheint dabei keinen Anstoß zu empfinden. Wir fordern Sie auf, diesem empörenden Verfahren ein Ende zu machen und deshalb die erforderlichen Maßregeln mit der Gemeinde zu verabreden und mir vom Ergebnis zu berichten.“

Anläßlich dieses Erlasses wird u. a. auch die Zahl der Sterbefälle angegeben. Diese betrug bei den Katholiken in den 10 Jahren von 1815 bis 1824 im Durchschnitt 118 Personen, während in den 10 Jahren von 1890/1899 bei nahezu verdoppelter Seelenzahl (einschließlich Laggenbeck) durchschnittlich nur 128 Personen gestorben sind. Danach haben sich die hiesigen Gesundheitsverhältnisse infolge des gewachsenen Wohlstandes außerordentlich gebessert.
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Trotz der scharfen Verfügung der Königlichen Regierung blieb bis 1838 alles beim alten. Nur beim Tode des katholischen Pfarrers Haakmann wurde eine Ausnahme gestattet. Er war seit 1674 der erste, der hier (auf dem Kirchplatz) am 28. Juni 1837 wieder nach katholischem Ritus beerdigt wurde. Das folgende kirchliche Begräbnis durfte erst nach Eröffnung und Einsegnung des neuen Kommunal-Kirchhofes (Alter Friedhof) durch den katholischen und evangelischen Pastor am 15. Mai 1838 stattfinden. Es betraf das Kind Karl Phillip Bahle, welches an dem gleichen Tage beerdigt wurde. Seit 1716 war in der Grafschaft Lingen die heilige Firmung nicht mehr erteilt worden. Als der Weihbischof                           Von Gruben zu Osnabrück (dem damals auch die Obergrafschaft noch unterworfen war), ankündigen ließ, dass er im Jahre 1817 das Sakrament der Firmung spenden werde, bemächtigte sich der Katholiken eine innige Freude. Es wurden für den Empfang des Bischofs überall größere Feierlichkeiten geplant und vorbereitet. In Ibbenbüren traf der Bischof am 21. Juli 1817 ein. Der Aufenthalt hier währte 3 Tage. Am ersten Tage wurden 758 Ibbenbürener und 206 Brochterbecker gefirmt, am zweiten Tag 633 Firmlingen aus Recke, am dritten 472 aus Mettingen. Dazu kamen noch 127 Personen aus Riesenbeck, Bevergern und Hopsten. Die verhältnismäßig geringe Zahl der Firmlinge besonders in Ibbenbüren erklärt sich dadurch dass manche Firmlinge in den vorhergehenden Jahren im Münsterlande, besonders 1809 zu Riesenbeck bei Gelegenheit der Kirchweihe, gefirmt waren. 

Aus den Jahren 1815/17 wollen wir noch nachtragen, dass damals wegen der schlechten Ernten eine große Not herrschte, weshalb der König eine bedeutende Menge Roggen auf seine eigenen Kosten aus dem Osten beschaffte und in hiesiger Gegend verteilen ließ. 
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Ibbenbüren erhielt 196 Berliner Scheffel Roggen.Die Zahl der Bewohner von Ibbenbüren belief sich 1815 auf 5.409.                          Davon wohnten 1.410 Bürger in der Stadt in 186 Häusern.                       3.999 Bürger wohnten im Kirchspiel in 371 Häusern.

Im Jahre 1818 beabsichtigte man von „Allerhöchsten Orts“ die Verbesserung der zu gering entlohnten Seelsorgerstellen der Obergrafschaft Lingen. Es wurden deshalb von der Münsterschen Regierung durch den Weihbischof von Osnabrück genaue Berichte über das Einkommen der dortigen Pastöre, Kapläne  und Vikare eingefordert und von den Pfarren nach Münster übersandt. Danach betrug in Ibbenbüren das Gehalt des Pfarrers 126 Taler, wobei bemerkt wurde, dass jedes feste Einkommen fehlt. Alle Geistlichen müssen ihren Unterhalt von Haus zu Haus „durch den sogenannte Rundgang“ kollektieren. Aus der geplanten Verbesserung des Einkommens ist aber damals nichts geworden. Danach erging am 7. April 1821 an den Pfarrer Haakman zu Ibbenbüren folgendes landrätliche Reskript: 

„Das hohe Ministerium der Geistlichen Angelegenheiten beabsichtigt, bei seiner Majestät daum zu bitten, die bisher von den katholischen Eingesessenen an die evangelische Geistlichkeit oder deren Kasse errichteten Abgaben künftig gegen volle Entschädigung der jetzigen Berechtigten, an die katholische Geistlichkeit überwiesen werden. Diese Abgaben sind das Messkorn, die Opfergelder, die Neujahrsstüber, die Kirchmess-Hühner und die Beiproben (Praven), wie Mettwürste, Brote u. dgl. 
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Indem ich Erw. Hochehrwürden von dieser humanen, zeitgemäßen Absicht in Kenntnis setze, fordere ich Sie zum gutachtlichen Bericht darüber auf, in welcher Weise die genannten Abgaben am besten zu überweisen sind, an die Herren Pfarrer unmittelbar oderan die katholischen Kirchenvorstände zur Verwendung für die Kirchen- und Kulturbedürfnisse?“ 

Es blieb aber wieder bloss bei der „Absicht“, gewährt wurde nichts.                         1828 erneuerten darum die katholischen Eingesessenen von Oberlingen beim Könige ihre „Religions-Beschwerden“ und wurden damals und in den folgenden Jahren vom Landtag in Münster kräftig unterstützt, wobei der Landtag sich 1835 auf das Beispiel der Niedergrafschaft berief.

Dort wurden die fraglichen  Abgaben schon im Jahre 1822 an die katholischen Geistlichen überwiesen. Es erfolgte darauf in der „Landtags-Verabschiedung“ folgender königlicher Bescheid: 

„Wir können aus dem bereits eröffneten Grund uns nicht veranlasst finden, den getreuen Ständen, zur Unterstützung des katholischen Kirchen- und Schulwesens in der Obergrafschaft Lingen einen Zuschuss aus Staatskassen zu bewilligen. Auch dem Antrage, die von den katholischen Einwohnern dieses Landesteiles an die evangelische Güterkasse bisher entrichteten Abgaben (Messkorn, Opfergeld, Neujahrsstüben und Beigaben)                                         nun zur Unterhaltung der dortigen katholischen kirchlichen Anstalten und Schulanstalten zu überweisen, ist nicht zu entsprechen, da dies nicht ohne Verletzung anderer begründeter Rechte geschehen könnte.“ 

1839 wurde bei der Münsterschen Landtagsverabschiedung mitgeteilt,                  dass der König die genannten Gesuche den Ministern der Geistlichen Angelegenheiten und der Finanzen zur näheren Prüfung überwiesen habe. Endlich erfolgte am 9. Mai 1840 ein Kabinettsbeschluss, wonach der katholische Geistlichkeit Oberlingens ab 1841 eine Gehaltserhöhung und jährlich 1.000 Taler im Ganzen zugebilligt wurde. 
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Es erhalten die Pastöre von 

Brochterbek 200 Taler  

Halverde 170, 

Ibbenbüren, Mettingen und Recke je 160 Taler, 

die Kapläne von

Ibbenbüren 35, 

Brochterbeck, Metingen und Recke je 30; 

der  Vikar zu Ibbenbüren erhält 25 Taler. 

Zu dieser Gehaltsaufbesserung seitens des Staates kam 1846 noch eine weitere hinzu.

Der am 1. Oktober 1841 verstorbene Pfarrer Bonnike zu Hopsten bestimmte einen großen Teil seines bedeutenden Privatvermögens für die Hilfsgeistlichen des Dekanates Tecklenburg und zur Gründung einer Kreisvikarie.   

                                                                                                     Außerdem hatte das Pastorat zu Ibbenbüren von dem am 25. Juni 1837 gestorbenen Pfarrer Haakmann neben verschiedenen Ländereien ein größerer Kapital geerbt, dessen Zinsen den Armen gezahlt werden müssen.

Für die Geistlichen war diese Lösung, sofern nur die Abgaben in Betracht gezogen werden, außerordentlich günstig. Es wäre aber im Interesse der Gerechtigkeit weit besser gewesen, wenn man das katholische Volk von allen diesen Abgaben befreit und die Protestanten dafür entschädigt hätte. Das wäre mit einem Drittel der oben genannten Summe zu erreichen gewesen. Dann wäre der erwünschte Friede eingetreten, während jetzt der Kampf nicht einmal gemildert wurde. In Mettingen führte der Streit um die Abgaben zu ersten Widersetzlichkeiten, welche Pfändungen nebst Geld- und Gefängnisstrafen im Gefolge hatten. Bei der Bewilligung des Staatszuschusses war eine Bedingung beigefügt. Wenn die von den katholischen Einwohnern an die evangelischen Güterkasse zu entrichteten Abgaben, der katholischen Kirchenkasse zugewiesen würden, sollte sich der Zuschuss  um den Betrag dieser Gefälle vermindern.
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Gemäß amtlicher Berechnung betrugen die Einnahmen aus diesen Abgaben nach dem Durchschnitt von 1834/43 (unter Abzug von 27 Taler 7 Groschen 9 Pfennig Unkosten) 

Messkorn 

in                                Taler   Groschen    Pfennig

Ibbenbüren                  42           8                10

Mettingen                   15          26                  9

Recke                         11            5                  9

Halverde                      2             1                 3

Brochterbeck              11           17                2

                                   ___________________

zusammen                 82           29                 9

Opfergeld

in                               Taler   Groschen    Pfennig

Ibbenbüren                102        29                 2

Mettingen                   48         19                 6

Recke                          47         21                6

Halverde                     15         23                 4

Brochterbeck              18           3                  6

                                    ___________________

zusammen                233        7                     0

Gesamtsumme 316 Taler 6 Groschen 9 Pfennige 

Dazu kam noch Praven (Beiproben), der Küsterlohn, Öl u.s.w.

Im Jahre 1845 waren die Vorarbeiten und Verhandlungen wegen der geplanten Überweisung soweit gediehen, dass nur noch die Zustimmung der katholischen Geistlichen fehlte. 

Die Geistlichen, welche bald selbst die betreffenden Gefälle einholen und deren Entrichtung im Weigerungsfalle erzwingen sollten, erklärten sich einstimmig gegen eine solche Regelung. 

„Einerseits würde diese Abgabe vom Volke für eine ungerechte Belastung gehalten, weshalb die Geistlichen sich durch die Einforderung der Gefälle verhasst machen würden.                        Andererseits aber sei der Staatszuschuss von 1.000 Talern nur eine kleine Abschlagszahlung für all die Verluste, welche sie an Stiftungsgeldern, Häusern, Äckern u.s.w. erlitten hätten.“ 

Bei diesem Widerstande ließ sich man die Sache fallen, zumal kurz nachher die von Frankreich ausgehende Revolution eintrat. Dadurch wurden die hiesigen Katholiken noch aufgeregter. Darum fühlte sich der äußerst friedliebende Landrat Von Diepenbroich-Grüter veranlasst, am 26. März 1848 vor (oder in) der katholischen Kirche zu Ibbenbüren folgende Erklärung vom verlesen zu lassen: 

„Ich mache hierdurch den Eingesessenen bekannt, dass ich mit allen mir zu Gebote stehenden Mitteln die Aufhebung der Gefälle, die an die oberlingenschen geistlichen Güterkasse zu zahlen sind, wie                z. B das Opfergeld, die sich aus dem früheren Pfarrverband herleiten  erwirken will. 
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Ich bin der zuversichtlichen Überzeugung, dass die höheren Behörden diesen mehrfach ausgesprochenen Wunsch der Eingesessenen zur Erfüllung bringen werden. Ich hoffe, dass diese Erklärung ausreichend sein wird, die Spannung zu lösen, welche durch die Verpflichtung zur Leistung von Abgaben zur Geistlichen Güterkasse in vielen Gemütern entstanden ist.“ 

Trotz dieser zuversichtlichen Überzeugung wurden die Gefälle,                                 „die an die sich nicht natürlichen Abgaben“ schon vor Ablauf dieses Jahres unter Androhung von Pfändung wieder eingefordert. 

Im Jahre 1821 wurde die Kirche zu Recke um einige Fuß erhöht und dadurch gewissermaßen mit einem zweiten Stockwerk versehen.                            1823 musste Turm der protestantischen Kirche in Ibbenbüren einer gründlichen Reparatur unterworfen werden, die einen Kostenaufwand von 

838 Taler verursachte. Obgleich die bürgerliche Gemeinde damals nicht mehr verpflichtet war, für derartige Bauten der Protestanten aufzukommen, wurde dazu dennoch ein freiwilliger Beitrag von 126 Taler aus der Kommunalkasse bewilligt. 

1823 war die katholische Kirche in Ibbenbüren derartig verfallen,                dass man notwendigerweise zum Bau einer neuen Kirche schreiten musste, zumal die alte Kirche wegen der Zunahme der Bevölkerung zu wenig Raum bot. Nach Überwindung verschiedener Schwierigkeiten konnte am 5. Mai 1829 der Grundstein gelegt werden. Den Bauplatz hatte Kolon Upmeier bei einer Anzahlung von 100 Taler gegen einen jährlichen Kanon von 8 Gulden der Kirchengemeinde in Erbpacht gegeben, wobei einer vierprozentige Verzinsung ( bzw. 25- fache Ablöse) vereinbart war. 
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Der Bau der Kirche wurde nach einer Zeichnung des königlichen Bauinspektors Müser vom Baumeister Johann Bernard Berensmeier ausgeführt. Nach dem Tode von Berensmeier am 1. Oktober 1832 wurde der Bau vom Baumeister Heinrich Busjan beendet. Als Mit-Unternehmer müssen Zimmermeister Anton Hövel und Mühlenbauer Gerhard Steingröver (Moy-Gerd) genannt werden. Berensmeier, Hövel und Steingröver haben verschiedene Kirch- und Turmbauten ausgeführt, weshalb man sie „Thoanskerls“ (Turmkerle) zu nennen pflegte. Leider fanden beim Kirchbau in Ibbenbüren zwei Arbeiter durch Sturz vom Gerüst den Tod, nämlich Hildebrand Drees (evangelisch) und Anton Remme (katholisch). Am 22. September 1831, dem Tag des                            Hl. Mauritius, war der Bau so weit vollendet, dass die neue Kirche an diesem Tage vom Bischof Caspar Max geweiht werden konnte. Bei dieser Gelegenheit hielt der berühmte Münstersche Domdechant und Domprediger Kellermann die Festerede, der wir folgende Stelle entnehmen:

„Ihr seht dieses geräumige,  prachtvolle Gebäude, wie es auf festen Mauern auf hochstrebenden Säulen sich emporhebt, ein Werk erhabener Kunst und ruhmwürdigen Fleißes, ein Werk erhabener Kunst und ruhmwürdigen Fleißes, ein Werk von unsäglichen Arbeiten, Sorgen und Kosten. Es ist vollendet unter Gottes Beistand. Es steht fest gegründet für Jahrhunderte, den späten Nachkommen ein ehrwürdiges Denkmal eures frommen Sinnes und ausdauernder Bemühungen.“ 

Als ein Werk „erhabener Kunst“ mag die Kirche mit Unrecht bezeichnet werden, immerhin aber macht sie im Innern trotz ihrer einfachen Bauart einen großartigen und erhabenen Eindruck. Namentlich aber sind die Durchsichtigkeit der Kirche und ihre vorzügliche Akustik beneidenswerte Vorzüge, welche nicht hoch genug geschätzt werden können. Dagegen ist am meisten zu bedauern, dass die Kirche eines steinernen Gewölbes entbehrt.
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Am 31. Oktober 1833 war auch der Turm vollendet. An diesem Tage wurde das Kreuz aufgesetzt und mit dem Hahn vom alten Turm gekrönt. 

Der Geselle Busjan, ein Bruder des Baumeisters, hielt bei dieser Arbeit folgende Ansprache: „Donnerschluck, wat sitt ick hier hauge!“ (Donnerschlag, was sitzt ich hier hoch). Der Chronist Kaplan Tüshaus bemerkt dazu: „Weitere Weisheit wurde auch nicht laut.“ Am 9. April 1834 begann der Abbruch des alten Turms. Natürlich fing man bei der Spitze an, so Tüshaus. Die Steine waren nur sehr lose verbunden und ein Fundament war nicht vorhanden.

Unter solchen Umständen ist es zu bewundern, dass dieser Turm nahezu 50 Jahre gestanden hat. 

Abgesehen von den umsonst übernommenen Fuhren von Baumaterial und Materiallieferungen betrugen die Baukosten für Kirche und den Turm rund 24.000 Taler, für die Kirche 16.000 Taler, für den Turm 8.000 Taler. Dazu kamen noch etwas über 2.500 Taler Nebenkosten kamen, so dass die aufzubringende Gesamtsumme rund 26.500 Taler betrug. Davon konnte aus den vorhandenen Mitteln nahezu die Hälfte gedeckt werden. 13.533 Taler 10 Groschen wurden ausgeliehen. Sie mussten aus dem Ertrage der zu diesem Zweck bewilligten Kirchensteuer amortisiert werden. 

Über die Beschaffung der Baumittel bemerken wir:                        Die in der Provinz Westfalen bewilligte Kollekte ergab 2.923 Taler, wovon Ibbenbüren 567 Taler aufgebracht hatte, die übrigen Gemeinden des Kreises Tecklenburg erbrachten 534 Taler, die weiteren Kreise im Regierungsbezirks Münster 1.771 Taler, die Regierungsbezirke Minden und Arnsberg gaben 51 Taler.                Außerdem hatte die Gemeinde Ibbenbüren infolge von freiwilligen Zeichnungen (Darlehen) 8.372 Taler beigesteuert. Dazu kam u. a. noch ein Geschenk von 600 Talern von der Westfälischen Provinzial-Hilfskasse.

Im Jahre 1858 war noch eine Restschuld von ca. 4.000 Talern vorhanden, die der Pfarrer Bartmann, wahrscheinlich aus eigenen Mitteln, abtrug. Leider wurden dabei die kirchlichen Umlagen vollständig aufgehoben, was später bei fehlender fester Einnahme arge Verlegenheiten brachte. Daher entschloß man sich 1885, wieder feste Einnahme einzuführen. 

Die neue Kirche hat im Laufe der Zeit wiederholt Schaden gelitten. Schon vor der Vollendung verlor sie durch einen Sturm circa 600 Pfannen. Größerer Unheil haben zwei weitere Stürme

am 29. November und 26. Dezember 1836 angerichtet, wodurch ein großer Teil der Kirche abgedeckt wurde. 

Da es unmöglich war, die erforderliche Zahl Dachpfannen zu beschaffen, wurden die entblößten Flächen notdürftig mit Brettern bedeckt. Leider erlitt infolgedessen auch das Gewölbe der Kirche durch Schnee und Regen großen Schaden, so dass der Kuppel-Bewurf stückweise herunterfiel und zur Verhütung von Unglücksfällen zum Teil entfernt werden musste. Die Wiederherstellung der Decke, die wegen Geldmangel bis 1843 verschoben werden musste, erforderte 1.000 bis 1.500 Taler. 

Um ähnliche Unglücksfälle zu verhüten, versah man 1843 die westliche Hälfte des nördlichen Daches (gemeint ist die nördliche Hälfte des westlichen Daches) mit sogenannten Sturmlatten und schützte außerdem das Gewölbe durch eine darüber gezogene Sinderflur (Mineralwolle?). 

1837 wurde der Turm von einem Blitzstrahl getroffen, der aber keinen bedeutenden Schaden anrichtete. In große Gefahr kam die Kirche nebst dem Pastorat bei dem großen Brand vom 24. 9.1846, sie wurde aber mit viel Mühe geschützt und erhalten. 

Dieses Brandunglück hat 24 Häuser, 2 Schulen und den Turm und das Dach der evangelischen  Kirche zerstört. Das Andenken an das Brandunglück bewahren die damals geschmolzenen und 1848  umgegossenen Glocken der  Kirche, welche die Inschrift tragen: 

„Feuer brannte uns nieder den 24. September 1846,                      Feuer gab uns wieder, den 24. Juli 1848“

Wegen der alten und der neuen Verbundenheit Ibbenbürens mit der Stadt Tecklenburg wollen wir zum Schluss dieses Abschnittes noch die Bemerkung beifügen, dass in Tecklenburg nach 300jähriger Unterbrechung am 15. Mai 1843 zum ersten Mal wieder ein katholischer Gottesdienst im Hause eines evangelischen Bürgers gehalten werden konnte. Am 23. April 1845 wurde der Grundstein zur neuen katholischen Kirche in Tecklenburg gelegt, die am 6. Oktober des folgenden Jahres vom Landdechanten Rahfeldt feierlich eingeweiht wurde.
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Siehe auch bei Rosen, Ibbenbüren einst u. jetzt,  S. 433                                                   DIE GESCHICHTE DES SCHULWESENS IM AMT IBBENBÜREN

XV. Gründung Katholischer Schulen in Ibbenbüren 1780-1850

Beim Kampf um die Schulen waren noch größere Schwierigkeiten zu überwinden, als bei der Lösung der rein kirchlichen Fragen. 

Da die vorhanden Schulgebäude fast ohne Ausnahme im Besitze der Protestanten waren, mussten die Katholiken fast überall neue Schulen bauen, was mit großen Kosten verbunden war und bei der damaligen Armut doppelt drückend erschienen. Dazu kam noch die volle Entschädigung der im Amt befindlichen evangelischen Lehrer. Zudem stieß die Gründung katholischen Schulen schon deshalb auf heftigen Widerstand seitens der Regierung, weil diese eine große Vorliebe für Simultanschulen hatte, die als Pflanzstätten religiöser Duldung und Toleranz, betrachtet wurden. 

Jedoch trat 1822 eine Änderung ein, als sich das Ministerium unter Staats-Minister Von Altenstein am 27. April ganz entschieden für konfessionelle Schulen aussprach. Es galt aber noch, besonders in den Bauernschaften, ein weiteres Hindernis zu überwinden. Die Münstersche Schulordnung schrieb nämlich vor, dass alle Kinder die betreffende Bezirksschule besuchte müssten. Daher mussten die Katholiken, welche innerhalb des Bezirks einer protestantischen Schule wohnten, ihre Kinder in diese Schule schicken

oder doppeltes Schulgeld bezahlen. Auch zwischen den katholischen Bezirken gab es deswegen Reibereien, weil die Lehrer fast nur auf das ohnehin geringe Schulgeld angewiesen waren.
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1851 entschied die Regierung, das der Besuch der Bezirksschule in der Obergrafschaft Lingen nicht gefordert werden kann, weil diese beim Erlass der Münstersche Schulordnung noch nicht zum Bistum Münster gehörte.  

Est genüge, wenn die Eltern nach den Bestimmungen des allgemeinen preußischen Landrechts für den gesetzmäßigen Unterricht ihrer Kinder sorgen. Diese Übelstände hörten erst auf, als das Schulgeld wegfiel und die Schulen 1874 von den Kommunen übernommen wurden. Nach diesen Vorbemerkungen lassen wir nun kurz die Entstehungsgeschichte der einzelnen katholischen Schulen in Ibbenbüren folgen.

Die Stadtschulen

Bis zum Jahre 1810 gab es in der Stadt Ibbenbüren nur eine einzige Schule. Sie war unter einem protestantischen Lehrer konfessionell und geschlechtlich gemischt Sie zählte damals etwa 250- 300 Kinder. 

Im Jahre 1811 wurden die Mädchen von den Knaben getrennt und in demselben Schullokal von der geprüften katholischen Lehrerin Zurmühlen unterrichtet. Im Jahre 1812 plante man die Erbauung eines zweiten Schulgebäudes und wollte die Mittel dazu durch Zeichnung freiwilliger Beiträge aufbringen. Dieser Plan kam aber wegen der Kriegswirren nicht zur Ausführung. Die Lehrerin Zurmühlen legte bald darauf wegen Krankheit ihre Stelle nieder. Der katholische Lehrer Richter und danach die katholische Lehrerin, Frau Langen führten die Schule dann                                         als Privatschule fort. Als Frau Langen 1819 wegen Kränklichkeit den Unterricht einstellte, bat die katholische Lehrerin Frau Platz, geb. Mohrmann 

„die schon seit Jahren vorhandene Privatschule auf allgemeinen Wunsch fortführen zu dürfen, da das öffentliche Schulwesen darunter nicht leide“. 
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Es erfolgte jedoch am 23. Juni 1819 von der Regierung ein abschlägiger Bescheid, 

„da eine solchen Schule dem Lehrer die weibliche Jugend und damit das Schulgeld entziehe. Sie dürfe aber vorläufig außerhalb der Schulzeit Unterricht in weiblichen Arbeiten erteilen.“ 

Am 8. November 1819 bestand Madame Platz in Münster das Examen als Hauptlehrerin. Jetzt wurde von vielen Bürgern das Gesuch um ihre Anstellung erneuert. Amtmann Sporleder versuchte, ihre Anstellung mit allen Mitteln zu hintertreiben. Er hielt sogar in der Stadtverordnetensitzung eine günstige Bewertung der Regierung absichtlich geheim, obwohl ihm vom Kaufmann Rohmann  scharf zugesetzt wurde. Trotz seines Widerstandes wurde Madame Platz am 21. November 1820 als Hauptlehrerin der Mädchenschule zu Ibbenbüren angestellt.                                Als Schullokal musste eine größere Stube dienen. Die simultane Knabenschule stand nun unter einem reformierten Lehrer, die simultane Mädchenschule unter einer katholischen Lehrerin. 

Damals zähle die Knabenschule 185 Kinder, nämlich 135 Katholiken, 48 Reformierte und 2 Juden;                                                                Die Mädchenschule hatte 176 Kinder, nämlich 132 Katholiken, 42 Reformierte und 2 Juden. Die Gesamtzahl der schulpflichtigen Kinder war also 361.

Im Jahre 1831 endlich wurden die Schulkinder nach Konfessionen getrennt, die katholischen Kinder blieben auch geschlechtlich getrennt. Die jüdischen Schulkinder wurden der protestantischen Schule überwiesen. Als erster katholischer Lehrer wurde Franz Joseph Kampers am 2. Januar 1832, zunächst provisorisch, am 29. August 1833 definitiv angestellt.                           Die Lehrerin Platz blieb an der jetzt katholischen Mädchenschule. 
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Da das bisherige Schullokal bei den Protestanten verblieb, mieteten die Katholiken für die Knaben einen Raum in der so genannten „Mettingh`s Kaserne“ (jetzt Bruno, Große Str. 5) und richteten ihn notdürftig ein. Zugleich musste das Zimmer für die Mädchenklasse bald erweitert werden. 1837 wurde das jetzige Schulhaus (Gelbe Schule) an der Roggenkampstraße gebaut und zwar als einstöckiges Gebäude mit 2 Klassenzimmern.

Die Bauerschaftsschulen 
Die eigentliche Geschichte der katholischen Bauernschaftsschulen beginnt abgesehen von Laggenbeck, erst mit der „französischen Zeit“.Bis dahin existierten nur so genannte „Kloppschulen“ (an denen Ordensschwestern unterrichteten), welche diesen Namen auch dann beibehielten, als sie von männlichen ungeprüften Lehrerpersonen bedient wurden. Eine solche Kloppschule bestand noch gegen das Jahr 1806 im Heuerhause des Kolons Hemersch zu Püsselbüren, wo der Weber Brüggemann sogar Rechenunterricht erteilte. Im Jahre 1792 kam zur Bauernschafts-Schule Laggenbeck eine zweite in Alstedde und  1797 eine dritte Schule auf dem Dickenberg. Diese beiden Schulen wurden aber mit protestantischen Lehrern besetzt. Im Jahre 1811 finden wir vier weitere Schulgebäude, nämlich in Bockraden, Dörenthe, Lehen und Püsselbüren. Diese Schulen waren von den Eingesessenen der Bauerschaften auf ihre Kosten erbaut worden. Sie mussten auch die Lehrer, welche meistens nicht geprüft waren, auf ihre Kosten unterhalten. Dazu wurde Schulgeld erhoben, damals belief sich das Gehalt des Lehrers in Laggenbeck, einschließlich der Stiftung auf 53 Taler. Das Gehalt der Lehrer in den anderen vier Bauernschaften betrug etwa 50 Taler. 

Im Jahre 1821/22 bezogen nach amtlicher Aufstellung die Lehrer von

1) Laggenbeck

    nebst freier Wohnung 115 Taler 23 Groschen 4 Pfennig

    (Schulgeld für Leseschüler 16 Groschen, 

     für Rechenschüler 1     Taler)

2) Lehen

    einschließlich Kornkollekte, welche 6 Taler einbrachte, 

    35 Taler (Schulgeld gleichmäßig 12 Groschen, später auf 

    20 Groschen und 1841 auf 1 Taler erhöht)
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3) Dörenthe

    bei freier Wohnung, Garten und Ackerland 

    59 Taler 11 Groschen 8 Pfennig

4) Püsselbüren

    27 Taler 15 Groschen

5) Bockraden

   42 Taler 11 Groschen und die Nutzung von 

   3 Scheffelsaat Land.

6) Uffeln

    58 Taler nebst Gewährung von Mittag- und Abendessen,

    das abwechselnd bei den zugehörigen Bauern zu nehmen war.

Das Schulgeld betrug in Dörenthe, Püsselbüren und Bockraden gleichmäßig 18 Groschen, in Uffeln 1 Taler. Mehr oder minder bildete es, wir nochmals ausdrücklich hervorheben wollen, die einzige Bareinnahme. 

Was die Unterrichtserfolge in dieser Zeit angeht, so wurde bis gegen 1820 das Schreiben nur von wenigen Schülern, das Rechnen fast gar nicht erlernt. Dabei war der Schulbesuch ein recht mangelhafter und unterblieb in den Sommermonaten fast ganz.

(Laggenbeck) Der erste Lehrer in Laggenbeck war 1781, wie schon mitgeteilt wurde, Johann Bernhard Mersch. Im Winter 1811 betrug die Schülerzahl 46 Knaben und 22 Mädchen. Die Schule maß 18 Fuß im Quadrat. Eine Amtswohnung wird erst 1820 erwähnt. Schon 1832 betrug die Zahl der Kinder 158. Da das erste Schullokal, das am jetzigen Bahnhof gelegen hatte, verfallen war und inzwischen zu klein war, wurde 1842 ein Neubau errichtet und am 12. November 1842 eingeweiht, die jetzige Knabenschule.

(Püsselbüren) Als das Königliche Bergamt im Jahre 1797 die Knappschafts-Schule auf dem Dickenberg (die spätere Lehrerwohnung) baute, sollten auch die Bewohner von Püsselbüren und Uffeln dazu beitragen und ihre Kinder gegen Bezahlung von Schulgeld dahin schicken. Die Bergleute blieben vom Schulgeld frei. 
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Die Bewohner von Püsselbüren und Uffeln wollten das Schulgeld nicht zahlen, weil die Lehrer evangelisch war. Sie begründeten ihre Weigerung aber mit dem weiten, beschwerlichen  Schulweg. Sie wurden wegen dieser Weigerung am 8. Dezember 1809 vom Prediger und Schulinspektor Rump verklagt, denn „sie hätten eine Nebenschule errichtet“. Darauf wandten sie sich in einer Bittschrift an den Maire (Bürgermeister) von Ibbenbüren unter Berufung auf den „Code Napoléon“, der ihnen gleiche Untertanenrechte gestattete. Sie erwähnten dabei, dass sie für ihre Privatschule einen approbierten Lehrer gefunden hätten, nämlich Andreas Richter.

Dieser Lehrer stand später zugleich der Privat-Mädchenschule in der Stadt vor. Er unterrichtete also abwechselnd dort und in  Püsselbüren. 

Der Unterricht wurde zunächst in einer Stube des Colon Niehaus und darauf in einem eigenen Schulhaus gehalten. Im Jahre 1811 war das Schulhaus bereits vorhanden und stand an der jetzigen Stelle. Colon Apke hatte den Platz dazu geschenkt. Zuvor war geplant, zusammen mit Uffeln die Schule hinter dem Colonate Niermeier aufzubauen. Dieser Bau kam jedoch nicht zur Ausführung, da die Uffelner bemerkten, sie seien vollauf im Stande, eine eigene Schule zu bauen und zu unterhalten. 

Die genannte Bittschrift der Püsselbürener an den Bürgermeister wurde unter Strafandrohung abgelehnt, obwohl sie 1810 beifügten, „es mache ihnen keine Sorgen, wenn sie sich verpflichten müssten, den Bergamtslehrer zu entschädigen.“ Trotzdem führte Lehrer Richter die Privatschule fort, bis er nach Neuenkirchen übersiedelte, wo er am 29. Juli 1819 als Lehrer angestellt wurde. 1819 ließen die Püsselbürener den Sohn des Heuermanns Hermann Heinrich Rohlmann auf ihre Kosten einen dreimonatlichen Kursus an der Normalschule zu Münster unter dem berühmten Schulmann und Seminarleiter Bernhard Overberg mitmachen. 
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Dieser Kursus hatte einen so glücklichen Erfolg, dass Rohlmann am 8. Mai 1821 mit der Bestallungsurkunde für die Schule in Püsselbüren versehen wurde. Die Zugehörigkeit zur Schule auf dem Dickenberg brachte noch manche Schwierigkeiten mit sich. Erst am 2. August 1828 einigte man sich darauf, dass die Zugehörigkeit zur Schule nur nach der Konfession bestimmt  werden sollte. Kindern unter 10 Jahren wurde die Wahl der näheren Schule freigestellt wurde. Lehrer Dress auf dem Dickenberg erklärte sich damit einverstanden, behielt sich aber das Recht auf Ent-

schädigung vor. Mittlerweile hatte man in Püsselbüren an der alten Stelle eine neue Schule gebaut, die am 29. Oktober 1828 eingeweiht wurde.

(Uffeln) So wie Püsselbüren hatte auch Uffeln schon Anfang dieses Jahrhunderts eine eigene Nebenschule, aber bis 1820/21 kein besonderes Schulhaus. In einer Eingabe von 1815 heißt es:

„Die Kinder von Uffeln gehen seit 13 Jahren zum Unterricht beim Heuerling Joh. Gerhard Bange, dem Bruder des Colons Bange. Er will im Sommer die Normalschule besuchen, um die Approbation zu bekommen. Die Uffelner wünschen die Erlaubnis zu einem Schulbau.“ 

In dieser Eingabe wird die Zahl der Kinder von 35 Knaben und 24 Mädchen genannt, während Bange selbst schreibt: 

„In die Püsselbürensche Nebenschule sind an Knaben zusammen 27, Mädchen 18. 

Schullehrer Gerd Bange, Ueffelen den 6. Merz 1815.“ 

Im Jahre 1820 wurde den Colonen Pötter und Bange der Bau eines neuen Schulhauses und die Annahme eines approbierten Lehrer ihrer Konfession erlaubt. Als katholischer Lehrer wurde am 8. Mai 1821 Johann Gerhard Bange, ein Sohn des Colons Bange angestellt.

(Alstedde und Schafberg) Bis zum Jahre 1818 bestand in Alstedde eine Simultanschule unter einem protestantischen Lehrer. Die Gründung der Schule fällt zeitlich mit der Errichtung der katholischen Schule in Laggenbeck zusammen. Daher ist wohl anzunehmen, dass die Gründung in Alstedde damit in ursächlichen Zusammenhang steht. Die Mittel zum Schulbau wurden durch freiwillige Gaben aufgebracht, wozu auch die Katholiken beitrugen. Da jedoch die Katholischen wegen des protestantischen Lehrers ihre Kinder zurückhielten und in die Stadt 

oder nach Laggenbeck zur Schule schickten, verlegte man die Alstedder Schule 1818 auf den Schafberg. Im Heuerhaus des Ignaz Tenbrink („Bonaparte“, Ecke Alpenstr.-Osnabrücker Str.) fand der Unterricht statt.  In dortiger Gegend lebten mehr Protestanten. Zur Zeit befindet sich die Schule noch an derselben Stelle. Die Verlegung  wurde in beiden Kirchen von der Kanzel aus bekannt gegeben. Auf Befehl des Landratsamts wurde im Jahre 1828 der Bezirk dieser Schule genau festgelegt. Man vereinbarte, dass die Kinder dieser Schule, sobald sie das 10. Lebensjahr vollendet hätten, zu einer anderen Schule ihrer Konfession gesandt werden dürften, ohne dass sie doppeltes Schulgeld zu zahlen hätten. Als der dortige protestantische Lehrer Feldmeier im Jahre 1843 seinen Abschied nahm, versuchten die Katholiken die freie Stelle mit einem katholischen Lehrer zu besetzen, 

„da die Kinder zur Hälfte der katholischen Religion angehörten, also abwechselnd auch ein katholischer Lehrer verlangt werden könne.“ 

Die Evangelischen brachten dagegen vor, 

„die Katholiken besitzen schon vier Simultanschulen, weshalb die fünfte Schule den Evangelischen zusteht.“ 

Unmittelbar nach der französischen Zeit waren nämlich die Schulen von Laggenbeck, Alstedde, Bockraden, Dörenthe und Lehen als Simultanschulen  erklärt worden.

Sie standen darum auch unter einem gemischten Vorstand, zu dem der katholische und der evangelische Pfarrer gehörten.
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Die Protestanten kamen mit ihren Antrag durch, die Schule auf dem Schafberg war für die Katholiken endgültig verloren. Sofort planten die Eingesessenen von Alstedde die Gründung einer eigenen Schule. Vorläufig, aber waren ihre Bemühungen vergebens. Colon Determeyer holte daher eine Hauslehrerin, deren Unterricht auch von einigen benachbarten Kindern besucht wurde. Um das Jahr 1857 errichtete Colon Overmeyer in seinem Nebenhause eine Privatschule für die Nachbarschaft unter der Lehrerin Frl. Loose. 1858 wurde die jetzige öffentliche Schule gebaut und 1859 wurde Frl. Loose als Lehrerin angestellt. Erst seit 1877 wird diese Schule auch von einer männlichen Lehrperson bedient.

(Dörenthe) Schon 1752 wurde in Dörenthe Gerd Schütte als Schulmeister vorgeschlagen, aber nicht angenommen. 1811 war bereits ein eigenes Schulhaus vorhanden. Man hatte nämlich die Zimmermanns-Scheune des Kötters Berensmeyer als Schullokal gemietet. Schulunterricht hatte zwar schon früher begonnen, denn der erste Lehrer Dassmann Senior bestand bereits am 8. November 1805 die Prüfung an der Normalschule zu Münster. Er wurde jedoch, wie die Lehrer in Bockraden, Lehen und Püsselbüren, erst im Jahre 1821 förmlich als Lehrer anerkannt. Am 8. Juni 1816 vermachte der Colon Schulte-Crude dieser Schule eine Stiftung von 500 holländischen Gulden, 

„deren Zinsen dem Schullehrer zu Dörenthe als Zulage bezahlt werden sollen.“ 

1821 wurde auch ein neues Schullokal mit Lehrerwohnung gebaut, welches jedoch nach längerer Benutzung ganz zu einer Lehrerwohnung umgebaut und später verkauft wurde. Das jetzige Schulhaus ist am 3. November 1836 eingeweiht und bezogen worden. Die Zugehörigkeit zum Schulbezirke verursachte langjährige Streitigkeiten mit Brochterbeck, die erst 1851/53 endgültig geschlichtet wurden.
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(Bockraden) Schon vor der Anstellung eines staatliche geprüften Lehrers hatte in Bockraden der Heuermann Körnig, ehemals Kaufmann zu Mettingen, in einer Stube des Wincklerschen Hauses (Gerh. Winkler, Bockraden 25) Unterricht erteilt. Der Schulbau in Bockraden datiert etwa aus dem Jahre 1810. Später wurde die Schule wiederholt umgebaut und später durch einen Neubau ersetzt. Als erster geprüfter Lehrer an der Schule zu Bockraden wurde Ende 1811 Johann Bernhard Bendiek, ein bankrottierter Kaufmann aus Mettingen, angestellt.

(Lehen) In Lehen unterrichtete zuerst der Korbflechter Johann Hermann Müller, der am 7. November 1811 geprüft wurde. Er leistete sehr wenig, besonders in späteren Jahren, deshalb musste der Religionsunterricht von den Geistlichen gehalten werden. Bei seinem Tode 1841 entging man der Aufhebung dieser Schule und der Überweisung der Kinder an die Stadtschule nur dadurch, dass man das Schulgeld von 20 Silbergroschen auf 1 Reichstaler erhöhte und der Lehrer etwa 21 Morgen Grund und Boden nutzen durfte. Die Gründung weiterer katholischer Schule und Schulklassen fällt in den folgenden Zeitabschnitt.
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XVI. Die letzten 50 Jahre (1850-1900)

Auch in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts wurde der Kampf um die Pflicht zur Entrichtung des Opfergeldes und um die verlorenen Stiftungen fortgesetzt. Schon 1848 hatten die Katholiken durch ihren Abgeordneten Pfarrer Bartmann bei der Nationalversammlung in Frankfurt darüber Vorschläge gemacht, ohne dass eine Entscheidung erfolgt war. 

1849 hatten sie in der gleichen Sache eine ausführliche begründete Klage an das Ministerium und an die beiden Kammern gerichtet, worin sie betonten, dass diese Stiftungen und Gefälle unter Verletzung des Westfälischen Friedens nach dem mit Bernard von Galen geschlossenen Frieden von den Reformierten ungerecht erworben wurden. 

Trotz wiederholter und gewaltiger Anstrengungen der Abgeordneten Rohden und Ziegeler ging die zweite Kammer 1851 zur Tagesordnung über. Dagegen entschied sich das Ministerium auf Vorschlag der evangelischen Geistlichkeit für eine gerechte Ablösung der Gefälle, die 1852 zu folgenden Sätzen festgesetzt wurde:

1. vom Rauch- und Opfergeld der10fache Jahresbetrag

2. vom Messkorn der 16fachen Betrag

3. von den Küster-Abgabender 20fache Betrag

Nur äußerst wenige Katholiken haben von dieser Möglichkeit Gebrauch gemacht. Man erwartete immer noch ein unentgeltliche Freigabe von den Abgaben. Zugleich hatte man in früherer Zeit die Erfahrung gemacht,                 dass eine solche Ablösung nicht vollständig zur Ziele führt. 

Sobald nämlich „auf dem grünen Fleck“ eines aufgelösten Besitzstums

ein anderdes Wohnhaus (z. B. ein Kötterhaus) gebaut wurde, 

musste der Besitzer dieses Hauses wieder die gleichen Abgaben zahlen. Zunächst brachte man die Sache 1855 wieder an das Gericht, wogegen die Regierung den Kompetenzkonflikt (die Zuständigkeitsfrage) betonte.                       Im Jahre 1857 wandte man sich nochmals an das Abgeordnetenhaus, dieses Mal mit Erfolg. Es wurde nämlich beschlossen 

„die Petition um Aufhebung und Beseitigung des Opfergeldes dem Staatsministerium zu übergeben.“
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Das Ministerium lehnte die Petition jedoch ab, da die Gerechtigkeit nicht verletzt sei. Durch die angebotene Überweisung an die katholische Geistlichkeit und durch die Gewährung einer Entschädigung von 1.000 Talern wäre der Billigkeit voll entsprochen. Das Gefälle mußte weiter gezahlt und es musste weiter gekämpft werden. 1892/93 wurde auf Antrag der Oberlingenschen Geistlichen Güterkasse endlich eine Zwangsablösung zum 22 2/9 -fachen Betrage festgesetzt. Man muss tief bedauern, dass dieser mehr als 200-jährige Kampf einen so ungerechten Abschluss gefunden hat. Dennoch ist es hocherfreulich, dass dadurch die langersehnte Beruhigung eingetreten ist. 

Einen anderen Kampf rief die Beanspruchung eines Gewinnanteils (Kuxe) am Betriebe des Bergwerks hervor. Ende 1856 machte nämlich das Bischöfliche Generalvikariat zu Münster darauf aufmerksam, dass die Eigentümer des Bergwerks nach den Bestimmungen des „Allgemeinen Landrechts“ (womit die Provinzial-Bergordnungen fast übereinstimmten) verpflichtet seien, außer den Armen eine Freikuxe (Aktien-Anteilsschein) zu geben, auch den Kirchen und Schulen ihres Bezirks je eine Freikuxe zu gewähren. Daher richtete der katholische Kirchenvorstand zu Ibbenbüren an das Oberbergamt in Dortmund die Anfrage, warum diese gesetzliche Bestimmung bisher nicht beachtete worden sei. Die Antwort lautete, dass die Vorschriften des allgemeinen Landrechts auf Staats-Bergwerke keine Anwendung fänden.

Dennoch entschied der Handelsminister, dass der Betrag von 2 Freikuxen  in Zukunft an die Kirchen und Schulen ausbezahlt werden sollen. 

Nach langen Verhandlungen (wobei die Zusage zeitweilig wieder zurückgezogen wurde) , ließ das Ministerium den Kirchen- und Schulvorständen 1865 eine fertigen Entwurf zur Annahme vorlegen, welcher hauptsächlich Folgendes enthielt: 
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„Der Wert der Frei-Kuxe soll nach dem Durchschnitt der Jahre 1843 bis 1862 zu 290 Taler festgesetzt werden. Er soll in Zukunft alle 20 Jahre neu berechnet werden. Eine Erhöhung des Anteils ist ausgeschlossen. Die Aufteilung soll zwischen den katholischen und evangelischen Kirchen und Schulen zu gleichen Teilen geschehen.“ 

Der katholische Kirchenvorstand verweigerte seine Zustimmung zur Aufteilung und wollte mit allen Mitteln eine Aufteilung nach der Zahl der Konfessions-Angehörigen und der Zahl der Schulen durchsetzen. Er musste aber nachgeben, da das Bischöfliche Generalvikariat zu Münster den Verteilungs-Modus als gesetzmäßig erklärte. Das Generalvikariat forderte den Kirchenvorstand auf, den Vergleich anzunehmen „bei persönlicher Verantwortlichkeit und Ersatzpflicht.“ 

Einen weiteren Einspruch gegen dieses Abkommen erhoben die Schulgemeinden zu Dörenthe und Lehen, welche vom Gewinnanteil ausgeschlossen waren. Sie wurden jedoch abgewiesen, weil sie

„selbständige Schulgemeinden wären und ihre Bezirke nicht vom fiskalische Steinkohlen-Grubenfeld bei Ibbenbüren berührt seien.“ 

Auch konnte nicht erreicht werden, dass Laggenbeck als eine zu Ibbenbüren gehörende Kirchengemeinde aufgefasst wurde und als solche mitberücksichtigt  wurde.

Auch von der Gravenhorster Eisenhütte als Besitzerin der Zeche Rochus hatte man, wie vom Fiskus, die Herausgabe zweier Freikuxen gefordert                 und nach der Weigerung der Hütte den Weg der Klage beschritten. 

Die Klage wurde 1866 zurückgenommen, da die Grubenbesitzer sich nun bereit erklärten, den Ertrag der Freikuxen ab 1862 zu bezahlen. 
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Ebenso wurde diese Forderung an die Zeche Perm gerichtet.  

Die Verteilung der Anteile stieß auch in diesem Falle auf erhebliche Schwierigkeiten, weil Laggenbeck ein Drittel der kirchlichen Freikuxe für sich beanspruchte. Diese Forderung wurde nach längeren erregten Verhandlungen abgewiesen, 

„da eine Filialkirchengemeinde Laggenbeck, wie durch zwei Verfügungen des hochwürdigen Bischofs ausdrücklich bekräftigt würde, noch nicht existierte.“ 

Auch über die Verteilung der Gelder aus der Schul-Kuxe entstanden ähnliche Streitigkeiten, welche aber weniger heftig waren, weil die Kirchspiel-Schulen, wie die Stadtschulen 1874 aus dem Etat der Gemeinde bezahlt wurden.

Im Jahre 1897 wurden die Freikuxen der fiskalischen Gruben wegen der Mindereinnahmen infolge des Wasserdurchbruchs für die nächsten 20 Jahre von je 870 Mark auf 539 Mark 68 Pfennige herabgesetzt. Davon erhielt die katholische Kirche zu Ibbenbüren 126 Mark (früher 237 Mark 13 Pfennig) die Kirche zu Laggenbeck erhielt 21 Mark 10 Pfennige.

Die Gruben Rochus und Perm haben schon seit Jahren keinen Gewinn aufzuweisen, so dass die Kuxen dieser Zechen z. Zt. nichts einbringen.

Aus einem dritten, allgemeinen Kampf, dem sogenannten Kulturkampf,             bei dem viel höhere Güter auf dem Spiel standen, wollen wir nur einige Dinge hervorheben, welche insbesondere Ibbenbüren betreffen:

1. Pfarrer Bartmann wurde angeklagt, auf der Kanzel „Seine Majestät, den Kaiser von Deutschland beleidigt und eine Einrichtung der katholischen Kirche beschimpft zu haben“. Er erreichte jedoch am Kreisgericht Tecklenburg einen Freispruch.

Ebenso kam er wegen des Besitzes von Akten der Bonnike-

Stiftung mit dem Gerichte in Konflikt, ohne dass eine Bestrafung

erfolgen konnte. Auch wurde er natürlich, wie alle anderen 

katholischen Pastöre, als Schulinspektor abgesetzt. Die Ortschul-Inspektion ging an den Amtmann zu Ibbenbüren und die Kreisschulinspektion ging an den evangelischen Pfarrer in

Tecklenburg über. 
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2.  Die durch den Tod von Kaplan Witte im Jahre 1879 offene

Kaplanstelle blieb über 4 Jahre unbesetzt, obwohl die

noch vorhandenen zwei alten Seelsorge-Geistlichen die Arbeit

nicht bewältigen konnten.

3. Der Kirchenvorstand, dessen Vorsitzender der jetzige                               Reichtags-Abgeordnete Wattendorf war, hat mit der größten Zähigkeit und Opferwilligkeit die Rechte der Kirche verteidigt und dafür Straf-Verfügungen, ja selbst Pfändung und  Zwangsversteigerung über sich ergehen lassen müssen.

4.  Der bekannte Staatszuschuss von 1.000 Talern wurde 1884 gesperrt und er kam 8 Jahre lang nicht zur Auszahlung. Im Jahre 1892 sind diese Sperrgelder dann wieder gezahlt worden.

5. Die Kirchengemeinde hat in ihrer Treue zur Kirche und zu ihren

Geistlichen fest ausgeharrt und zum Unterhalt der gesperrten Seelsorger reichlich gespendet, wobei die eigenen Pfarrgeistlichen auf jeden Anteil verzichteten.

6. Zu Fronleichnam befahl der damalige Amtmann, die ausgehängten Fahnen gleich am folgenden Tage zu entfernen. Da man diesem Befehl teilweise nicht nachkam, wurden die Fahnen unter polizeilicher Hilfe enfernt oder die Masten abgesägt

7. Die Lehrer und Lehrerinnen durften ihre Schulkinder nicht zur

Kirche und bei der Prozession begleiten. Sie wurden gezwungen, zur Sedanfeier, zusammen mit den protestantischen Schulen den Festzug durch die Stadt und die Belustigung (Veranstaltung) in einer Wirtschaft mitzumachen.                                                                                        (Der Sedantag erinnerte an die Kapitulation der französischen Armee am 2. September 1870)
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8. Die unter geistlicher Leitung stehende Rektoratschule musste

die drei oberen Klassen augeben. Sie musste dem Unterricht auf die

zwei untersten Klassen beschränken.

Die Katholiken sind aus diesem Kultur-Kampfe siegreich und gestärkt hervorgegangen, wenn auch die Wunden, welche die Kirche dabei erlitten hat, bis heute noch nicht vollständig geheilt sind.

Nach Beendigung (?) des Kulturkampfes 1884 wurde die offene Seelsorgestelle sofort wieder besetzt. Da jedoch die Bevölkerung unserer Gemeinde außerordentlich gewachsen war, genügte die Zahl der Seelsorge-Geistlichen nicht mehr, zumal Pfarrer Bartmann altersschwach und kränklich wurde. Auch Kaplan Wöstmann hatte seine Jugendkraft längst eingebüßt. Bartmann feierte im Jahre 1882 sein goldenes Priesterjubiläum.                               Kaplan Wöstmann konnte das gleiche Jubiläum 1889 begehen und 1899 folgte seine diamantene Jubelfeier. Wöstmann ist z. Zt. der älteste aller Priester des Bistums Münster. Unter solchen Umständen wurde 1885 eine neue Stelle, eine zweite Kaplanstelle errichtet. Zur Gründung dieser Kaplanstelle bewilligte der Kirchenvorstand einen Zuschuss von jährlich 300 Mark, während das Bischöfliche Generalvikariat für diesen Zweck pro Jahr 900 Mark, später 600 Mark, aus der Bonnike-Stiftung (Kaufmann aus Hopsten) überwies. Am 7. Februar 1885 wurde Rektor Tigges zum ersten Inhaber dieser zweiten Kaplanei ernannt und im folgenden Jahre zugleich mit der Pfarrverwaltung betraut. Darauf erwarb der Kirchenvorstand im Jahre 1887 für 2.400 Mark ein passendes Grundstück an der Roggenkampstraße, wo im gleichen Jahre eine Wohnung (alte Kaplanei, Nr.17) für den Kaplan Tigges gebaut wurde, die etwa 7.500 Mark gekostet hat. Am 22. Dezember 1897 vollendete Pfarrer Bartmann sein wohltätiges Leben. Pfarrer Cremann (der Autor), bisheriger Kaplan in Coesfeld, wurde am 13. Dezember 1888 als sein Nachfolger eingeführt. 
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Die Gemeinde Ibbenbüren hat eine Ausdehnung von 32.240 Morgen mit etwa 11.000 Bewohnern, davon sind zwei Drittel katholisch. Wegen der Gebirge müssen die Gläubigen sehr beschwerliche, teilweise zweistündige Wege zum Besuch des Gottesdienstes machen.Es müssen daher nicht bloß mehr Seelsorgerstellen geschaffen werden, sondern auch darauf Bedacht genommen werden, den entferntesten Pfarrangehörigen durch Errichtung von Nebenkirchen oder durch Abpfarrung an näher gelegene Nachbargemeinden den Besuch des Gottesdienstes  zu erleichtern. 

Schon  1838 hatte darum der Bischof von Münster erlaubt, in der Bauerschaft Laggenbeck eine eigene Kapelle oder Kirche zu erbauen. 

Diese sollte von einem vierten Geistlichen bedient werden sollte. 

Der Bau kam damals nicht zu Stande. Von 1857 bis 1861 hielten der Vikar Kösters und danach der Privatgeistliche Rählmann, der vorher verheirateter Arzt gewesen war, in einen Anbau der Laggenbecker Schule an Sonn- und Feiertagen Gottesdienst. Am 11. Juli 1861 wurde Baldamus zum Vikar von Laggenbeck ernannt.  Unter Baldamus begann 1861 der Bau der jetzigen Kirche, die 1863 vollendet wurde. 1883 wurde sie mit einem außerordentlich gefälligen Turm versehen. 1891 wurde die bisherige Tochtergemeinde Laggenbeck unter Vikar Lefert von Ibbenbüren getrennt und zu einer eignen „Pfarrei Laggenbeck“ erhoben. Sie erhielt 1804 den bisherigen Vikar von Ahlen, Johannes Reiermann als ersten Pastor.                      1897 kam noch ein Kaplan hinzu, für den 1899 eine eigene Wohnung gebaut wurde, die gegenwärtig fast fertig ist.                                                                  1891 wurde auch ein Teil von Dörenthe mit den Colonen Spieker und Stallfort nebst ihren Heuerleuten von Ibbenbüren getrennt und nach Saerbeck abgepfarrt. 
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Wiederholte Verhandlungen über die vollständige Abpfarrung des Teils von Dörenthe, welcher kirchlich nur wegen des Begräbnisses zu Ibbenbüren gehört, sonst aber schon vor langer Zeit  zu Brochterbeck gehört, hatten keinen Erfolg, weil zugleich auch die zu Ibbenbüren gehörigen Dörenther nach Brochterbeck abgepfarrt werden sollten. Trotz der Aufbesserung der Gehälter seitens des Staates und durch die Stiftung Bonnike blieben die Geistlichen und der Küster zu ihrem Unterhalte hauptsächlich auf milde Gaben angewiesen. Für den Pfarrer wurde zu Weihnachten und Ostern Beichtgeld erhoben und zu Vierhochzeiten beim Gottesdienste eine Kollekte mit dem Teller gehalten. Außerdem gab es den sogenannten Spendenopfer-Rundgang, welcher wegen der außerordentlichen Zunahme der Bevölkerung immer mehr zu einem Rundlauf geworden war, da täglich im Durchschnitt 70 bis 80 Familien, an einzelnen Tagen sogar etwa 100 Familien zu besuchen waren. In der Stadt Ibbenbüren war die erste Woche nach „Heiligen Drei Könige“ für den Opfer-Rundgang des Pfarrers bestimmt, die zweite Woche für den Kaplan, die dritte für den Küster.                Im Kirchspiel war der Rundgang des Pfarrers an den ersten 14 Tagen nach der Mauritius-Oktav,  darauf hatten auch der Kaplan, der Vikar und der Küster der Reihe nach ihre 14 Tage Rundgang. In der neunten Woche nach Mauritius wurde auch noch eine Strohkollekte für den Pfarrer gehalten.                         So waren von den 52 Wochen des Jahres 12 Wochen für die Kollekten bestimmt. Alle diese Sammlungen haben jetzt aufgehört. Am 24. November 1891 beschloss der Kirchenvorstand einstimmig, dass das so genannte Beichtgeld und das Opfergeld zu Vierhochzeiten nicht mehr eingesammelt wird und der Pfarrer aus der Kirchenkasse dafür entschädigt werden soll. Weiter fasste der Kirchenvorstand am 23. Oktober 1804                                    folgenden Beschluss: 
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„Die so genannten Rundgänge, 

welche der Pfarrer, erster Kaplan, der Vikar und der Küster jährlich für sich abhalten, sind nicht mehr zeitgemäß.

Sie sind unwürdig und oft Ärgernis erregend, die Pfarreingesessenen werden durchaus nicht mehr ihrem Vermögen entsprechend belastet. 
Der Kirchenvorstand beschloss daher einstimmig, diese Rundgänge abzuschaffen, sobald die jährlichen Einkünfte der Kirchenkasse eine Übernahme des Ausfalls an Gehältern gestattet.“ 

Beiden Beschlüssen trat die kirchliche Gemeindevertretung ebenfalls einstimmig bei. Von der Gemeinde wurde diese Neuerung mit verständnisvollem Wohlwollen aufgenommen. 1896  konnte der Rundgang endgültig entfallen. Seitdem ist das Gehalt des Pfarrers wesentlich erhöht worden. 1809 wurde den Pfarrern ein bedeutender Staatszuschuss bewilligt, so dass ihr Gehalt nun als ausreichend und angemessen bezeichnet werden muss. Hoffentlich wird es mit der Zeit auch möglich , die Gehälter der Hilfs-Geistlichen und Kirchendiener in entsprechender Weise zu verbessern. Dabei ist natürlich eine Erhöhung der Kirchensteuer und der Stolgebühren vollständig ausgeschlossen. Das Gehalt des Organisten wurde bereits 1896 von 75 Mark auf 300 Mark erhöht. Dadurch konnte die damals offene Stelle mit einer geeigneten Persönlichkeit wieder besetzt werden konnte. Was die Amtswohnungen betrifft, so war früher nur für den Pastor eine Dienstwohnung vorhanden. Diese war aber außerordentlich schlecht und mit der Zeit derartig verfallen, dass Pastor Cremann bei seinem Amtsantritte diese Wohnung nicht beziehen konnte und in der 1887 erbauten Kaplanei (alte Kaplanei, Roggenkampstr. 17) seine Wohnung nahm. Im Jahre 1890 wurde darum ein neues Pastorat (neben der Kirche) gebaut, wobei zugleich 2 Wohnungen mit je 2 Zimmern für den ersten Kaplan und für den Vikar vorgesehen wurden. 
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Der Bau ist nach dem Plan des Architekten Rinklage vom Baumeister Julius Hövel ausgeführt worden, er konnte 1891 in der Woche nach Pfingsten bezogen werden. Das neue Pastorat ist so geräumig und so fest und dauerhaft gebaut, dass es voraussichtlich Jahrhunderte lang seinem Zwecke genügen wird. Die Baukosten, welche 30.000 bis 33.000 Mark betrugen, sind bereits bis auf 6.700 Mark getilgt.Weitere Amtswohnungen, wie dieses Pastorat und die zweite Kaplanei konnten bisher noch nicht gebaut werden. Fast noch notwendiger, als der Bau des Pastorats erschien die Restauration und Ausschmückung der Kirche (erbaut 1832). Wiederholt hörte man, die Kirche sehe aus wie ein Pferdestall, und tatsächlich war diese Äußerung nicht ohne alle Berechtigung. Die bewährte Spendenfreudigkeit der Gemeindemitglieder hat es 1892/92 möglich gemacht, das Innere der Kirche in durchaus würdiger und stilgerechter Weise zu restaurieren und zu verschönern, ohne dass dabei die Kirchenkasse in Anspruch genommen wurde. Die Restaurierungs-Arbeiten sind vom Bildhauer Stracke und vom Kirchenmaler Marx aus in Bocholt ausgeführt worden. Sie haben einen Kostenaufwand von etwa 20.000 Mark erfordert. Dazu kamen noch die Kosten für die beiden recht preisgünstigen Chorfenster von Müller-Hickler in Aachen, welche 2.450 Mark betrugen. 

Als Beispiel für die berühmte Opferwilligkeit der Gemeinde möge noch die Tatsache hervorgehoben werden, dass die erste Tellerkollekte, welche zum Zweck der Restaurierung in der Kirche gehalten wurde, einem Betrag von 2.000 Mark aufwies. 

Das Äußere der Kirche erforderte eine Erneuerung des Daches. Sie wurde an der Nordseite im Jahre 1878 ausgeführt, an der Südseite 1895. Die Kosten wurden von die Kirchenkasse übernommen. 
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Am 19. Juni 1899 wurde der Helm des Turmes von einem Blitz stark beschädigt, welcher auch das Innere der Kirche durchfuhr, ohne dort bedeutenden Schaden anzurichten. Da man sich bei der Ausbesserung dieser Beschädigungen auf das Notwendigste beschränkte, wurde es möglich, aus der gewährten Versicherungssumme von 1.149 Mark auch noch die Anlage eines Blitzableiters zu bezahlen.

Auch das Inventar der Kirche bedurfte einer Erneuerung und Vervollständigung. Der Hochaltar war so geschmacklos und unschön, dass man sich zur Beschaffung eines neuen Altares entschließen musste. Dieser Altar wurde 1891/92 von dem genannten Bildhauer Stracke als Baldachin-Altar entworfen und für 12.000 Mark ausgeführt. Am 23. Juli 1893 konnte der neue  Altar, der nach allgemeinem Urteil dem Künstler zur Ehre und der Kirche zum schönsten Schmucke gereicht, vom hochwürdigsten Bischof Hermann feierlich eingeweiht werden.                             Außer diesem Altare wurden unter anderem von einzelnen Wohltätern folgende Inventarstücke geschenkt:

1872 ein neuer 16armiger Kronleuchter,

entworfen und angefertigt von Firma Falger in Münster

1882 eine neue Krippe von Fleige in Münster

1883 ein zweiter Kronleuchter mit 50 Kerzenhaltern

von Hertel und Friedhoff in Münster

1887 ein neuer Taufstein (gestiftet von Többen) von Hertel und Fleige

1889 eine zweite, kleine Monstranz von

Johann Aloys Bruun in Münster

1892/93 zwei neue Ziborien, (Gefäße zur Aufbewahrung der konsekrierten Hostien) ebenfalls von Bruun.

Von den beiden alten Ziborien wurde das kleinere der Krankenhaus-Kapelle überlassen, das größere (aus Messing) wurde für 5 Mark (!) in Zahlung gegeben.

1893 neue Chorstühle von Stracke u.s.w.

Für die Schönheit und Gediegenheit all dieser Gegenstände bürgen die Namen der betreffenden Künstler.                                            
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Weitere notwendige oder wünschenswerte Arbeiten, z. B. die Beschaffung neuer Nebenaltäre, Kirchenfenster, Bänke etc. bleiben der nächsten Zukunft vorbehalten. Nebenbei wollen wir noch bemerken, dass im Jahre 1900 auch die Beleuchtung der Kirche bedeutend besser geworden ist, da sie der neuerrichteten städtischen Gasanstalt angeschlossen wurde.                                   Unter dem Inventar der Kirche nehmen die Orgel und die Glocken eine wichtige Stelle ein,  man kann sich einen feierlichen Gottesdienst ohne Orgelbegleitung und Glocken-Geläute kaum denken. Da die Orgel und die Glocken viel zu wünschen übrig ließen, wurde 1871 eine neue Orgel angeschafft, die aber diesen Namen kaum verdiente, weil man die Hälfte der alten Register beibehielt, um Geld zu sparen. Wegen verschiedener  Umstände hat sich die Orgel als so wenig dauerhaft erwiesen. Sie musste bald durch ein ganz und gar neues Werk ersetzt werden. Auf die Anschaffung einer besseren Orgel folgte 1881/82 zum goldenen Jubiläum des Pfarrers Bartmann der Kauf von vier neuen Glocken, welche die Namen Mauritius, Maria, Joseph und Aloysius tragen. Sie wurden von Petit und Edelbrock in Gescher gegossen. Die Glocken haben die Töne e, d, fis, und d (Oktav). Sie haben ein Gewicht von 1.758 Pfund, 2.603 Pfund 1.247 Pfund und 285 Pfund. Sie kosteten mit Zubehör 8.938 Mark. 

Die Hauptinschriften der Glocken lauteten :

1. Mauritiusglocke -Deorsum voco, sursum duco-.

    (Von oben rufe ich, nach oben führe ich.)

2. Oro, voco, ploro, Maria te honoro.

    (Ich bete, rufe, weine Maria, dich ehre ich)

3. Ecclesiae patrono Josepho laudes sono.

    (Ich töne zu Ehren des heiligen Joseph, des Patrons der Kirche.)

4. Aloysius si convocat ad Missam pius properat.

     (Wenn Aloysius, das Messglöckchen ruft, eilt der Fromme zur

       Messe.)

Das Geläut entsprach vollkommen den Erwartungen, welche man auf die berühmte Firma Petit und Edelbrock gesetzt hatte. Die beiden alten  Glocken wurden für 1.816 Mark zurückgenommen und sind wahrscheinlich eingeschmolzen worden.
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Zur würdigen Feier des Gottesdienstes sind auch die kirchlichen Gewänder  von hoher Bedeutung. Weil diese ihrem erhabenen Zweck größtenteils nicht entsprachen, wurde 1882 ein Paramenten-Verein gegründet, der seitdem unermüdlich gearbeitet hat und mit einem sehr bedeutenden Kostenaufwand Außerordentliches geschaffen hat. Diesem Verein (welchen circa 60 Mitglieder mit einem Jahresbeitrag von 6 Mark angehören) verdanken wir, dass sämtliche Paramente ohne Belastung für die Kirchenkasse würdig gestaltet und reich ausgestattet wurden.

Die hervorragendste Stelle beim feierlichen Gottesdienste nimmt der Kirchengesang ein. Um diesen Gesang 

„im Geiste der Kirche und den genau einzuhaltenden                           kirchlichen Gesetze“

 zu fördern, gründete der selige Franz Xaver Witt in Regensburg 1867             den deutschen Cäcilien-Verein, dem sich 1868 auch das Bistum Münster anschloss. Dieser Verein hat in kurzer Zeit eine so große Verbreitung gefunden und eine so glückliche Besserung des kirchlichen Gesangs herbeigeführt, dass Deutschland in dieser Beziehung alle anderen Länder übertrifft. Im Dekanat Tecklenburg wurde am 21. August 1878 ein Bezirks-Cäcilienverein gegründet, Hopsten hatte schon seit 1875 seinen Pfarrverein. Der Domchor-Direktor und spätere General-Präses Schmidt hielt  persönlich einen längeren Unterrichtskursus im Bezirksverein Ibbenbüren ab, woran auch die Nachbarvereine regelmäßig teilnahmen. Zurzeit umfasst unser Bezirksverein sämtlichen Pfarren des Dekanats Tecklenburg mit Ausnahme der kleinsten Kirchengemeinden. 
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In der Regel findet jährlich eine Generalversammlung der zugehörigen Kirchenchöre statt, welche durch ihrer Gesangsaufführungen vielfach  staunende Bewunderung erregen. Das gilt besonders auch für Ibbenbüren. Zur Förderung der Andacht und des Gebetes dienen die Wallfahrten, Prozessionen, Kreuzwege, Bruderschaften und Vereine. Eine gemeinschaftliche Wallfahrt fand unser Wissen am 6. Juli 1854 nach Telgte statt, die Zahl der Teilnehmer betrug 420. Der ganze Weg wurde zu Fuß zurückgelegt. Man war um 3 Uhr morgens losgezogen und kam am folgenden Tag abends 8 Uhr zurück. An Prozessionen gibt es in Ibbenbüren  nur die Fronleichnamprozession. Sie wird unter allgemeiner Teilname in würdiger und prachtvoller Weise gehalten, und sie hat deswegen eine gewisse Berühmtheit erlangt. Seit 1897 wirkt dabei ein gut geschultes Musikcorps mit, wodurch die Feier noch wesentlich gewinnt. Es verdient Anerkennung, dass auch die Anders-Gläubigen an diesem Tage alles unterlassen, was ihren katholischen Mitbürgern Ärgernis bereiten könnte. Vielfach beteiligen sie sich sogar an der Ausschmückung der Straßen.                  Im Jahre 1857 wurde in unserer Kirche ein Kreuzweg errichtet, er wurde am 29. Mai d. Js. feierlich eingesegnet. Leider sind die Bilder des Kreuzwegs ohne besonderen Wert. Zudem bieten die Wände keinen passenden Raum, um große und würdige Stationsbilder anzubringen.

In Ibbenbüren gibt es nur zwei kirchliche Bruderschaften, nämlich die „Marianische Liebesversammlung“ oder „Rosenkranzbruderschaft“, die am 8. Dezember 1849 gegründet wurde, und die „Todesangst-Bruderschaft“ vom Jahre 1887. 

189

Die erste Bruderschaft zählt ca. 1.200 Mitglieder, die zweite etwa 650 Mitglieder. Die Bruderschafts-Andachten werden stets mit Eifer besucht.

Auch die Fasten-Andachten, wie das althergebrachte „40stündige Gebet“ und das 1891 begonnene „ewige Gebet“ u..s.w. erfreuen sich einer sehr guten Teilname. Eine besonders beliebte Andacht ist die Mai-Andacht, die 1890 eingeführt wurde. Im gleichen Jahre 1890 wurde in unserer Kirche zum ersten Male der „Blasius-Segen“ gespendet. Nebenbei soll bemerkt zu werden, dass in fast allen Häusern im Oktober und in der Heiligen Fastenzeit regelmäßig          jeden Abend  der Rosenkranz gebetet wird. 

Im Jahre 1892 wurde der „Verein von der heiligen Familie zu Nazareth“ gegründet. er umfasst 670 Familien mit nahezu 4.000 Mitgliedern. Außerdem sind der Bonifazius-Verein, der Missionsverein, der Kindheit-Jesu-Verein u. a. zu erwähnen, die aber (abgesehen vom Kindheit-Jesu-Verein), bisher noch nicht entsprechenden Zulauf hatten. Eine besondere kirchliche Feier fand 1896 statt. Vom 4. bis 14. Juli wurde in Ibbenbüren und zugleich in Laggenbeck die erste Mission gehalten. In Ibbenbüren wurde sie von den Patres Seitz, Diel und Seiler, in Laggenbeck von den Patres Sträter, Schwarz und Sander gehalten. Im Beichtstuhle leisteten außerdem noch 4 weitere Patres und 9 Weltgeistliche Aushilfe. Die Mission wurde mit großer Begeisterung aufgenommen. Sie fand eine über Erwarten große Beteiligung. Der Erfolg der Mission war, wie manche Tatsachen beweisen, sehr segenreich und wird hoffentlich noch lange anhalten. Jetzt war die passende Zeit gekommen, um mit zwei noch bestehenden Überresten aus der Zeit der Unterdrückung der öffentlichen Religionsübung aufzuräumen. 1838 hatten die Laienbegräbnisse aufgehört, wie schon erwähnt wurde. Seit 1889 wurde auch auf dem Weg zum Grab gesungen, es fehlte aber immer noch der vorgeschriebene Gebrauch von Lichtern und Weihrauch. 
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Seit dem 5. Juni 1896 werden die Begräbnisse unter genauer Beachtung der kirchlichen Vorschriften durchgeführt. 

Da bei der Erweiterung der Kommunalkirchhofs (an der Schulstraße) vom hochwürdigen Bischofe am 5. Oktober 1896 verordnet wurde,                        von einer Einweihung des Kirchhofs  abzusehen und bei jeder Beerdigung das betreffende Grab einzeln zu segnen, erwies sich die genaue Beachtung der kirchlichen Vorschriften später als umso notwendiger. Am 25. Juli 1896  fand der erste öffentliche Versehgang statt.    

(Überbringung der Kommunion an Kranke , besonders an Sterbende durch den Priester ) 

Die Erwartung, dass die Katholiken diese Neuerung mit Freuden begrüßen und die Andersgläubigen dabei weder Anstoß nehmen noch sich erregen, hat sich vollkommen bestätigt.  

Auf die Behandlung der rein kirchlichen Fragen lassen wir einige kurze Notizen folgen, die zugleich das soziale oder politische Gebiet berühren.

Die Armenpflege hat in dieser Zeit verschiedene Änderungen erfahren.                Die Evangelischen verzichteten im Jahre 1850 gegen eine Entschädigung von 81 Taler 7 Groschen 6 Pfennige (1/4 des Schätzwertes) auf ihren Anteil am baufälligen und zerfallenen gemeinschaftlichen Armenhause. Sie bauten danach ein eigenes Armenhaus, dass jetzige Gemeindehaus an der Kanalstraße. Auch ein neues katholisches Armenhaus wurde errichtet, welches 1.122 Taler kostete. Die Witwe Sweering hatte für den Bau 700 Taler geschenkt, dafür erhielt sie für sich und ihre Nachkommen das Recht, 

„in diesen neuen katholischen Armenhause zwei Stuben mit katholischen Armen aus der hiesigen Gemeinde nach eigener Wahl zu besetzen.“ 
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Der Rest der Unkosten war durch anderweitige freiwillige Beiträge gedeckt worden. Am 1. Oktober 1872 war die Armenpflege wieder eine Angelegenheit der politischen Gemeinde. Die kirchlichen Armenstiftungen und die beiden Armenhäuser blieben jedoch im Besitz der betreffenden Religionsgenossenschaft. Dabei wurden aus Versehen zwei kleinere Schenkungen eingetragen, die für die Bewohner des Armenhauses bestimmt waren. Wegen einer Beschwerde darüber werden seit 1883 von den Zinsen ¾ für die katholische und ¼ der evangelischen Kirchenkasse zweckgebunden ausbezahlt. Mit der Zeit hatten sich im katholischen Armenhause derartige Schwierigkeiten eingestellt, dass der Kirchenvorstand im Jahre 1893 das Haus für 5.826 Mark verkaufte. Der Erlös soll mit den sonstigen Einkünften für das Armenhaus so lange angelegt bleiben, bis es möglich wird, eine neue Armenanstalt unter Leitung von Ordensschwestern ins Leben zu rufen. Eine besondere Erwähnung verdient der im Jahre 1861 gegründete „Katholische Frauenverein oder Nähverein“. Er hat sich um die Bekleidung der Armen außerordentlich verdient gemacht. Noch notwendiger und nützlicher als das Armenhaus ist das katholische Krankenhaus, das sein Entstehen und Gedeihen hauptsächlich dem Kaplan Wöstman zu verdanken hat.                       Die Pflege wird dort von zur Zeit acht Schwestern „des heiligen Franziskus“ zu Mauritz bei Münster wahrgenommen. Das Haus und der Garten sind 1857 für 3.500 Taler vom Schönfärber Wiesener gekauft worden. 1896 ist ein großer Anbau hinzugekommen, der 17.000 Mark gekostet hat. 1897 wurde mit einem Kostenaufwand von 18.400 Mark ein neues Nebenhaus erbaut. Alle Unkosten konnten aus milden Beiträgen vollständig gedeckt werden. 
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Wieviel Großartiges das Krankenhaus seit dem 10. August 1858 geleistet hat, lässt sich daraus ersehen, dass im Durchschnitt täglich 44 Kranke gepflegt wurden. Daneben war fortwährend die eine oder andere Schwester in der häuslichen Pflege beschäftigt. Eine weiter wohltätige Anstalt (Josefsstift) wurde 1891 und 1892 ministeriell genehmigt, konnte aber erst 1899 ins Leben gerufen werden. Es handelte sich um eine Niederlassung der „Schwestern von der göttlichen Vorsehung“ Ihre Aufgabe war die Einrichtung einer Kleinkinder-Bewahrstube, einer Handarbeits- und Haushaltungsschule, und später eines Armenhauses. Dazu wurde 1895 die so genannte Essen’sche Wirtschaft der Witwe Hantelman für eine Summe von 16.000 Mark gekauft und 1898 von Hövel neu aufgebaut und entsprechend eingerichtet, wozu weitere 32.000 Mark erforderlich waren. Nach feierlicher Einweihung des herrlichen Hauses, das nunmehr den Namen „Josephsstift“ führt, wurde am 18. April 1899 zunächst die Bewahrschule eröffnet. Bald darauf begann auch der Handarbeits-Unterricht. Der Andrang war so groß, dass die Zahl der Schwestern von 3 auf 5 erhöht werden musste. Die Bewahrschule wird bereits von 120 Kindern besucht, während am Handarbeits-Unterricht in 3 Abteilungen 181 Mädchen von Stadt und Land teilnehmen. Auch dieses Besitztum ist bereits frei von Schulden, wofür der Gemeinde dankbare Anerkennung gebührt. Zu den kirchlich-sozialen Stiftungen gehört auch der                                       „Katholische Gesellenverein“, der im Jahre 1890 gegründet wurde und mit Vikar Engberding seinen ersten Präses besaß. Dieser Verein zählt 
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gegenwärtig 60 Mitglieder und 210 Ehrenmitglieder. Unter dem Präses Rektor Strumann wurde 1899 das an der Poststraße gelegene Eschmann`sche Haus für 13.000 Mark als eigenes Vereinshaus erworben.Es wurde am 26. Juni 1899 vom hochwürdigen Weihbischof von Galen kirchlich eingesegnet. Von den Erwerbskosten ist nahezu die Hälfte bereits bezahlt. Als ein mehr politischer Verein, der sich die Bekämpfung der Sozialdemokratie zur Aufgabe gestellt hat, muss der                                   „Katholische Volksverein“ genannt werden. Er trat 1891 ins Leben und hat zur Zeit 319 Mitglieder. Bei einer im Jahre 1898 abgehaltenen Vollversammlung traten der Abgeordnete und Oberlandgerichts-Rat Roeren und der Diözesanpräses des Vereins, Domvikar Croll als Redner auf. Zu den politisch-kirchlichen Vereinen im weiteren Sinne kann auch die „Ibbenbürener Vereinsdruckerei, Gesellschaft mit beschränkter Haftung zu Ibbenbüren“ gerechnet werden, die am 21. März 1899 mit einem Kapital von 33.500 Mark gegründet wurde. Ihre Aufgabe war der Druck und Verlag der „Ibbenbürener Volkszeitung“. Mit dieser Zeitung besitzen die Katholiken unseres Kreises eine eigenes Zentrumsorgan, welches ihre Interessen mit Wärme vertritt, ohne die religiöse Überzeugung der Andersgläubigen zu verletzen. Das Blatt zählt bereits nach nur einjährigen Bestande 2.165 Abonnenten, ein Beweis, dass die Katholiken für die Wichtigkeit und Notwendigkeit einer solchen Zeitung das richtige Verständnis haben. Was die Weiterentwicklung der katholischen Schulen in Ibbenbüren betrifft, so haben sich diese sowohl in der Stadt, als auch in der Landgemeinde um je 4 Schulklassen vermehrt. 
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Das vorhandene Schulgebäude von 1837 (die Gelbe Schule an der Roggenkampstr.) wurde 1875 aufgestockt und 1897 durch einen zweistöckigem Anbau erweitert. Gegenwärtig umfasst die Schule sechs Klassenzimmer, in denen je 3 Knaben- und 3 Mädchenklassen von 3 Lehrern bzw. 3 Lehrerinnen unterrichtet werden. In Laggenbeck im Amt Ibbenbüren bestehen seit 1872 zwei geschlechtlich getrennte Oberklassen unter einem Lehrer und eine Lehrerin. Dazu kam 1886 eine geschlechtlich gemischte Unterklasse, die von einer Lehrerin geleitet wird. Es gibt im Kirchspiel Ibbenbüren acht einklassige Schulen unter je einem Lehrer. 1876 ist nämlich Schierloh und 1886 Bockraden II zu den sechs alten einklassigen Schulen hinzugekommen. Die  Lehrer (und Lehrerinnen) erhalten 1.200 (900) Mark Grundgehalt nebst Alterszulagen. Die Alterszulagen betragen in der Stadt je 180 (120) Mark und in der Landgemeinde 140 (100) Mark. Die Schülerzahl beträgt in der Stadt circa 460, in der Landgemeinde etwa 940, von denen ca. 230 Schüler auf Laggenbeck entfallen. Besonders verdient noch bemerkt zu werden, dass sämtliche Kommunionkinder zwei Jahre lang am freien Nachmittag den Religionsunterricht besuchten, der vom Pfarrer und zwei Kaplänen in den Schulräumen der Stadt erteilt wurde. Die Kinder fassen diesen Unterricht durchaus nicht als Last auf, ein Beweis, dass noch etwas von dem alten Opfergeiste in ihnen steckt. Der Erfolg dieses Unterrichts ist sehr erfreulich.

Neben den Elementarschulen besteht in der Stadt noch eine katholische Rektoratschule und eine evangelischen und auch eine katholische Mädchenschule. Diese wurde 1888 gegründet, sie kann sich aber wegen der zu geringen Zahl von zur Zeit nur 10 Schülerinnen kaum halten.
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Die Rektoratschule führt ihre Wurzeln auf die „Lateinische Schule“ von 1819 zurück, die 1829 in eine so genannte „Privatschule“ und 1840 in eine „Gewerbeschule“ verwandelt wurde, die aber nicht gedeihen wollte.                        Als „Rektoratschule“ trat sie 1859 unter dem ersten Rektor Gustav Schröder ins Leben. 

Da die finanziellen Verhältnisse ihren Bestand gefährdeten, bildete sich 1870 der „Verein der katholischen Schulfreunde“, der für die Zwecke dieser Schule ca. 9.000 Mark aufbrachte. Im Jahre 1872 wurde vom Verein das an der Roggenkampstraße gelegene Rektorat-Schulgebäude gebaut und  1894 mit einem Stockwerk versehen, so dass nun neben einer geräumigen zweistöckigen Wohnung für den Rektor fünf Schulklassen zur Verfügung stehen. Der Unterricht wird in 5 Klassen (Sexta bis Obertertia) von drei geistlichen Lehrern (Rektor, Konrektor, Kreisvikar) und einem weltlichen Lehrer erteilt. Die Schülerzahl beträgt zur Zeit 86, von denen 64 dem katholischen und 22 dem evangelischen Bekenntnisse angehören. 

Werfen  wir zum Schluss noch einen flüchtigen Blick auf die übrigen Ortschaften der ehemaligen Obergrafschaft Lingen, so finden wir überall erfreuliche Fortschritte, welche denen von Ibbenbüren kaum nachstehen. 

In Brochterbeck wurde 1860 eine neue katholische Kirche gebaut, die in neuerer Zeit  sehr geschmackvoll ausgestattet und dekoriert worden ist. Mettingen kann sich seit 1894 des Besitzes eines der schönsten Gotteshäuser rühmen, welche das Bistum Münster aufzuweisen hat. Besonders verdient dabei hervorgehoben zu werden, dass sämtliche übergroßen Kosten des Kirchhauses ohne auswärtige Kollekten von der Gemeinde selbst aufgebracht wurden. 
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In Mettingen wurde 1885 ein Krankenhaus gegründet, dessen Kosten hauptsächlich von einer einzelnen begüterten Familie bestritten wurden. 

In Recke wurde die Pfarrkirche recht würdig ausgestattet und in der Bauernschaft Steinbeck wurde 1891 eine Tochterkirche errichtet, die 1892 mit einem Rektor besetzt wurde. Seit 1897 besitzt die Gemeinde Recke ein Krankenhaus. Auch in Halverde wurde die Kirche in angemessener Weise dekoriert, obgleich man dort bald gezwungen sein wird, zu einem Neubau zu schreiten. Aus der früheren Grafschaft Tecklenburg wollen wir die erfreuliche Tatsache hervorheben, dass seit einigen Jahren in Margarethen-Lengerich nach mehr als 350jähriger Unterbrechung wieder eine katholische Gemeinde mit Gotteshaus und Schule besteht, die bereits über 300 Mitglieder zählt.

Hiermit ist die „Geschichte der katholischen Kirche zu Ibbenbüren“ zum Abschluss gebracht. 

Mit vollem Recht konnten wir diesem Werkchen als Leitspruch die Worte des heiligen Paulus vorsetzen: 

„Bonum certamen certavi fidem servavi.“ 2. Tim. IV. 7.                                              (Einen guten Kampf habe ich gekämpft, ich habe den Glauben bewahrt.“) 

Hoffentlich werden diese Berichte aus der Vergangenheit von Ibbenbüren ein Wegweiser für die Zukunft bleiben!

Druckfehler-Berichtigung

Seite 29 Zeile 13 v. o.  lies Namendeutung statt Namensdeutung

Seite 42 Zeile  9. v. u.   lies Z. 14 ff. v. u.      statt Z. 10 ff. v. o. 

Seite 105 Zeile 2. v. u.  lies Große Straße    statt Breite Straße

Seite 123 Zeile 15 v. u.  lies Bestätigungs…  statt Bestätigungsgebühr

Seite 131 Zeile 11 v. u.  lies XII                     statt XVI

Seite 131 Zeile 4 v. u.   lies  Orgel                 statt Orgeln

Seite 160 Zeile 14 v. u.    lies die                     statt der

Seite 187 Zeile 2 u. v.       lies die 3 kleinsten statt kleinsten 
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Verbesserungen und Zusätze:
(Ubena Seite 13) 
Zu der Endung ena bemerkte Heintze in seiner Schrift „Die deutschen Familiennamen“ auf Seite 35:  „Diese Endung weist nicht bloß auf den Vater, sondern auch auf den Ahnen hin. Da diese Bezeichnung besonders für angesehene Geschlechter Wert hatte, bei welchen der Name auch einen Anteil an dem alten Besitze und den alten Ruhme der Familie zusicherte,                  so ist es nicht zufällig, wenn wir unter den klangvollen Namen dieser Bildung vielen alten Häuptlingsnamen begegnen.“ 

(Tiemann und Büker Seite 23)

Den Namen Tiu(mann) behandelt Kemper im „Bonenjäger“ Seite 34 etc.,  den Namen Büker in der Götterstätten, Seite 76 bis 79.                                        Übrigens leitet er Büker von Bock ab und es soll der Büker seinen Namen deshalb bekommen haben, weil er (als Küster) die Böcke zum Opfer für den Götzen Thor vorbereitete und schlachtete. Dann aber passt der Büker nicht zu dem Götzen Tiu, weil diesem seine Böcke geopfert wurden.                                               Zudem muss man gestehen, dass die Herleitung dieser beiden Namen viele Einwendungen zulässt.

(Dörenthe Seite 23/24)

Zu unserer Erklärung des Namens Dörenthe schreibt uns ein sachkundiger Professor: 

„Die Deutung ist sprachlich möglich, ich gebe auch gerne zu, dass sie hübsch ist, aber für wahr halte ich sie nicht. Ich meine, dass Dörenthe von Dorn abzuleiten ist. Das Dorf Dören(trup) in Lippischen wird noch jetzt „in den Dören“ d. h. in den Dornen genannt. Ebenso heißt das Dorf Dören bei Paderborn in der Vita Meinwerci „Thurnithi“ und in einer Urkunde von 1238 „Dornede“ d. h. Dorngebüsch“.

Man wird also trennen müssen Thurn-ithi (nicht Thur-nithi) wobei das angehängte ithi bloß Endung, aber kein eigenen Wort ist.
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(Ledde, Seite 24)                                                                                                                 Lid oder Lith ist aus Versehen mit Waldschlucht statt Bergschlucht wiedergegeben. Allerdings heißt es in einer alten Urkunde „silva quae dicitur lith“, weshalb dabei vielleicht vorzugsweise an einem bewaldeten Berg zu denken ist.

(Püsselbüren Seite 28)                                                                                                      Über den Ursprung des Namens Püsselbüren ist der oben genannte Professor ebenfalls anderer Meinung:

„Es gibt einen alten Personennamen Buso oder Boso. Daraus entstand folgerichtig, nach den Regeln der Namenskunde, Busel, daraus Buselinc oder Puselinc, daraus Buselincburen, d. h. die Wohnung Puselincs.“ 

Wir akzeptieren diese Deutung umso lieber, weil nicht feststeht,                                  ob die Porstensträucher schon von Alters ebenso genannt werden, und weil zudem unsere Porstensträucher (Possenstrücke) mit Unrecht diesen Namen führen, da sie zu einer anderen Familie gehören. Es kommt noch hinzu, dass es in unserer Gemeinde noch mehrere Namen gibt, welche aus Buso und Boso entstanden sind, z. B. Busemeier, Bose und Poys. 

(Tecklenburg Seite 30/31)

Die aus Esselen entlehnte und von diesem mit vielen Gründen verteidigte Behauptung, dass schon Cobbo der Gründer der Grafschaft Tecklenburg gewesen sein muss und dort residiert habe, erscheint uns nachträglich doch recht zweifelhaft. Für besser begründet halten wir die Darstellung, welche sich in der Geschichte Münsters von Wilkens (Seite 36 ff) findet. 

Danach bewohnten die Grafen von Tecklenburg ursprünglich die Thukesborgh 

oder Thekeneborgh, d. h. Burg des Thuk oder Theke, ein alter Sachsenname (von thukene gleich streiten, theke oder auch thedo = ein Streiter, Held) 

am Aa-Übergang in Münster, die vor oder von Karl dem Großen erbaut worden ist. Die Burgherren dieser Thukesborgh, die Grafen von Thekeneborgh blieben bis  1173 in Münster und waren Vögte des Domkapitels des Bistums Münster und Osnabrück.
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Um 1173 ließen sie sich in Tecklenburg nieder, erst um diese Zeit erscheint nämlich das dortige Schloss als ihre gräfliche Residenz. Erst 1176 wurde die Schlosskapelle gebaut. Dabei steht aber fest, dass die Grafen schon lange vorher auch in der späteren Grafschaft Tecklenburg und Lingen viele Güter besaßen. Demselben Stamme wird auch die Familie von Thedem (von Detten) entsprossen sein. (Vergleiche Steinen IV, Seite 1.027 und 1.036, Jungii historiae B codex  Nr. VI, Holsche Seite 24, Eckard rer. Franc. lib. XXIII N.  80)

(Kapelle in Dörenthe, Seite 42)                                                                                      Für die Existenz einer Kapelle in Dörenthe sprechen noch manche weitere Gründe, welche uns erst nachträglich bekannt geworden sind. So befanden sich an der von uns bezeichneten Stelle vor circa 40 Jahren noch Fundamente, die damals ausgegraben und zum Hausbau des Colons Albermann verwandt wurden. In fasst unmittelbarer Nähe befindet sich ein Grundstück des Colons Segbert, welches noch heute den Namen „Kerkhof“ führt. Ebenso liegt in Dörenthe bei Colon Ruwe eine Wihme oder Wehme, die früher Gemeindegrund der Kirche war. Endlich hat nach einer alten Überlieferung bei Colon Schmiemann in Dörenthe ein Kaplan gewohnt. Allen diesen Beweisen gegenüber muss die Ansicht von Goldschmidt,                      die betreffende Kapelle habe in Alstedde gelegen, jedenfalls als unrichtig bezeichnet werden. 

(Loysing zu Kruken, Seite 46)                                                                                             Loismann und seine Nachbarn werden noch gegenwärtig „Krückelincsburen“  genannt. Kruken und Krückelinc stammt ohne Zweifel von dem Altdeutschen cruce (Kreuz) woher auch der Name Krücke und Krückendorp (altdeutsch cruceelinethorp, Bauernschaft bei Lüdinghausen) entstanden ist, es bezeichnet also einen Hof oder einen Ort mit einem Kreuze.
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Sollte nicht vielleicht der Übergang von cruce  in Krüz und Krücke ebenso auch die Schreibweise Uffeln und Ueffeln, buchen und büren 

u. a. dafür sprechen, dass im Lateinischen und im Altdeutschen das 

„u wie ein ü“ lautete? Dadurch erklärte sich auch leichter der Übergang von u (ü) in i und umgekehrt, da z. B. Lippe und lüpia, Uebbo und Ibbo (cf. Seite 5) fast den gleichen Klang geben, während Lippe und lupia, Ubbo und Ibbo zu verschieden klingen.

(Legat von Galen, Seite 80)                                                                                          Mit Rücksicht auf Seite 120 Zeile 2 v. u. ist der Zusatz, 

„weshalb man annehmen muss, das derselbe die Bestimmung später zurückgezogen hat“ 

zu löschen.

(5.000 Taler, Seite 99)                                                                                                               Es heißt buchstäblich „5.000 Riksdalers“. Dieselben sollen gemäß einer spätern Angabe ungefähr 6.944 Preußische Taler betragen haben. 

(Bürgergeld, Seite 119)                                                                                               Dieses Bürgergeld musste in gleicher Weise auch an anderen Orten der Grafschaft Lingen bezahlt werden. 

(Turmbau, Seite 104 und Seite 122)                                                                                       Nach einer Chronik des Bürgermeisters Sporleder vom Jahre 1818 ist der Turm 1784 erbaut worden. 

